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Öffentliche Dienstleistungen der 
Daseinsvorsorge geraten zunehmend un-
ter Privatisierungs- und Liberalisierungs-
druck. Nachdem zunächst in den Län-
dern des Südens und den osteuropäi-
schen Transformationsländern sensible 
Bereiche wie z.B. die Wasser- und Ener-
gieversorgung liberalisiert und privati-
siert wurden, sind diese Prozesse mitt-
lerweile auch in Europa Teil der neoli-
beralen Reformpolitik geworden. Dabei 
stoßen diese weltumspannenden Privati-
sierungsprozesse zunehmend auf Kritik 
und werden vermehrt zum Gegenstand 
kontroverser Diskussionen um die Aus-
wirkungen einer Transformation des Öf-
fentlichen nach markt- und betriebswirt-
schaftlichen Kriterien. Wenngleich für 
Europa bislang nur wenige systematische 
Folgenanalysen vorliegen, bieten mittler-
weile eine Reihe von sektor- und länder-
bezogenen Untersuchungen einen Ein-
blick in gegenwärtige Privatisierungspro-
zesse und deren Folgen. 

Die in der vorliegenden Studie dar-
gestellten Fallbeispiele über Privatisie-
rungserfahrungen und deren Folgen be-
ziehen sich auf die Dienstleistungssekto-
ren Wasser- und Energieversorgung, Ver-
kehr (ÖPNV und Eisenbahnfernverkehr) 
sowie Bildung1 in ausgewählten Ländern 
der EU (v.a. Großbritannien, Deutsch-
land, Frankreich, einige skandinavische 
Länder, Österreich und Italien). Die Er-
gebnisse beruhen auf der Auswertung 

einer Vielzahl von Analysen, die Priva-
tisierung und Liberalisierung aus unter-
schiedlicher Perspektive bewerten: Stu-
dien und Gutachten der Europäischen 
Kommission und staatlicher Ministerien, 
privater Unternehmensberatungen, ge-
werkschaftsnaher Forschungseinrichtun-
gen und Gewerkschaften, kritischer Wis-
senschaftlerInnen sowie Nichtregierungs-
organisationen.

Die vorliegende Studie stellt eine kriti-
sche Analyse der Hintergründe und Fol-
gen von Liberalisierung und Privatisie-
rung öffentlicher Dienstleistungen in Eu-
ropa dar. Zentral sind Fragen nach den 
sozialen, sozioökonomischen und demo-
kratietheoretischen Auswirkungen der 
Privatisierungspolitik sowie nach den 
Akteuren und der Rolle der Europäischen 
Union. Zudem liefert die Studie einen Er-
kenntnisgewinn darüber, welche Fragen 
über die Folgen der Privatisierung öffent-
licher Dienstleistungen gegenwärtig nicht 
gestellt werden, bzw. deckt die »blinden 
Flecken« bisheriger Analysen von Priva-
tisierungs- und Liberalisierungsprozessen 
in Europa auf. Somit ist es einerseits Ziel 
der Studie zu informieren, um anderer-
seits die Suche nach alternativen Formen 
der Dienstleistungserbringung mit zen-
tralen Kritikpunkten an der gegenwärti-
gen Privatisierungspraxis zu bereichern 
und Schlussfolgerungen für politisches 
Handeln zu ziehen.

Einleitung

Privatisierung und Liberalisie-
rung öffentlicher Dienstleistun-
gen sind zu einem zentralen 
Bestandteil neoliberaler Reform-
politik in Europa geworden. 

1  Das Konzept der menschlichen Sicherheit wurde 
1994 vom Entwicklungsprogramm der Vereinten 
Nationen (UNDP) geprägt. Der Sicherheitsbegriff, 
der diesem Konzept zu Grunde gelegt wird, orien-
tiert sich an den Bedürfnissen von Menschen und 
weniger an der Sicherheit von Nationalstaaten.
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Begriffsdefinitionen: Liberalisierung, De-Regulierung, 
Privatisierung, Kommerzialisierung

Liberalisierung 
Mit Liberalisierung werden eine Reihe von Maßnahmen (Öffnung von Märkten, Ab-
bau staatlicher Auflagen und Monopolrechte) beschrieben, mit denen in bislang 
staatlich oder öffentlich reglementierten Bereichen Marktbedingungen geschaffen 
werden. Ziel ist die Schaffung von Wettbewerb und die Einführung von Marktme-
chanismen. Außenwirtschaftlich zielt Liberalisierung auf den Abbau der als »Handels- 
und Investitionshemmnisse«bezeichneten staatlichen Regulierungen, zur Einführung 
grenzüberschreitenden Wettbewerbs. Im Bereich öffentlicher Daseinsvorsorge werden 
durch Liberalisierung zwei unterschiedliche Wettbewerbsstrukturen geschaffen: bei ei-
nem Wettbewerb im Markt stehen einzelne Versorgungsunternehmen innerhalb eines 
Versorgungsgebietes im Wettbewerb um die NutzerInnen (z.B. Energieversorgung in 
Großbritannien), bei einem Wettbewerb um den Markt konkurrieren verschiedene Un-
ternehmen um die Übernahme der Versorgungsleistung einer Region oder Kommune 
(z.B. ÖPNV in Skandinavien). In letzterem Fall erhält ein Anbieterunternehmen nach 
einem Ausschreibungsverfahren eine zeitlich befristete Betreiberkonzession und somit 
ein regionales (privates) Monopol. Auch wenn Liberalisierung nicht prinzipiell zu Priva-
tisierung führt, gehen beide Prozesse vielfach Hand in Hand.

De-Regulierung und Re-Regulierung
De-Regulierung und Liberalisierung werden häufig synonym für die Beschreibung 
der Öffnungsprozesse eines vormals regulierten und geschlossenen Marktes bzw. die 
Umwandlung eines nicht-marktlichen Sektors in einen marktlichen Sektor verwandt. 
Im Unterschied zu Liberalisierung zielt De-Regulierung auf die Rücknahme politischer 
und gesetzlicher Bestimmungen/Regulierungen (wie z.B. sozial-ökologische Anforde-
rungen, Umweltstandards, Mindestanforderung an die Qualifikation des Personals). 
Re-Regulierung beschreibt eine veränderte Form der Regulierung unter den Vorzei-
chen oder infolge der Liberalisierung und der stärkeren marktorientierten Steuerung.

Privatisierung
Es gibt unterschiedliche Formen und Prozesse der Privatisierung. Im engeren Sinne 
bezieht sich Privatisierung auf den/die EigentümerIn und meint den Übergang von 
Eigentumsrechten von der öffentlichen Hand auf Private (Vermögensprivatisierung). 
Mit Bezug auf die Privatisierungsprozesse im Bereich der Daseinsvorsorge bedarf es 
jedoch einer Ausweitung dieses engen Verständnisses. So bezeichnet Privatisierung 
hier auch die Übertragung einzelner öffentlicher Aufgaben an private Unternehmen, 
wie z.B. die Übernahme des Managements, bei gleichzeitigem Verbleib der Infrastruk-
tur und der Trägerschaft in öffentlicher Hand, oder das Auslagern bestimmter Unter-
nehmensbereiche (funktionale Privatisierung). Werden jedoch nicht nur Aufgaben son-
dern auch Verantwortlichkeiten und Trägerschaft an Private übergeben, wird von einer 
Aufgabenprivatisierung gesprochen. 

In einem noch weiter gefassten Sinne ist auch die Umwandlung eines Regie- oder 
Eigenbetriebs in eine Eigengesellschaft mit privater Rechtsform als Privatisierung zu 
fassen (Organisationsprivatisierung). Durch die Änderung der Rechtsform (öffentlich- 
in privatrechtlich), meist in eine AG oder GmbH bleibt die öffentliche Hand (die Kom-
mune, der Staat) zwar im »Besitz«der Gesellschaft (z.B. Stadtwerke, Bahn), doch die 
Möglichkeiten demokratischer Einflussnahme und Kontrolle werden gravierend einge-
schränkt. Häufig ist diese Form der Privatisierung der erste Schritt hin zu einer vollstän-
digen, sprich reellen Privatisierung (Vermögens- oder Aufgabenprivatisierung). Befin-
den sich < 50% der Anteile einer privatrechtlichen Gesellschaft in privatem Besitz wird 
von einer Teil- und bei > 50% von einer Vollprivatisierung gesprochen.

Mit Bezug auf das Bildungswesen, Kultur und soziale Sicherungssysteme ist Privatisie-
rung in einem weiteren Sinne zu definieren. Elemente bzw. Prozesse der Privatisierung 
im Bildungswesen sind beispielsweise die Einführung privaten Schulsponsorings, die 
Auslagerung von Management- und Instandhaltungsfunktionen, die Einführung von 
Studiengebühren oder die Einführung kommerzieller Werbung in Schulen und Uni-
versitäten. Im Gesundheitswesen bedeutet Privatisierung vor allem im Pflegebereich 
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5eine zunehmende Übertragung von Aufgaben auf die einzelnen Privathaushalte und 
Familien (wovon primär Frauen betroffen sind). In allen Bereichen spielt das Konzept 
der Public-Private-Partnership (PPP) ebenfalls als schleichende Form der Privatisierung 
eine tragende Rolle, auch wenn es sich hier um gemeinsam von öffentlichen Einrich-
tungen und Privatwirtschaft konzipierte und durchgeführte Vorhaben handelt.

Kommerzialisierung
Kommerzialisierung bezeichnet die Orientierung eines Unternehmens oder eines 
Gesellschaftsbereiches vorrangig an der Maximierung von Gewinnen. Private Unter-
nehmen sind in aller Regel kommerziell ausgerichtet, aber auch öffentliche Unter-
nehmen werden unter dem Druck der Liberalisierung und dem scheinbaren Sach-
zwang leerer öffentlicher Kassen zunehmend einer Kommerzialisierung unterzogen. 
Bereits eine Kommerzialisierung öffentlicher Unternehmen kann weitreichende nega-
tive Folgen haben: Während bei nicht primär kommerziell ausgerichteten Unterneh-
men Quersubventionierung für nicht-rentable öffentliche Einrichtungen (z.B. ÖPNV, 
Schwimmbäder) zur Verfügung steht, sind diese Formen der Umverteilung in kom-
merziell ausgerichteten Betrieben nicht mehr gewährleistet. Die Kommerzialisierung 
öffentlicher Unternehmen – häufig beschönigend als Modernisierung bezeichnet 

– kann in allen Dienstleistungssektoren beobachtet werden und stellt zumeist eine Wei-
chenstellung in Richtung einer Privatisierung dar.
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Seit Mitte der 1980er Jahre werden 
Privatisierungen im Zuge neoliberaler 
Reformpolitik weltweit umgesetzt. Wäh-
rend zunächst v.a. im globalen Süden und 
überwiegend Industrieunternehmen (re-
)privatisiert wurden, werden auch zuneh-
mend im Norden Privatisierungen durch-
gesetzt und sensible Sektoren wie öffent-
liche Dienstleistungen (z.B. Wasserver-
sorgung, Gesundheitswesen, Bildung) so-
wie Wissen und genetische Ressourcen 
dieser Politik unterworfen. 

Die expansive Privatisierungspo-
litik nimmt damit − ganz im Sinne einer 
»Durchkapitalisierung« gesellschaftlicher 
Bereiche − eine neue Dimension an. Pri-
vatisierung und Liberalisierung werden 
dabei ebenenübergreifend umgesetzt: auf 
lokaler, regionaler, nationaler und globa-
ler Ebene treiben internationale und su-
pranationale Organisationen sowie nati-
onale und kommunale Regierungen die 
Prozesse auf unterschiedliche Weise vor-
an. Dem Leitbild der good governance 
folgend, institutionalisieren Weltbank 
und Internationaler Währungsfond (IWF) 
das neoliberale Reformprogramm in den 
Ländern des Südens durch Strukturan-
passungsprogramme bzw. indirekt über 
Armutsstrategiepapiere (PRSP). Über die 
multilateralen Abkommen der Welthan-
delsorganisation (WTO) wird die Libera-
lisierung verschiedener Sektoren auf in-
ternationaler Ebene festgeschrieben. Eine 
der treibenden Kräfte ist auch die Orga-
nisation für ökonomische Zusammenar-
beit und Entwicklung (OECD), die mit 
entsprechenden programmatischen Vor-
gaben die Reformprozesse steuert. Auch 
die Europäische Union (EU) sowie nati-
onale und kommunale Regierungen ver-
ankern Liberalisierung und Privatisie-
rung vielfach als wirtschaftspolitisches 
Reformprogramm (vgl. etwa Huffschmid 
2004a). 

Hintergrund dieser Politik ist die auf 
Marktsteuerung, Effizienzorientierung 
und Wettbewerbslogik beruhende neoli-
berale Ideologie der beteiligten Akteure, 
die der Tetrade der Globalisierung − Pri-
vatisierung, Liberalisierung, De-Regulie-
rung und Kommerzialisierung − den Weg 

bereitet. Mit der Marktöffnung sollen 
dabei auch neue Anlage- und Investiti-
onsmöglichkeiten für privatwirtschaftli-
che Unternehmen und Kapitaleigner ge-
schaffen werden.

Mit der Privatisierungs- und Liberali-
sierungspolitik gehen fundamentale Ver-
änderungen einher, welche die in lang-
jährigen politischen Auseinandersetzun-
gen geformten Gesellschaftsmodelle, die 
Rolle des Staates und das Verständnis öf-
fentlicher Dienstleistungen grundsätzlich 
in Frage stellen (vgl. auch Pelizarri 2004, 
Scherrer et al 2004). Denn die Kommer-
zialisierung, De-Regulierung, Liberali-
sierung und Privatisierung öffentlicher 
Dienstleistungen orientieren sich an öko-
nomischen Effizienzkriterien und dem 
Profitstreben privater Akteure – sozia-
le Rechte und Prinzipien sozial-ökologi-
scher Regulierung dagegen werden zur 
Disposition gestellt. Die Folge ist eine ra-
dikale Umverteilung von öffentlichem Ei-
gentum an Private und somit von »unten 
nach oben«.

Die zunehmend auch in europäischen 
Ländern spürbaren Effekte der neolibe-
ralen Globalisierung sowie die Krise der 
öffentlichen Haushalte gelten vielfach 
als Sachzwänge, die eine Reform des eu-
ropäischen »Wohlfahrtsstaatsmodells« 
scheinbar unabwendbar machen. Der eu-
ropäische Stabilitäts- und Wirtschafts-
pakt stellt dabei eine Art »europäisches 
Strukturanpassungsprogramm« dar, das 
mit dem hiervon abgeleiteten Defizitver-
bot dazu führt, dass radikale Sparmaß-
nahmen insbesondere in sozial- und wirt-
schaftspolitisch bedeutsamen Bereichen 
durchgeführt werden (vgl. Huffschmid 
2003b). Dabei verstellen die zum Teil tat-
sächlich notwendigen Reformen in der 
Erbringung öffentlicher Dienstleistungen 
sowie die Finanzkrisen der öffentlichen 
Hand jedoch den Blick darauf, wie diese 
»Sachzwänge« entstanden sind − sowie 
darauf, welche alternativen Reformstra-
tegien umgesetzt werden könnten. Die 
aktive Rolle europäischer Institutionen 
in der Schaffung der »Sachzwänge«, z.B. 
die Erosion der Steuerbasis der öffentli-
chen Hand durch Steuersenkungen für 

1. Privatisierung öffentlicher Dienstleis-
tungen: Hintergründe, Akteure und 
Argumente 

Das Effizienzdogma und der 
Sachzwang »Finanzkrise öffen-
ticher Haushalte« verstellen den 
Blick auf alternative Strategien 
der Dienstleistungserbringung.
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7große Konzerne und Wohlhabende und 
die Durchsetzung von Liberalisierungs- 
und Privatisierungspolitik auf verschie-
denen Ebenen, wird dabei im offiziellen 
»Legitimierungsdiskurs« verschwiegen.

Öffentliche Dienstleistungen wie En-
ergie- und Wasserversorgung oder öffent-
licher Nahverkehr sind von wirtschafts-
strategischer Bedeutung und wurden da-
her über lange Zeit staatlich erbracht. 
Insbesondere in Europa bzw. der EU war 
mit einer öffentlichen Dienstleistungser-
bringung, die theoretisch allen BürgerIn-
nen zugänglich sein sollte, jedoch auch 
das politische Ziel sozialer Gerechtigkeit 
eng verbunden (vgl. Mahnkopf 2004). 
Die Politik der Liberalisierung und Pri-
vatisierung öffentlicher Dienstleistungen 
steht mit dem weltweiten Durchbruch 
des neoliberalen Paradigmas seit den 
1990er Jahre jedoch auch in Europa ganz 
oben auf der Agenda: Das Projekt der 
europäischen Binnenmarktintegration ist 
hierbei von zentraler Bedeutung, da es 
auf eine grundlegende Restrukturierung 
des öffentlichen Sektors zielt, die neue In-
vestitionsmöglichkeiten für Konzerne er-
öffnet und dazu führt, dass Aufgaben der 
Daseinsvorsorge im Sinne einer Standort-
politik und damit auf eine Wettbewerbs-
logik ausgerichtet werden. Damit offen-
bart sich ein tief greifender Wandel und 
Widerspruch zwischen dem europäischen 

Anspruch einer Förderung von sozialer 
und territorialer Kohäsion durch die Be-
reitstellung öffentlicher Dienstleistungen 
einerseits und der verstärkten Ausrich-
tung der europäischen Politik auf Mark-
töffnung und somit implizit auf eine Pri-
vatisierung öffentlicher Dienstleistungs-
sektoren andererseits. 

Eine Analyse der Privatisierungspro-
zesse öffentlicher Dienstleistungen in Eu-
ropa ist aus unterschiedlichen Gründen 
und vor allem mit Blick auf die Formu-
lierung und Notwendigkeit von alter-
nativen Ansätzen der Dienstleistungs-
erbringung weltweit von großer Bedeu-
tung. Erstens besteht zwischen lokalen, 
nationalen, europäischen und internati-
onalen Liberalisierungs- und Privatisie-
rungsprozesse eine enge Verknüpfung. In 
den GATS-Verhandlungen beispielswei-
se fordert die EU-Kommission in zentra-
len Bereichen der öffentlichen Daseins-
vorsorge Liberalisierungen von anderen 
WTO-Mitgliedsländern, um damit den 
europäischen Konzernen Marktchancen 
im außereuropäischen Ausland zu eröff-
nen (Fritz 2003:35). Zweitens führen die 
Privatisierungs- und Liberalisierungspro-
zesse in Europa zu fundamentalen politi-
schen Auseinandersetzungen um die Rol-
le des Staates und den Charakter öffentli-
cher Dienstleistungen. 

1.1 Effizienter, besser und kundennäher:  
Allheilmittel Privatisierung? 

In den kontroversen Debatten um die 
Privatisierung und Liberalisierung öf-
fentlicher Dienstleistungen und deren 
Folgen bzw. gesellschaftliche Auswir-
kungen stehen sich die Argumente über 
die angeblich positiven Wirkungen pri-
vater Dienstleistungserbringung und die 
zunehmend zu beobachtenden negativen 
Folgewirkungen in der realen Umsetzung 
diametral gegenüber.

Die Argumente der Privatisierungsbe-
fürworterInnen folgen der neoliberalen 
Überzeugung, dass eine marktgesteuerte 
Dienstleistungserbringung positive Effek-
te für alle gesellschaftlichen Bereiche zur 
Folge hat: Mit dem betriebswirtschaftli-
chen Ziel der Gewinnmaximierung sowie 
durch die Konkurrenz zu anderen Anbie-
tern erhöht sich ihrer Ansicht nach die 
Effizienz der Leistungserbringung und 
verbessert sich die Qualität der Dienst-
leistung. Wettbewerb, Effizienzsteige-
rung und Rationalisierung verbessern 
demnach die Kostenvorteile der Unter-

nehmen, wodurch die Nutzungsentgelte 
sinken sollen. Die Übertragung ehemals 
öffentlich erbrachter Dienstleistungen 
auf private Anbieter entlaste zudem die 
öffentlichen Haushalte und steigere lang-
fristig die Investitionen in die Versor-
gungsinfrastruktur der unterschiedlichen 
Sektoren. Die Frage nach einer Regulie-
rung und Kontrolle privater Anbieter se-
hen die BefürworterInnen in einer »ange-
passten« staatlichen Regulierung beant-
wortet, die die Qualität der Dienstleis-
tungserbringung in der Daseinsvorsorge 
sowie die Einhaltung eines Mindestma-
ßes an sozialer Gerechtigkeit garantieren 
soll. Mit der Übertragung der Dienstleis-
tungserbringung auf den Privatsektor soll 
außerdem dem »Klüngel« und der »Vet-
ternwirtschaft« in öffentlichen Verwal-
tungen ein Ende bereitet und mehr Trans-
parenz geschaffen werden. Privatisierung 
bedeutet aus dieser Sicht also die Entste-
hung einer effizienten »Partnerschaft« 
und führt zu einer »Win-Win Situation«, 

»...eine private Dienstleistungs-
erbringung erhöht die Effizienz 
und verbessert die Qualität der 
Dienstleistung und entlastet 
gleichzeitig die öffentlichen 
Haushalte....«
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8 in der Staat, private Akteure und die als 
»KundInnen« angesehenen NutzerIn-
nen gleichermaßen profitieren (vgl. etwa 
ASU/UNI 2003, Deutsche Bank Research 
2000, BDI 2001). 

Während die BefürworterInnen also 
primär mit ökonomischen Effizienzkri-
terien argumentieren, stellen die Kritike-
rInnen die komplexen gesellschaftlichen 
(sozialen, politischen und sozioökonomi-
schen) Auswirkungen von Privatisierun-
gen ins Zentrum ihrer Argumentationen 
und Diskussionen um alternative Ansät-
ze. Dabei weisen sie auf die Grenzen ei-
ner Dienstleistungserbringung im Zei-
chen des Marktes und der Profite hin. 

Vor allem die Gewinnorientierung pri-
vater Akteure steht demnach einer not-
wendigen gesellschaftlichen Umverteilung, 
sozialgerechter Daseinsvorsorge und Re-
Investition in kostenintensive Sektoren 
entgegen. Dementsprechend werden zu-
nehmend eine verstärkte sozialräumliche 
Polarisierung, hohe ökonomische Fol-
gekosten für die öffentliche Hand und 
eine Aushöhlung des politischen Systems 
– durch den Verlust demokratischer Ein-
flussmöglichkeiten – als Folgen der Pri-
vatisierung weltweit beobachtet (vgl. 
etwa Reimon/Felber 2003). Der Behaup-
tung, dass eine ökologisch- und sozialo-
rientierte Dienstleistungserbringung nur 
eine Frage angemessener staatlicher Re-

gulierung privater Anbieter sei, wird ent-
gegnet, dass der Kontrolle und Überwa-
chung privater Dienstleistungserbringung 
die fundamentalen Macht-, Informations- 
und Kapazitätsunterschiede zwischen pri-
vaten Konzernen und öffentlichen Akteu-
ren entgegen stehen und dies die Regulie-
rungsmöglichkeiten öffentlicher Instituti-
onen einschränkt. 

Im Gegensatz zu der Annahme, dass 
durch die Übernahme gesellschaftlicher 
Aufgaben durch Private Korruption in 
öffentlichen Verwaltungen eingedämmt 
werden könne, weisen die Privatisie-
rungsgegnerInnen auf unzählige Prozes-
se hin, die Korruption einen fruchtbaren 
Nährboden geliefert haben (Huffschmid 
2003a). Ausgehend von einem Korrup-
tionsverständnis, das die illegitime und 
illegale private Aneignung öffentlicher 
und privater Ressourcen zum Schaden 
Dritter umfasst, ist Privatisierung öf-
fentlicher Dienstleistungen an sich in ei-
nem weitgefassten Sinne bereits als Pro-
zess der Korruption zu verstehen. Das 
gilt insbesondere dann, wenn Korrupti-
on den Verlust von Transparenz und öf-
fentlicher Kontrolle bedeutet und somit 
einem politischen System, das auf demo-
kratischer Einflussnahme und parlamen-
tarischer Kontrolle basieren soll, die Le-
gitimation entzogen wird (vgl. Altvater 
2003, 2004). 

1.2. Das Konzept der »Öffentlichkeit«

Für die Analyse potentieller Gefahren 
und tatsächlicher Folgen von Privatisie-
rung, Liberalisierung, De-Regulierung 
und Kommerzialisierung öffentlicher 
Dienstleistungen ist die Auseinanderset-
zung mit der gesellschaftspolitischen Be-
deutung des »Öffentlichen« als normati-
ver Bezugspunkt zentral. Denn öffentli-
che Dienstleistungen und Güter (Bildung, 
Gesundheit, Transport, Wasser- und En-
ergieversorgung etc.) stellen das Funda-
ment einer demokratisch gestalteten Teil-
habe aller Menschen an gesellschaftli-
chen Prozessen dar: Ein uneingeschränk-
ter Zugang zu öffentlichen Dienstleis-
tungen gewährleistet die Sicherung von 
Grundrechten insbesondere für diejeni-
gen, die von der Nutzung dieser Dienst-
leistungen bei hohen Nutzungsentgelten 
bzw. exklusiven Nutzungsrechten ausge-
schlossen wären. Zudem sichern sie ge-
sellschaftliche Aufgaben, für die der/die 
Einzelne allein nicht Sorge tragen könn-
te (langfristige Investitionen, Koordinati-

onsaufgaben). Öffentliche Dienstleistun-
gen und Güter tragen somit zur Gewähr-
leistung menschlicher Sicherheit1 im uni-
versellen Sinne bei. Auch wenn das Kon-
zept der menschlichen Sicherheit keines-
falls widerspruchsfrei ist (vgl. von Braun-
mühl 2003), so stärkt es als normatives 
Orientierungskonzept die gesellschafts-
politische Bedeutung öffentlicher Dienst-
leistungen und Güter: Mit Bezug auf die 
Bandbreite der möglichen Veränderun-
gen, die durch eine Privatisierung der öf-
fentlichen Sphäre ausgelöst werden, stel-
len neben der »menschlichen Sicherheit« 
(Bildung und Ausbildung, Gesundheit, 
Alterssicherung, Wasserversorgung, etc.) 
auch die sozioökonomische Sicherheit 
(Arbeitsbedingungen, Arbeitsplatzsicher-
heit) (vgl. etwa Mahnkopf 2003) und die 
politische Sicherheit (Transparenz, demo-
kratische Einflussnahme und Kontrolle) 
wichtige Bezugspunkte dar (vgl. Altvater 
2003). Vor allem letztere unterliegt durch 
den Tatbestand der Korruption im Kon-

»...Privatisierung führt zu einer 
wachsenden sozialräumlichen 
Polarisierung und zum Verlust 
von Transparenz, demokrati-
scher Einflussnahme und gesell-
schaftlicher Kontrolle...«
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9text von Privatisierung einem fundamen-
talen Wandel. 

Die Frage, was ein öffentliches Gut 
oder eine öffentliche Dienstleistung von 
einem privaten Gut oder einer privat er-
brachten Dienstleistung unterscheidet, 
berührt unterschiedliche Dimensionen. 
Dies betrifft insbesondere Fragen nach 
der Verfügbarkeit und der Kontrolle von 
öffentlichen Gütern und Dienstleistun-
gen sowie deren Zugänglichkeit. Öffent-
lich bezieht sich nicht nur darauf, wer die 
Dienstleistung bereitstellt. Vielmehr sind 
hier drei zentrale Aspekte von Öffent-
lichkeit von Bedeutung: 1. Öffentlichkeit 
des Konsums (allgemeine Verfügbarkeit, 
Nicht-Rivalität und Nicht-Ausschließ-
barkeit), 2. Öffentlichkeit der Entschei-
dung (demokratische Kontrolle und Öf-
fentlichkeit der Entscheidungen) und Öf-
fentlichkeit der Verteilung (Zugang und 
Nutzung ist für alle gleichermaßen gege-
ben: Chancengleichheit) (vgl. etwa Mar-
tens/Hain 2002:13, Kaul et al. 2003)2. 

Die Frage nach einer öffentlichen oder 
privaten Dienstleistungserbringung un-
terliegt keiner objektiven, zeitlich deter-
minierten Gesetzmäßigkeit. Ob Dienst-
leistungen von privater oder öffentlicher 
Hand erbracht werden, ist das Ergebnis 

gesellschaftlicher Aushandlungsprozesse 
– und somit eine politische und norma-
tive Entscheidung. Dieser Entscheidung 
liegt in der Regel die Definition eines öf-
fentlichen Interesses zu Grunde, dessen 
Bestimmung wiederum gesellschaftliche 
Machtverhältnisse und Interessen wider-
spiegelt. Im öffentlichen Interesse wer-
den also nicht notwendigerweise die In-
teressen aller gesellschaftlichen Gruppen 
und Bevölkerungsteile repräsentiert. So-
mit garantieren auch öffentlich erbrachte 
und demokratisch kontrollierte Dienst-
leistungen nicht grundsätzlich einen so-
zial gerechten und uneingeschränkten 
Zugang für alle. Den oben formulierten 
zentralen Komponenten des Öffentlichen 
– allgemeine Verfügbarkeit, gesellschaft-
liche Kontrolle und Chancengleichheit 
– kann jedoch nur durch eine öffentliche 
Dienstleistungserbringung Rechnung ge-
tragen werden. Öffentlich ist dabei nicht 
a priori gleichbedeutend mit staatlich, 
sondern umfasst in einem weitreichen-
dem Verständnis (auch) andere, vielfäl-
tige Formen (z.B. Genossenschaften) der 
Bereitstellung von Gütern und Dienstleis-
tungen.

Es sind die verschiedenen Dimensio-
nen des Öffentlichen sowie ihre Bedeu-

2  Hiervon unterscheiden sich private Güter bzw. 
Dienstleistungserbringung, auf die ein (individuel-
ler) Besitzanspruch formuliert werden kann, vor al-
lem durch zwei Aspekte: 1. Ausschließlichkeit des 
Konsums (die Grenze zwischen Inklusion und Ex-
klusion verläuft häufig entlang der monetären Kapa-
zitäten der NutzerInnen), 2. Rivalität des Konsums 
(die Nutzung eines Gutes ist in der Anzahl der Nut-
zerInnen begrenzt) (vgl. Kaul/Kocks 2003). 

»Öffentlich« bezieht sich nicht 
nur auf die Bereitstellung ei-
ner Dienstleistung, sondern 
beschreibt außerdem die allge-
meine Verfügbarkeit, die demo-
kratische und gesellschaftliche 
Kontrolle sowie einen gleichbe-
rechtigten Zugang. 

Kasten 2 
Kriterienkatalog für die Beurteilung der Folgen von 
Privatisierung und Liberalisierung

1. Folgen für die Marktstruktur: Wie verändern sich Markt- und Unternehmens-
struktur? Werden öffentliche in private Monopole umgewandelt und die angestreb-
ten Wettbewerbseffekte dadurch konterkariert? Welche Machtposition haben pri-
vate Akteure und wie können sie diese aufrecht erhalten? 

2. Wirkungen auf die sozioökonomische Sicherheit: Wie entwickeln sich Beschäfti-
gungssicherheit, Arbeitsbedingungen etc. (Prekarisierung)?

3. Wirkungen auf die Versorgungssicherheit (Zugänglichkeit und Verteilung, „mensch-
liche Sicherheit“ und Chancengleichheit): Wie verändern sich Dienstleistungsquali-
tät, Nutzungsentgelte, räumliche Verteilung und welche genderspezifischen, ökolo-
gischen und gesundheitlichen Auswirkungen entstehen? 

4. Ökonomische Folgen für die öffentliche Hand: Wie entwickeln sich Unternehmen-
sprofite und welche ökonomischen Folgekosten ergeben sich für die öffentliche 
Hand?

5. Wirkungen auf die demokratische Einflussnahme und öffentliche Kontrolle, das  
politische System bzw. soziale Demokratie (Stichwörter: Re-Regulierung, Transpa-
renz, Rechenschaftslegung und Korruption)? 
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10 tung für den Erhalt menschlicher, sozio-
ökonomischer und politischer Sicherheit, 
die den Ausgangspunkt für die vorliegen-
de Betrachtung der Folgen von Libera-
lisierung und Privatisierung öffentlicher 
Dienstleistungen in Europa liefern. Somit 
sind bei einer Folgenanalyse Fragen nach 
den sozialen, sozioökonomischen und 
politischen Konsequenzen von funda-
mentaler Bedeutung. Für eine derartige 
Analyse ergibt sich daher ein Kriterienka-
talog, der folgende Aspekte einbezieht: 

Systematische, sektor- und länderüber-
greifende Analysen der Folgen von Pri-
vatisierungen und Liberalisierungen öf-
fentlicher Dienstleistungen in Europa lie-
gen bisher kaum vor. Auch ex-ante Fol-

genabschätzungen sind so gut wie nicht 
vorhanden. In dieser Studie werden des-
halb vor allem sektorale und länderspe-
zifische Analysen europäischer Privatisie-
rungs- und Liberalisierungsprozesse öf-
fentlicher Dienstleistungen zusammenge-
führt und generelle Trends der bisher be-
schriebenen Folgen illustriert. Ein beson-
deres Augenmerk richtet sich dabei auf 
die Rolle der EU-Kommission und nati-
onalstaatlicher Regierungen sowie auf 
das Agieren privater Akteure wie Trans-
nationaler Konzerne (TNK), die den Bin-
nenmarkt nutzen können, um mit Blick 
auf das GATS-Abkommen und bilatera-
le Handelsabkommen »fit für den Welt-
markt« zu werden.
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Die Liberalisierung und Privatisierung 
öffentlicher Dienstleistungen wird so-
wohl auf nationaler als auch auf europä-
ischer Ebene intensiv diskutiert und auch 
vorangetrieben. In einigen Sektoren der 
öffentlichen Dienstleistungen wie zum 
Beispiel Energieversorgung und Trans-
port schreibt die EU eine Liberalisierung 
durch entsprechende Richtlinien vor. In 
anderen Sektoren wie z.B. der Wasserver-
sorgung rufen Pläne zur Einführung des 
Wettbewerbsrechts derzeit heftige Kon-
troversen und Widerstand hervor, auch 
innerhalb verschiedener EU-Gremien. 
Dennoch, generell weißt die Vielzahl der 
unterschiedlichen EU-Maßnahmen und 
-Vorschläge für weitere Marktöffnun-
gen – direkte und indirekte – auf einen 
fortschreitenden Liberalisierungstrend in 
Dienstleistungssektoren hin. 

Öffentliche Dienstleistungen als Säule 
eines demokratischen Gesellschafts-
modells?

Grundsätzlich werden öffentliche 
Dienstleistungen wie Transport, Energie- 
und Wasserversorgung, Bildung und so-
ziale Sicherheitssysteme in der EU als Teil 
der Daseinsvorsorge (vgl. Kasten 1) ge-
sehen, die für alle BürgerInnen zugäng-
lich sein sollen. Die besondere Bedeu-
tung öffentlicher Dienstleistungen wurde 
daher durch die Aufnahme des Artikels 
16 im EG-Vertrag von Amsterdam 1997 
hervorgehoben. Öffentliche Dienstleis-
tungen werden dementsprechend in der 
EU als »ein Schlüsselelement des euro-
päischen Gesellschaftsmodells« angese-
hen und »ihre Rolle bei der Förderung 
von sozialer und territorialer Kohäsion« 
(EU-Kommission 2000a:3) betont. In Be-
zug auf öffentliche Dienstleistungen ist 
daher das EU-Wettbewerbsrecht in vie-
len Bereichen bislang nur eingeschränkt 
gültig. Ausnahmeregeln wie z.B. Gebiets-
monopole (festgelegte Versorgungsgebie-
te für einzelne Unternehmen) und staatli-
che Beihilfen (Subventionen) für Anbieter 
öffentlicher Dienstleistungen (z.B. im Be-
reich ÖPNV) wurden eingeführt. Zudem 
werden einige der netzwerkgebunde-
nen Dienstleistungen (z.B. Wasserversor-
gung) als ein so genanntes »natürliches 

Monopol« angesehen, das letztendlich 
nur von einem Anbieter angeboten wer-
den kann, da z.B. die Errichtung paral-
leler Leitungsnetze für Wasserversorgung 
oder Energieübertragung ökonomisch 
nicht sinnvoll erscheint (vgl. Kasten 3). 

Bis in die Mitte 1980er Jahre wurde in 
vielen Ländern Europas aufgrund dieser 
gesellschaftlichen und wirtschaftlichen 
Relevanz eine staatliche Erbringung öf-
fentlicher Dienstleistungen etabliert. Da-
bei unterliegen öffentliche Dienstleistun-
gen auch einer weitgehenden staatlichen 
sozial-, wirtschafts- und umweltpoliti-
schen Regulierung, die die Wettbewerbs-
prinzipien des freien Marktes außer Kraft 
setzen. Dieser besonderen Bedeutung öf-
fentlicher Dienstleistungen stehen seit 
Anfang der 1990er Jahre jedoch in vielen 
Sektoren weitgehende Liberalisierungs-
maßnahmen und -pläne für öffentliche 
Dienstleistungen in der EU gegenüber. 

Liberalisierung aller Dienstleistungen? 
Entscheidend dafür, ob eine öffentli-

che Dienstleistung den Wettbewerbsme-
chanismen eines liberalisierten Marktes 
unterworfen wird ist derzeit, ob sie als 
Dienstleistungen mit »wirtschaftlichem« 
oder »nicht wirtschaftlichem« Charakter 
angesehen werden. Nach dieser Definiti-
on werden lediglich Dienstleistungen wie 
Justiz- und Sicherheitsdienst (z.B. Polizei 
und Militär) als Dienstleistungen »nicht 
wirtschaftlicher Natur« definiert, die 
dem EU-Wettbewerbsrecht grundsätzlich 
nicht unterliegen. Nur Dienstleistungen 
mit »wirtschaftlichem« Charakter müs-
sen sich dem EU-Wettbewerbsrecht un-
terziehen und sind somit potenziell von 
Liberalisierungsmaßnahmen betroffen 
(vgl. auch Kommission der EU 2001c:5, 
Kommission der EU 2000a:42). Im EG-
Vertrag von Amsterdam (Artikel 86.2) 
werden diese als »Dienstleistungen von 
allgemeinem wirtschaftlichem Interesse« 
bezeichnet. Dazu werden im EU-Grün-
buch (vgl. Kasten 1) zu Dienstleistungen 
von allgemeinem Interesse z.B. Energie-
versorgung, Telekommunikationsdiens-
te und Transportdienstleistungen gezählt, 
die von zentraler Bedeutung für die Da-
seinsvorsorge und die gesamtwirtschaftli-

2. Öffentliche Dienstleistungen in der EU 
unter Liberalisierungsdruck?

In einigen Sektoren schreibt die 
EU eine Liberalisierung durch 
entsprechende Richtlinien vor.
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12 che Entwicklung sind und die somit »von 
staatlichen Stellen im Interesse der Allge-
meinheit erbracht und von ihnen daher 
mit spezifischen Gemeinwohlverpflich-

tungen verknüpft werden.« (Kommissi-
on der EU 2003a:7-8). 

2.1 Die Liberalisierungsagenda der EU:  
Vom Binnenmarkt zum Weltmarkt

Die EU ist in vielen Dienstleistungs-
sektoren mittlerweile zu einem zentra-
len Akteur der Liberalisierungspolitik 
geworden. In den 90-er Jahren wurden 
verschiedene EU-Richtlinien erlassen, die 
für die Dienstleistungssektoren Telekom-
munikation, Post und Verkehr sowie En-
ergieversorgung eine schrittweise Libera-
lisierung vorschreiben. Für die Sektoren 
Bildung sowie Wasserversorgung und so-
ziale Sicherungssysteme hat die EU bis-
her keine Richtlinien zur Liberalisierung 
erlassen. Dennoch ist die EU auch in die-
sen Sektoren ein wichtiger Akteur und 
formuliert politische Vorgaben. Zudem 
wird die Liberalisierung für diese Berei-
che auch von Akteuren auf nationaler 
Ebene oder von internationalen Organi-
sationen wie z.B. der OECD vorangetrie-
ben. 

Ziel der EU-Richtlinien ist die Schaf-
fung eines europäischen Binnenmarktes, 
so dass Dienstleistungserbringung in-
nerhalb der EU grenzüberschreitend und 
ohne Einschränkungen möglich wird 
(vgl. Kommission der EU 2003d). Die 
bestehenden, sehr unterschiedlichen Re-
gelungen zur Erbringung von Dienstleis-
tungen in einzelnen EU-Mitgliedsstaaten 
sollen damit langfristig angeglichen wer-
den. Anstelle bisheriger Monopolrech-
te und Ausnahmeregeln für Anbieter öf-
fentlicher Dienstleistungen sollen nun im 
Zuge der Liberalisierung Maßnahmen 
zur Einführung von Wettbewerb treten. 
Dies sind z.B. private Kapitalbeteiligun-
gen; Ausschreibungsverfahren, Vergabe 
von Konzessionen, Entflechtung von Un-
ternehmenstätigkeiten und Bereitstellung 
von Netzzugang für konkurrierende An-
bieter (vgl. Kasten 1). In einigen Sekto-
ren werden die bisher bestehenden Ge-
bietsmonopole aufgehoben. Das bedeu-
tet, dass in regional abgegrenzten Versor-
gungsgebieten (z.B. Energieversorgung 
für die Stadt Berlin), in denen öffentliche 
Unternehmen alleinige Anbieter waren, 
nun auch andere (private) Anbieter agie-
ren können und somit in Wettbewerb zu 
den etablierten Anbietern treten. Die EU 
verhält sich dabei in Bezug auf die Eigen-
tumsfrage neutral, d.h. Mitgliedsstaaten 
oder Kommunen können selbst entschei-
den, ob Dienstleistungen in privatem oder 

öffentlichen Modus bereitgestellt werden 
(Kommission der EU 2003a: 8-9). Die 
EU-Richtlinien zur Liberalisierung stellen 
jedoch einen Rahmen dar, in dem Priva-
tisierung oft als Teil der Liberalisierungs-
strategien von den einzelnen EU-Staaten 
implementiert wird. Zudem befürwortet 
die EU-Kommission das Engagement Pri-
vater im Bereich öffentlicher Dienstleis-
tungen: Sie schätzt z.B. Public-Private-
Partnerships (PPP) als unverzichtbare, in-
novative Finanzierungslösung (EU Kom-
mission 2004a:12, dies. 2004b). 

Kontroversen um die Anwendung  
europäischer Wettbewerbsregeln

Im Grünbuch zu Dienstleistungen von 
allgemeinem Interesse (2003) macht die 
EU-Kommission deutlich, dass ihres Er-
achtens auch für bisher von der Libera-
lisierungspolitik ausgenommene Sekto-
ren Wettbewerbsregeln gelten sollten. So 
werden Abfallwirtschaft, Wasserversor-
gung und öffentlich-rechtlicher Rund-
funk für eine mögliche Liberalisierung 
ins Auge gefasst (EU-Kommission 2003a: 
12). Insbesondere im Bereich der Wasser-
versorgung ist dies jedoch heftig umstrit-
ten (vgl. Kapitel 5). 

Darüber hinaus werden Strategien dis-
kutiert, die eine »Liberalisierung durch 
die Hintertür« bedeuten würden. Denn 
auch das europäische Vergaberecht im 
öffentlichen Beschaffungswesen (Aus-
schreibungen öffentlicher Aufträge) soll 
liberalisiert werden (vgl. z.B. EU-Kom-
mission 2004b). Bisher sind bestimm-
te Bereiche der öffentlichen Daseinsvor-
sorge auch von der Pflicht zur Ausschrei-
bung öffentlicher Aufträge ausgenom-
men. Würden diese Ausnahmen aufge-
hoben, könnte das Entscheidungs- und 
Regulierungsmöglichkeiten der Kommu-
nen deutlich einschränken. Im Wasser-
sektor, für den bisher keine EU-Vorga-
ben zur Liberalisierung bestehen, könn-
te durch eine Verpflichtung zur öffent-
lichen Ausschreibung Wettbewerbsele-
mente etabliert werden, ohne dass eine 
sektorspezifische Liberalisierungsricht-
linie erlassen wird. Damit werden auch 
gegenwärtige Entscheidungsstrukturen 
auf nationaler und lokaler Ebene umgan-
gen. Von Bedeutung ist hierbei auch, dass 

Das Projekt des europäischen 
Binnenmarktes stellt den ideolo-
gischen Kontext für die Liberali-
sierung von Dienstleistungen in 
der EU dar.
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13die Europäische Kommission im Bereich 
des Wettbewerbsrechts weitgehende Ent-
scheidungsmacht hat, da sie zu Wettbe-
werbsfragen über den Europäischen Rat 
ohne Beteiligung des Europäischen Par-
laments und ohne (formale) Beteiligung 
der EU-Mitgliedsstaaten rechtliche Vor-
gaben schaffen kann (vgl. Schönbäck et 
al. 2003: 440-441). 

Privatwirtschaftliche Akteure wie z.B. 
der Bund Deutscher Industrie (BDI) stel-
len weitreichende Liberalisierungsforde-
rungen für öffentliche Dienstleistungen, 
da sie die Bestimmungen zur Sicherung 
der Daseinsvorsorge als »Deckmantel« 
(BDI 2001:5) für wettbewerbswidrige 
wirtschaftliche Tätigkeiten des Staates 
sehen (BDI 2001; vgl. auch ASU/UNI 
1998, 2003). Die weitgehenden Liberali-
sierungsvorstöße der EU und privatwirt-
schaftlicher Akteure rufen jedoch eine 
fundamentale Kritik u.a. von Nichtregie-
rungsorganisationen, Verbänden kommu-
naler Unternehmen und Gewerkschaften 
hervor (vgl. z.B. VKU 2004; Fritz 2004b; 
Hall 2003), die sich für die Beibehaltung 
der bestehenden Ausnahmeregeln bei 
der Erbringung öffentlicher Dienstleis-
tungen einsetzen. Diese Kritik wurde im 
Zuge von Konsultationen im Weißbuch 
zu Dienstleistungen von allgemeinem In-
teresse aufgegriffen: die EU betont hier 
nochmals die besondere Bedeutung öf-
fentlicher Dienstleistungen und erkennt 
an, dass in Bezug auf deren Liberalisie-
rung noch erheblicher Diskussionsbedarf 
besteht. Zugleich wird hier aber auch das 
Paradigma der Liberalisierung beschwo-
ren, da die Rolle öffentlicher Dienstleis-
tungen für die »Verwirklichung des stra-
tegischen Zieles«, die EU »zum wettbe-
werbsfähigsten, dynamischsten, wissens-
basierten Wirtschaftsraum der Welt zu 
machen« (EU Kommission 2004a: 5) 
hervorgehoben wird. 

Die Bolkestein-Richtlinie:  
Marktradikalismus versus öffentliche 
Dienstleistungserbringung

Beispielhaft für die weitreichende Li-
beralisierungsagenda der EU-Kommis-
sion ist der im Januar 2004 durch den 
EU-Binnenmarktkommissar Frits Bolke-
stein vorgelegte Entwurf einer Dienst-
leistungsrichtlinie (Bolkestein-Richtlinie). 
Der Entwurf sieht eine weitgehende De-
Regulierung von Dienstleistungserbrin-
gung in der EU vor, im Zuge derer bis-
herige sozial-ökologische und andere Re-
gulierungen in den EU-Ländern abgebaut 
bzw. umgangen werden sollen. Der Gel-
tungsbereich des Richtlinienentwurfes ist 
sehr weit gefasst und bietet zugleich wei-
ten Interpretationsspielraum, so dass po-

tentiell auch öffentliche Dienstleistungen 
der Daseinsvorsorge von den Bestimmun-
gen der Richtlinie erfasst werden (Fritz 
2004a). Neben der heftigen Kritik zivil-
gesellschaftlicher Gruppen äußerte sich 
auch der Deutsche Bundesrat kritisch 
zum Bolkestein-Entwurf und fordert, 
dass Dienstleistungen der Daseinsvor-
sorge weiterhin der Verantwortung und 
Regulierung der EU-Mitgliedsstaaten 
unterliegen sollen. Bisherige Ausnahme-
regelungen zum Schutz der öffentlichen 
Daseinsvorsorge sollen von den Bestim-
mungen der Bolkestein-Richtlinie ausge-
nommen bleiben (Deutscher Bundesrat 
2004:4). Zurzeit finden heftige Diskussi-
onen um diesen Richtlinienentwurf statt. 
Da die Richtlinie vom EU-Parlament und 
dem Europäischen Rat verabschiedet 
werden muss, bestehen hier auch politi-
sche Interventionsmöglichkeiten, um die 
Verabschiedung der Richtlinie zu verhin-
dern. 

Die EU als Liberalisierungsmotor?
Die Binnenmarktstrategie sowie der 

Entwurf der Bolkestein-Dienstleistungs-
richtlinie gehen zum Teil sogar über die 
weitgehenden Liberalisierungsforderun-
gen des GATS hinaus. Sie stellen damit 
ebenso wie das GATS die bisherigen Aus-
nahmeregelungen für öffentliche Dienst-
leistungen sowie die bestehenden Hand-
lungsspielräume auf nationalstaatlicher 
Ebene grundsätzlich in Frage. 

Regionale und multilaterale Liberali-
sierungsbestrebungen der EU im Bereich 
Dienstleistungen stehen dabei in engem 
Zusammenhang. Denn auch auf interna-
tionaler Ebene drängt die EU auf weitge-
hende Liberalisierungsschritte im multi-
lateralen Handelsabkommen für Dienst-
leistungen, GATS (General Agreement on 
Trade in Services). Je nach Ausgang der 
gegenwärtigen Verhandlungen könnte es 
dazu kommen, dass eine Liberalisierung 
beispielsweise im Wassersektor für WTO-
Mitgliedsländer – und damit auch für die 
EU – in internationalem Recht und somit 
verbindlich festgeschrieben wird. Dann 
besteht die Gefahr, dass Regelungen zum 
Schutz der öffentlichen Dienstleistungs-
erbringung eingeschränkt werden (Scher-
rer et al 2004, Fritz 2003; Deckwirth et 
al. 2004). 

Die EU kann daher als Motor der eu-
ropäischen Liberalisierungspolitik gese-
hen werden. Aber auch viele Regierun-
gen in den EU-Mitgliedsländern befür-
worten die Liberalisierung öffentlicher 
Dienstleistungen und haben Liberalisie-
rungen umgesetzt, bevor die EU Richtli-
nien hierzu erlassen hat. Wie sich anhand 
der Fallbeispiele im folgenden Kapitel 

Der Entwurf der Bolkesteinricht-
linie zielt auf eine weitgehende 
De-Regulierung öffentlicher 
Dienstleistungen und ist daher 
heftig umstritten.

In vielen Sektoren ist die EU der 
zentrale Aktuer der Liberalisie-
rung, doch auch nationale Re-
gierungen treiben diese voran 

– oder setzen sie aus nationalem 
strategischem Interesse nur zö-
gernd um. 

Auf internationaler Ebene treibt 
die EU-Kommission die Liberali-
sierung von Dienstleistungen im 
Rahmen des Abkommen zum 
Handel mit Dienstleistungen 
(GATS) voran. 
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14 zeigen wird, gibt es andererseits auch 
Länder, die eine Liberalisierung in einzel-
nen Sektoren nicht befürworten. Im Jahr 
2000 schrieb die EU Kommission: »Die 
bislang gesammelten Erfahrungen bestä-
tigen […] die absolute Vereinbarkeit von 
hohen Standards bei der Bereitstellung 
von Leistungen der Daseinsvorsorge mit 
den EG-Wettbewerbs- und Binnenmarkt-
regeln.« (Kommission der EU 2000a:3). 
Die im Folgenden dargestellten Fallbei-
spiele im Verkehrs-, Energie- und Was-

sersektor sowie für den Bereich Bildung 
zeigen jedoch, dass die Liberalisierung 
und Privatisierung öffentlicher Dienst-
leistungen zahlreiche negative Effekte 
hat: Diese negativen Folgen nehmen sozi-
ale, politische, ökonomische und ökolo-
gische Dimensionen ein und gehen somit 
weit über Veränderungen in der Qualität 
und Effizienz der Erbringung von Dienst-
leistungen hinaus. 
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15Kasten 3 
Glossar zu öffentlichen Dienstleistungen der Daseins-
vorsorge und zur Liberalisierungspolitik in der EU

Daseinsvorsorge
Der Begriff beschreibt, dass öffentliche Dienstleistungen für alle BürgerInnen unab-
hängig von ihrem Einkommen oder ihrer gesellschaftlichen Stellung zugänglich sein 
sollen. In Deutschland ist die Daseinsvorsorge traditionell Aufgabe der Kommunen 
und wichtiger Bestandteil der kommunalen Selbstverwaltung. Ziele und Umsetzung 
der Daseinsvorsorge werden in den Gemeinwohlverpflichtungen auf nationaler Ebene 
definiert. Was als Daseinsvorsorge angesehen wird, ist dabei Ergebnis politischer Aus-
handlungsprozesse in den einzelnen EU-Ländern.

Gemeinwohlverpflichtungen
Gemeinwohlverpflichtungen sind Regeln, die sicherstellen sollen, dass öffentliche 
Dienstleistungen allgemein zugänglich, qualitativ hochwertig und auch für untere 
Einkommensgruppen erschwinglich sind (flächendeckende Grundversorgung). Diese 
Verpflichtungen für Anbieter öffentlicher Dienstleistungen werden von den Regierun-
gen der EU-Staaten jeweils auf nationalstaatlicher Ebene festgelegt, da »die Anbie-
ter [die Dienstleistungen] nicht oder nicht in erforderlicher Weise erbringen würden, 
wenn sie sich nur von ihren wirtschaftlichen Interessen leiten ließen.«(EU-Kommissi-
on 2001a: 32-33). Die EU-Staaten können somit staatliche Beihilfen oder Auflagen 
einführen, die dem Wettbewerb entgegen stehen, um beispielsweise die Versorgung 
in ländlichen Gebieten oder den Ausbau regenerativer Energien sicher zu stellen. Diese 
Regelungen müssen allerdings mit den Rahmenvorgaben der EU vereinbar sein und 
werden dahingehend regelmäßig überprüft (ebd.: 34-36).

Universaldienst(leistungen)
Durch die Bestimmungen der Gemeinwohlverpflichtungen werden Unternehmen dazu 
verpflichtet, einen Universaldienst im Sinne der Daseinsvorsorge zu erbringen. Das 
bedeutet, dass die fächendeckende Grundversorgung z.B. mit Telefonzellen und Brief-
kästen gewährleistet werden muss. Im liberalisierten Markt werden oft die bisherigen 
Inhaber der Monopolrechte (z.B. Deutsche Telekom) hierzu verpflichtet.

Grünbuch und Weißbuch der EU
Strategische Positionspapiere der EU. Grünbücher stellen i.A. eine Diskussionsgrund-
lage für die Erstellung von Weißbüchern dar. Grünbuch und Weißbuch besitzen keine 
Rechtsverbindlichkeit, jedoch dienen Weißbücher i.d.R. als Vorlagen für Richtlinienent-
würfe.

Richtlinien
Rechtsverbindliche Vorgaben der EU gegenüber den Mitgliedsstaaten. Zur Umsetzung 
von EU-Richtlinien sind die EU-Staaten verpflichtet, entsprechende nationale Gesetze 
zu schaffen oder bestehende zu ändern.

Vertikale Integration
Unternehmen werden als vertikal integriert bezeichnet, wenn sie in mehreren Berei-
chen einer Dienstleistungserbringung agieren. Sie sind dann z.B. sowohl in der Erzeu-
gung als auch im Verkauf von Strom tätig und führen die Abrechnung und den Infra-
strukturausbau durch. Damit sind Synergieeffekte (Koordination, Möglichkeit zur 
Quersubvention unrentabler Tätigkeiten) verbunden.

Natürliches Monopol
Eine Tätigkeit wird als natürliches Monopol bezeichnet, wenn sie ›ökonomisch sinn-
voll‹ nur von einem Anbieter durchgeführt werden kann. Netzgebundene Dienstleis-
tungen wie die Übertragung von Strom oder Wasser durch Leitungen werden in der 
Regel als natürliches Monopol angesehen, da es zu kostenintensiv wäre, wenn andere 
Anbieter ein paralleles Leitungsnetz aufbauen würden. Aufgrund des Monopolcharak-
ters ist der Netzzugang von strategischer Bedeutung, da er ein Wettbewerbshindernis 
für Anbieter darstellt, die keinen Zugang zum Netz haben.
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16 Netzgebundene Dienstleistungen und Netzzugang
Schienenverkehr, Energie- und Wasserversorgung sowie Telekommunikation werden 
als netzgebundene Dienstleistungen bezeichnet, da einzelne Bereiche dieser Dienstleis-
tungen über Netze von Schienen oder Leitungen erbracht werden. Da dieser Netzbe-
trieb auch im liberalisierten Markt ein natürliches Monopol darstellt, muss der Zugang 
zum Netz für alle anderen Anbieter bzw. Wettbewerber »diskriminierungsfrei« gestal-
tet werden. Ein wichtiger Aspekt von EU-Binnenmarkt-Richtlinien zur Liberalisierung 
ist daher die Regelung des Netzzugangs in den einzelnen Sektoren.

Entflechtung bzw. Trennung von Unternehmen
Unternehmen, die zuvor als vertikal integrierte Unternehmen organisiert waren und 
somit verschiedene Dienstleistungen aus einer Hand angeboten haben, trennen bzw. 
»entflechten«diese Aufgabenbereiche (vertikale Desintegration). Entsprechend der EU-
Richtlinien zur Liberalisierung müssen beispielsweise Bahnunternehmen, die Bau und 
Erhalt der Schienennetze sowie den Verkehrsbetrieb durchführen, diese Tätigkeiten 
nach EU-Liberalisierungsvorgaben nun in buchhalterisch getrennten Unternehmens-
einheiten re-organisieren. Dadurch soll die oft marktdominierende Stellung einiger ver-
tikal integrierter Unternehmen abgebaut werden – und damit auch ihre Möglichkeit, 
ihre monopolartige Stellung auszunutzen. Zudem sollen sich die einzelnen Tätigkeiten 
finanziell selbst tragen, um Quersubventionen zu verhindern. Die EU schreibt bisher 
lediglich eine buchhalterische oder gesellschaftsrechtliche Entflechtung vor, einige EU-
Länder haben sich jedoch dazu entschlossen, eine weitergehende Entflechtung durch-
zuführen: Sie verlangen z.B. die institutionelle Auslagerung in neue Unternehmen 
oder sogar den Verkauf von Unternehmenseinheiten. Privatisierung geht daher oft mit 
Liberalisierung und Entflechtung einher. 

Subventionen
Zahlungen der öffentlichen Hand an Unternehmen, die an keine marktwirtschaftlichen 
Gegenleistungen gebunden sind und die allgemeine Zugänglichkeit von Dienstleistun-
gen sicherstellen sollen. Subventionen korrigieren somit marktwirtschaftliche Mecha-
nismen nach politischen Zielvorgaben oder setzen Marktmechanismen außer Kraft. Die 
regionale Verteilung von Dienstleistungen – z.B. die Erbringung von kostenintensiven 
Transportdienstleistungen in ländlichen Gebieten – oder Preise für Dienstleistungen 
werden somit nach politischen Vorgaben beeinflusst, um Dienstleistungserbringung in 
ländlichen Gebieten und für untere Einkommensgruppen zu gewährleisten.

Quersubventionen
Quersubventionen sind zum einen Transferzahlungen, bei denen eine »profitable« 
Tätigkeit (z.B. Energieversorgung) eine andere, sehr kostenintensive Dienstleistung 
(z.B. öffentlichen Nahverkehr) mitfinanziert. Quersubventionen können aber auch so 
gestaltet werden, dass bestimmte Gruppen von NutzerInnen (z.B. hohe Einkommens-
gruppen oder BewohnerInnen in bestimmten Stadt- oder Staatsgebieten) die Kosten 
für andere NutzerInnen (niedrige Einkommensgruppen, BewohnerInnen in ausgewähl-
ten Gebieten) mittragen. Subventionen und Quersubventionen sind somit ein zentraler 
Mechanismus zur Umverteilung

Quellen: Kommission der EU 2000a, 2003a; Europäisches Parlament 2003
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Wie in anderen netzgebundenen 
Dienstleistungssektoren auch (Energie, 
Telekommunikation), nimmt die EU mit-
tels Richtlinien und programmatischer 
Vorgaben direkten Einfluss auf die Ent-
wicklung des Schienenverkehrs in ihren 
Mitgliedsstaaten. Mit dem in 2001 vor-
gelegten Weißbuch »Die europäische 
Verkehrspolitik bis 2010: Weichenstel-
lung für die Zukunft« präsentierte die 
EU-Kommission ihre Vorstellungen über 
eine Neuordnung des europäischen Ver-
kehrssektors (Kommission EU 2001b). 
Ziel ist es, mittels einer Marktöffnung 
und der Förderung des Wettbewerbs 
im Schienenverkehrssektor den Anteil 
des Schienenverkehrs gegenüber ande-
ren Verkehrsarten langfristig zu erhöhen: 
»Zur Wiederbelebung dieses Sektors be-
darf es des Wettbewerbs zwischen den 
Eisenbahngesellschaften. Der Marktein-
tritt neuer Eisenbahnunternehmen könn-
te dazu beitragen, die Wettbewerbsfähig-
keit des Sektors zu steigern, und müsste 
durch Maßnahmen flankiert werden, die 
die Umstrukturierung der Unternehmen 
fördert (…). Die Öffnung der Märkte ist 
eine vordringliche Aufgabe, nicht nur im 
internationalen Güterverkehr (…) [son-

dern] auch im internationalen Personen-
verkehr« (ebd.: 18).

Eine gesetzliche Verankerung und da-
mit einen verbindlichen Rahmen für die-
se Zielsetzung findet sich im sog. »1. Ei-
senbahnpaket« (s. Kasten 4), das bis 
März 2003 in nationales Gesetz umge-
setzt werden musste. Kernpunkt dieses 
Richtlinienpaketes ist zunächst der freie 
Zugang aller Eisenbahnverkehrsunter-
nehmen (EbVU) zum transeuropäischen 
Schienengüternetz. Dies bedeutet, dass 
grenzüberschreitende Schienengüterver-
kehrsleistungen durch alle konzessionier-
ten Bahngesellschaften europaweit ange-
boten werden können. Damit könnte die 
deutsche DB Cargo AG Waren von Finn-
land nach Spanien transportieren und die 
spanische RENFE Produkte von Frank-
reich nach Dänemark. Im Bezug auf die 
Eigentumsfrage verhält sich die EU neu-
tral, d.h. eine Verpflichtung zur Priva-
tisierung staatlicher Bahnunternehmen 
wird seitens der EU nicht direkt ausge-
sprochen. Dennoch gibt es in Europa 
kaum noch Bahnunternehmen, die nicht 
privatisiert worden sind (s. Tab. 1). 

Zur Stärkung des Eisenbahnsektors 
setzt die EU also auf Marktöffnung und 

3 Liberalisierung und Privatisierung im 
Verkehrswesen in Europa

3.1 Schienenverkehr: Stand, Ausmaß und Folgen

Kasten 4 
Übersicht: EU-Richtlinien im Schienenverkehr

Richtlinie 91/440/EWG in der Fassung von 2001/12/EG vom 29. Juli 1991 über die 
Neuordnung der europäischen Bahnen:

• Unabhängige Betriebsführung der Eisenbahnunternehmen

• Buchhalterische Trennung zwischen Betrieb der Infrastruktur und Erbringung von 
Verkehrsleistungen

• Abbau der Verschuldung und finanzielle Sanierung

• Zugangsrechte zur Eisenbahninfrastruktur

Richtlinie 95/18/EG in der Fassung von 2001/13/EG des Rates vom 19. Juni 1995 
über die Erteilung von Betriebsgenehmigungen 

Richtlinie 95/19/EG in der Fassung von 2001/14/EG des Rates vom 19. Juni 1995 
über die Transparenz, Marktwirtschaft und Gleichbehandlung bei der Fahrwegzuwei-
sung
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18 den Markteintritt neuer Anbieter. Da-
durch sollen die etablierten Bahnunter-
nehmen (z.B. DB AG) veranlasst werden, 
im Rahmen eines Wettbewerbs um den 
Markt, ihre Leistungen zu verbessern, 
ihre Kosten zu reduzieren und neue Pro-
dukte und Angebote zu entwickeln. Da-
mit dies funktioniert, müssen die Anbie-
ter ein Zugangsrecht für das Schienen-
netz erhalten. Um einen gleichberechtig-
ten und nicht diskriminierenden Netzzu-
gang sicherzustellen fordert die EU des-
halb die buchhalterische Trennung3 von 
Verkehr und Infrastruktur. 

Im Güterverkehr soll die Marktöff-
nung bis zum 1. 1. 2006 abgeschlossen 
sein, was auch die nationalen Binnen-
märkte mit einschließt (Bergius 2004b). 
Derzeit wird die Verabschiedung und 
Implementierung eines 2. Eisenbahnpa-
ketes für dieses Jahr vorbereitet. Dieses 
beinhaltet die Einrichtung einer Europä-
ischen Eisenbahnagentur (EEA) sowie 
eine verstärkte Harmonisierung der Ei-
senbahnsicherheit. Bislang ist noch un-
klar – aber auch nicht auszuschließen – 
ob das 2. Paket auch Bestimmungen über 
die Liberalisierung im Bereich des Perso-
nenverkehrs und der Inlands-Kabotage4 
beinhalten wird. Am 3. März 2004 legte 
die EU-Kommissarin Loyola de Palacios 
einen Fahrplan für die Marktöffnung im 
Personenverkehr vor. Ihr Vorschlag lau-
tet: Eine Liberalisierung der internatio-
nalen Passagierbeförderung, die Verbin-
dungen mit mindestens einer Grenzüber-
schreitung umfassen, bis zum Jahr 2010 
(Bergius 2004a). 

3.1.1 Liberalisierung und Privatisie-
rung des Schienenverkehrs in 
der EU – Stand und Ausmaß

Die Umsetzung und Implementie-
rung der o.g. EU-Vorgaben variiert von 
Land zu Land. Hinsichtlich der Fra-
ge, inwiefern die von der EU geforder-

ten und gewünschten Entwicklungen im 
Bereich der Marktöffnung und Harmo-
nisierung der Wettbewerbsbedingungen 
umgesetzt wurden, befinden sich gemäß 
Kirchner (2003) einige Länder »im Zeit-
plan« bzw. haben das Ziel bereits »über-
erfüllt«, hierzu gehören Großbritannien 
und Schweden5. »Im Zeitplan« befinden 
sich Deutschland, die Niederlande und 
Dänemark. In den Ländern Italien, Ös-
terreich, Finnland, Belgien, Portugal und 
Frankreich »verzögert« sich die Markt-
öffnung; Irland, Luxemburg, Griechen-
land und Spanien stehen hingegen erst 
ganz am Anfang der Marktöffnung, ein 
Wettbewerb im Schienenpersonenverkehr 
findet daher bislang kaum statt (s. Tab.1, 
vgl. Kirchner 2003:10). 

Wenngleich die Europäische Union 
keine konkreten Vorgaben hinsichtlich 
der Privatisierungsfrage macht, so wur-
den doch die meisten ehemals staatli-
chen Eisenbahnunternehmen in Europa 
einer Privatisierung unterzogen. Im eu-
ropäischen Vergleich finden sich unter-
schiedliche Privatisierungsmodelle: In 
den meisten Ländern wurden die staat-
lichen Unternehmen im Zuge von Kom-
merzialisierung, unternehmerischer Tren-
nung und Liberalisierung in der Regel in 
privatrechtliche Gesellschaften überführt, 
wie z.B. die Deutsche Bahn AG, die fran-
zösische SNCF oder die österreichische 
ÖBB, die derzeit in eine Holding AG um-
gewandelt wird (Atzmüller/Herrmann 
2004:46).: Eine reelle – im Sinne einer 
Vermögens- bzw. Aufgabenprivatisie-
rung ehemals staatlicher Eisenbahnun-
ternehmen wurde bislang nur in Groß-
britannien vollzogen. Eine Teilprivatisie-
rung fand in Schweden statt, wo drei der 
sechs unabhängigen Aktiengesellschaften 
der ehemals staatlichen Eisenbahngesell-
schaft Statens Järnvärgar (SJ) komplett 
an Private verkauft wurden. 

3  Dies bedeutet, dass getrennte Gewinn- und Verlust-
rechnungen und Bilanzen für die Erbringung von 
Verkehrsleistungen durch Eisenbahnunternehmen 
einerseits und für den Betrieb der Infrastruktur an-
dererseits erstellt und veröffentlicht werden müssen 
(Pfund 2002: 6).

4  D.h., dass ein ausländisches Unternehmen zwischen 
den Bahnhöfen eines Landes Passagiere auf eigene 
Rechnung befördern darf (z.B. die DB AG zwischen 
Brüssel und Lüttich). 

5  Kirchner (2003) hat im Auftrag von IBM einen Li-
beralisierungsindex zur Bemessung der relativen Li-
beralisierungsfortschritte im Eisenbahnwesen in der 
EU erstellt. Hierzu wurden die gesetzlichen Rah-
menbedingungen für einen Marktzugang, die prak-
tischen Marktzutrittsbedingungen und -hürden so-
wie die Marktdynamik und -situation untersucht. 

Es gibt in Europa kaum noch 
Bahnunternehmen die nicht  
privatisiert worden sind.
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6  Eigene Zusammenstellung nach 
Kirchner (2003), Pfund (2002), ÖGPP 
(2003), Atzmüller/Herrmann (2004), 
AK Wien (2001), Die Bahn (2004)

7  vgl. Reimon/Felber (2003: 11)
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3.1.2 Folgen von Liberalisierung und 
Privatisierung 

Die Erfahrungen der Liberalisierungs- 
und Privatisierungsprozesse im Eisen-
bahnwesen in Europa variieren von Land 
zu Land. Allgemeingültige und länderü-
bergreifende Folgebeschreibungen sind 
deshalb nur begrenzt möglich. Exemp-
larisch werden daher anhand der Erfah-
rungen in Großbritannien, Deutschland, 
Schweden, Frankreich und Österreich 
die Auswirkungen liberalisierter und 
(teil)privatisierter Dienstleistungserbrin-
gung im Eisenbahnwesen dargestellt. 

Großbritannien: Von British Rail zu Broken 
Rails? 

Privatisierung und Liberalisierung im 
britischen Eisenbahnwesen stehen in ei-
ner Vielzahl von Arbeiten und Studien 
stellvertretend für ein Musterbeispiel ei-
ner Misserfolgsstory: »Der Zug nach 
Nirgendwo – die Entgleisung(en) von 
Railtrack7«, »Broken Rails – How pri-
vatisation wrecked Britain’s railways8«, 
»Großbritannien, das Paradebeispiel ei-

ner erfolgreichen Trennung – ein ver-
kehrspolitisches Desaster9« usf. sind nur 
einige Titelbeispiele, die privatisierungs-
kritische AutorInnen zur Beschreibung 
der britischen Erfahrungen in jüngster 
Zeit gewählt haben. Eine geringere An-
zahl privatisierungsbefürwortender Au-
torInnen bewertet die Privatisierung vor 
allem des Schienennetzes als Motor für 
Effizienzsteigerungen (vgl. etwa Pollitt/
Smith 2001). 

British Rail wurde zwischen 1994 und 
1997 vollständig privatisiert und libera-
lisiert. Die damalige konservative Ma-
jor-Regierung verfolgte hiermit das Ziel, 
der Verantwortung gegenüber den Be-
dürfnissen der VerbraucherInnen gerech-
ter werden zu können, eine höhere Effi-
zienz der Dienstleistung zu erreichen und 
einen Anstieg des Eisenbahnverkehrs im 
Vergleich zu anderen Verkehrsarten (Ver-
schiebung des Modal Split10) zu erzielen 
(Pollitt/Smith 2001: 5). 

Kasten 5 
Private Unternehmen im europäischen Bahnmarkt 

Im europäischen Eisenbahnmarkt treten neben den ehemals staatlichen und jetzt als 
AGs oder GmbHs agierenden Unternehmen vermehrt private Anbieter in Aktion. Bis-
lang liegt der Marktanteil Dritter bei ca. 8% im Personenverkehr (v.a. Personennah-
verkehr), Tendenz steigend. Einer der aktivsten privaten Anbieter ist die französische 
Gesellschaft Connex (Teil des Veolia-Konzerns), die Bus- und Bahnlinien in 16 Län-
dern, 14 davon in Europa betreibt. Somit ist Connex die größte private Eisenbahnge-
sellschaft in Europa. In Deutschland ist Connex über Tochterfirmen im Schienenper-
sonenverkehr (Nord-Ostsee-Bahn, Europabahn bei Bielefeld, Ostmecklenburgische 
Eisenbahn), ÖPNV und Schienengüterverkehr tätig. Eine größere Marktstellung besitzt 
Connex mit dem britischen Ableger Connex-Rail in Großbritannien. Des weiteren 
betreibt Connex u.a. die einzige private Schienenstrecke in Portugal, (eine Nahver-
kehrslinie im Umland von Lissabon), die Stockholmer U-Bahn und weitere schwedi-
sche Regionallinien (Quidort 2002:79-88, Die Bahn 2004: 5).

Vor allem im Güterverkehr zeichnet sich ein Markteintritt von »fachfremden« so 
genannten Multi-Utility Unternehmen ab, deren Größenbetriebsvorteile (scale effects) 
sich positiv bei den teilweise hohen Markteintrittskosten bemerkbar machen dürften. 
Zu nennen sind hier der deutsche Chemieriese BASF, der im Moment im Begriff ist, 
der erste große private Schienengüterverkehrsbetreiber Europas zu werden. Gemein-
sam mit drei anderen Chemieunternehmen hat BASF »Rail4Chem« gegründet, ein 
Unternehmen dass sich primär auf den Gütertransport in der Chemieindustrie speziali-
siert. Aber nicht nur Chemiegrößen wittern Eisenbahnerluft. Auch die Möbelindustrie 
sieht im Transport ihrer eigenen Produkte ein lukratives Geschäft, allen voran die IKEA-
Gruppe (vgl. Kommission EU 2001b: 30, Lahounik/Lauber 2002: 169).

Aber nicht nur die neuen Anbieter entwickeln sich zu einflussreichen Markkräften. 
Als Marktführer im Güterverkehr entpuppt sich immer mehr die deutsche DB AG. 
Gemeinsam mit der niederländischen und dänischen DSB gründete die DB AG die 
Railion GmbH, an der die DB Cargo AG insgesamt 92% der Anteile hält. Mit einer 
zusätzlichen 20%igen Übernahme der BLS Cargo AG, einem schweizerischen Güter-
unternehmen verfügt die DB Cargo AG nun über einen gut ausgebauten europäischen 
Nord-Süd-Korridor (SCG 2002b: 50). 

8  vgl. Wolmar 2001
9  vgl. Lahounik 2001

Die Privatisierung und Libera-
lisierung von British Rail stellt 
eine der berühmtesten Misser-
folgsstories der europäischen 
Privatisierungsgeschichte dar. 
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21Entfalten sollten sich diese neuen 
Chancen für das Bahnwesen anhand ei-
ner marktradikalen Umstrukturierung 
des Sektors: British Rail wurde sowohl 
vertikal (Trennung von Infrastruktur- 
und Verkehrsbetrieb) als auch horizontal 
(Aufteilung in über 100 Einzelbetriebe) 
zerschlagen. Das Streckennetz fiel in den 
Besitz und in die Verantwortung von Rail-
track, einem neu gegründeten und 1996 
privatisierten Unternehmen. Die Vergabe 
des Verkehrsbetriebs an 25 private und 
regionale Betreibergesellschaften des Per-
sonenverkehrs diente dem Zweck, einer 
potentiellen Marktkonzentration von 
privaten Anbietern vorzubeugen. Zur Re-
Regulierung wurden zwei neue Regulie-
rungsbehörden gegründet: Das Office of 
Rail Regulators (ORR) zur Regulierung 
von Railtrack und das Office of Passen-
ger Rail Franchising (OPRAF) zur Regu-
lierung der Verkehrsbetriebe (vgl. etwa 
Wolmar 2001, Pfund 2002).

Die Auswirkungen der Umstrukturie-
rungen des Eisenbahnwesens in Großbri-
tannien sind vielfach dokumentiert11. Als 
Ursache für die mehrheitlich negativen 
Auswirkungen wird, neben der Tatsache 
der Privatisierung als solcher, die Zer-
schlagung des gesamten Sektors in unzäh-
lige, auf der Grundlage komplexer Ver-
tragswerke miteinander verknüpfter, Ein-
zelbereiche hervorgehoben (Pfund 2002: 
19). Daraus folgt für Wolmar (2001:180) 
eine Transformation der Eisenbahnkul-
tur, die sich durch den Verlust von Syner-
gieeffekten auszeichnet. Darüber hinaus 
wird in der Privatisierung des Schienen-
netzes, das allein vom privaten Monopo-
listen Railtrack unterhalten wird, die Ur-
sache für sicherheitstechnische Mängel 
gesehen (Wolmar 2001: 180, Reimon/
Felber 2003: 11-27).

Folgen für die Marktstruktur: Unterneh-
menskonzentration

Das Argument für die Vergabe von 
Verkehrskonzessionen an 25 verschiede-
ne Betreiberunternehmen war, dass da-
durch einer Monopolstellung einzelner 
Unternehmen vorgebeugt werden kön-
ne. Mittlerweile stellen verschiedene Stu-
dien fest, dass die 25 Konzessionsinha-
ber rechtlich zwar nach wie vor eigen-
ständige und unabhängige Unternehmen 
sind, die Mehrzahl jedoch als Subunter-
nehmen von Multi-Utility-Unternehmen 
agieren, die allesamt auch den busbetrie-

benen ÖPNV in Großbritannien domi-
nieren12. 

Folgen für die sozioökonomische Sicher-
heit

Bereits im Vorfeld der Privatisierung 
reduzierten sich die Beschäftigungszah-
len im Eisenbahnsektor um 25% (Knapp 
2002:108). Nach der Privatisierung und 
Auflösung von British Rail entwickel-
ten sich die Beschäftigtenzahlen bei den 
25 Verkehrsbetrieben weiter nach unten: 
von 43.000 (1996) auf 38.100 (1998), 
während für das Jahr 2000 wieder ein 
leichter Anstieg in den Beschäftigtenzah-
len zu beobachten war (Wolmar 2001: 
196). Dieser generelle Trend des Arbeits-
platzabbaus wird durch Statistiken der 
Europäischen Union bestätigt (Eurostat 
2003, vgl. Tab.2). Infolge des massiven 
Stellenabbaus und zunehmender Flexi-
bilisierungsmaßnahmen verschlechterten 
sich die Arbeitsbedingungen in den ein-
zelnen Betreiberunternehmen (Zunahme 
der Arbeitsbelastungen und Arbeitsan-
forderungen) sowie beim Netzwerkbe-
treiber Railtrack (Knapp 2002:108). Die 
Privatisierung des Schienennetzes und 
die weitgehende Auslagerung der techni-
schen Instandhaltung des Netzes führte 
bei Railtrack zu einem Wegfall einer Viel-
zahl technisch qualifizierter Arbeitskräf-
te. Auch auf diesen Prozess der »Entpro-
fessionalisierung« wird die ungenügende 
Koordinations- und Reaktionsfähigkeit 
von Railtrack auf Streckenprobleme zu-
rückgeführt (vgl. etwa Pfund 2002). 

Folgen für die Versorgungssicherheit: 
Sicherheit auf dem Abstellgleis und hohe 
Preise

Vor allem das Zugunglück von Hat-
field13 im Oktober 200014, bei dem vier 
Menschen ums Leben kamen, wird als 
Indiz für den Anstieg der Sicherheitsmän-
gel im britischen Schienenverkehr infol-
ge der Privatisierung dieses Sektors an-
geführt. Ursache des Unglücks war eine 
schadhafte Schiene, deren Auswechslung 
aufgrund der reisestarken Sommersaison 
und der damit verbundenen Einnahmen 
von Railtrack auf den Winter verscho-
ben wurde. Hinsichtlich der Unglücksur-
sache betont Wolmar (2001: 155), dass 
»the accident at Hatfield was not caused 
by a broken rail. It was caused by a to-
tal mismanagement by Railtrack and its 
contractors«. Die Erhöhung von Sicher-

10 Unter »Modal Split«wird die anteilige Aufteilung im 
Personen- und Güterverkehr auf alle Verkehrsarten 
verstanden. 

11 Schöller 2003, Pfund 2002, Wolmar 2001, Reimon/
Felber 2003, Lahounik 2001, 2003, Knapp 2002, 
Pollitt/Smith 2001, u.a.

12 Marktstärkste »Muttergesellschaften« sind Arriva 
plc, Connex Transport UK Ltd, und National Ex-
press Group plc (SCG 2001: 46f). Prognos (2000, 
zit. in Lahounik 2003: 36) nennt in diesem Kontext 
12 Konzerne, während Pfund von nur insgesamt 
sechs verschiedenen Unternehmen spricht (2002: 
23).

Die marktradikalen Umstruktu-
rierung des britischen Bahnwe-
sens führte zu massiven Stellen-
einsparungen
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22 heitsmängeln wird in direktem Zusam-
menhang mit Abstimmungsschwierigkei-
ten zwischen den unzähligen Instandhal-
tungsbetrieben und Railtrack sowie der 
Profitorientierung von Railtrack – das 
sich eine Streckensperrung bei hoher 
Streckenfrequenz nicht »leisten« wollte 
– gesehen (Reimon/Felber 2003: 23). 

Schöller (2003: 28) untersuchte basie-
rend auf den Qualitätskriterien Pünkt-
lichkeit, Taktfrequenz, einem niedrigen 
Preis und Sicherheit die Qualität des bri-
tischen Eisenbahnwesens nach der Um-
strukturierung und kommt zu dem Er-
gebnis: »(…) dass das Gesamtsystem des 
Schienenpersonenfern- und -nahverkehrs 
in allen fünf Qualitätskriterien auf dem 
alten Stand stagniert oder gar deutliche 
Einbußen zu verzeichnen sind«, z.B. sind 
die Preise in Großbritannien mittlerweile 
die höchsten in ganz Europa (Schöller 
2003:28). 

Ziel der Umstrukturierungen des bri-
tischen Bahnwesens sollte u.a. eine Auf-
wertung des Schienenverkehrs im Ver-
gleich zu anderen Verkehrsmitteln sein. 
Wenngleich ein starker Anstieg der Fahr-
gastzahlen (bis zu 30%) vielerorts be-
stätigt wird, werden diese Entwicklun-
gen jedoch auf exogene Faktoren wie z.B. 
allgemeiner Mobilitätsanstieg, schlech-
te Straßenverkehrsverhältnisse sowie 
durch Flexibilisierung erhöhte Mobili-
tätsanforderung an den/die Einzelne zu-
rückgeführt (Schöller 2003, Pollitt/Smith 
2001, Wolmar 2001). Lediglich Hass-
Klau (1999:28) bringt den Anstieg der 
Fahrgastzahlen mit der Privatisierung der 
Bahn in Zusammenhang ohne dies je-
doch nachweislich zu belegen. Im direk-
ten Zusammenhang mit der Privatisie-
rung lässt sich eine tatsächliche Verschie-
bung der Anteile unterschiedlicher Ver-
kehrsmittel zu Gunsten der Schiene also 
nicht nachweisen. 

Über die Frage nach der Entwicklung 
der Fahrgastzahlen hinausgehend fin-
den sich nur sehr wenige Untersuchun-
gen, die sich mit ökologischen Folgewir-
kungen beschäftigen. Eine weitere For-
schungslücke lässt sich für Fragen nach 
geschlechterspezifischen Auswirkungen 
konstatieren. 

Ökonomische Folgen für die öffentliche 
Hand 

Die Erfahrungen im britischen Bahn-
wesen belegen, dass Privatisierung statt 

einer Entlastung öffentlicher Haushalts-
kassen vielmehr das Gegenteil bewirken 
kann. An unterschiedlichen Stellen wird 
hervorgehoben, dass von Beginn an hohe 
staatliche Subventionen an die privaten 
Betreiber den Verkauf von British Rail 
lukrativ machten15 (Wolmar 2001:198, 
Lahounik 2001:38, Schöller 2003:27, 
Knapp 2002:109). Der Privatisierung vo-
raus ging eine staatliche De-Investitions-
politik im Bahnsektor, was zu erhebli-
chen Qualitätsverlusten führte. Ein hoher 
Erlös für ein Eisenbahnwesen in schlech-
ter Qualität konnte somit von vorneher-
ein wohl kaum erwartet werden. Im Zu-
sammenhang mit der Privatisierung von 
Railtrack 1996 weist Wolmar (2001) da-
raufhin, dass, um genügend Kaufinteres-
sierte für das Unternehmen zu begeistern, 
die Subventionsmittel für das Unterneh-
men verdoppelt wurden (ebd.:198-199). 
Railtrack bezog nach der Privatisierung 
90% seines Umsatzes über die Schienen-
benutzungsgebühren, die wiederum zum 
Großteil aus Subventionen, die der Staat 
zuvor an die Betreiber zahlte, bestanden 
(Knapp 2002: 109, Lahounik 2001:38). 

Des weiteren führte die Gründung 
neuer dezentraler Regulierungsbehörden 
sowie deren Umstrukturierungen zu ho-
hen Mehrkosten für die öffentliche Hand: 
Eine Studie des Max-Planck-Instituts un-
terstreicht, dass aufgrund von hohen Ko-
ordinationskosten zwischen den unter-
schiedlichen Regulierungsstellen des Ei-
senbahnwesens sowie der ständigen Ver-
änderungen bei den Regulierungsbehör-
den (Neugründung von SRA, vgl. unten) 
die Subventionen im Bereich der Regu-
lierung eher zu- statt abnahmen (Bau-
er 2002: 15). Vor allem der Absturz des 
Aktienkurses von Railtrack in Folge des 
Zugunglücks von Hatfield und der hier-
auf folgenden staatlich verordneten Sa-
nierungsmaßnamen des Schienennetzes 
(weitere Verspätungen, Unzuverlässigkei-
ten, etc.) bedeutete im Jahr 2001 einen 
Anstieg staatlicher Subventionen für das 
private Unternehmen. Es wurden mehre-
re Kredite in Milliarden Pfund Höhe ge-
währt, von denen das Unternehmen sei-
nen Aktionären insgesamt 10% als Di-
vidende auszahlen wollte (vgl. Reimon/
Felber 2003). Während also der Staat zu-
nehmend in das private Streckennetz in-
vestierte, bereicherten sich die Aktionäre 
an den öffentlich gezahlten Geldern, frei 
nach dem Motto: Private Gain – public 
loss! 13 Für eine detaillierte Beschreibung der Unfallumstän-

de vgl. Reimon/Felber 2003 und Wolmar 2001
14 Dem Zugunglück von Hatfield ging eine Vielzahl 

anderer folgenreicher Bahnunfälle voraus, die mehr-
heitlich auf Koordinierungs- und Sicherheitsmän-
gel im Steckenbetrieb zurückgeführt werden (vgl. 
Reimon/Felber 2003). 

15 Nash (1996) zit.in Bauer (2002: 16) belegt, dass sich 
die Regierungssubventionen zwischen 1993 und 
1996 ausgehend von 458 Millionen £ vervierfacht 
haben.

Die Qualität des Gesamtsys-
tems des Schienepersonenfern- 
und nahverkehrs stagnierte 
nach der Privatisierung auf dem 
alten Stand bzw. verschlechterte 
sich – bei einem gleichzeitigen 
Preisanstieg. 
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Folgen für die demokratische Einfluss-
nahme und öffentliche Kontrolle

Das Einhalten von Sicherheits- und 
Qualitätsstandards sowie eine sozial ge-
rechte Preisgestaltung war im privatisier-
ten britischen Bahnwesen offensichtliche 
keine Frage der Regulierung. Trotz der 
Einrichtung neuer Regulierungsbehör-
den gab es wenig Regulierungsinitiativen. 
Im Juli 1998 stellte die Blair-Regierung 
möglicherweise aus dem Regulierungs-
defizit das Weissbuch »A New Deal for 
Transport: Better for Everyone« vor. In-
folge dessen wurde OPRAF, ehemals zur 
Kontrolle und Regulierung der Verkehrs-
unternehmen neu gegründet, von der 
Strategic Rail Authority (SRA) abgelöst. 
Offiziell tätig ist die SRA seit 2001 und 
hat seither die Aufgabe, übergreifend 
als Koordinationsinstanz in den gesam-
ten Eisenbahnsektor einzugreifen (SCG 
2001:14-17). Jedoch erst nach einer Zu-
nahme des öffentlichen Protests infolge 
von Unfällen und der offensichtlichen 
Privatisierung öffentlicher Subventionen 
durch Railtrack (s. oben) reagierte der 
britische Staat: Als Konsequenz auf den 

zunehmenden öffentlichen Druck hielt 
das Verkehrsministerium im Herbst 2001 
zusätzliche Mittel für Raitrack zurück, 
was dessen Zahlungsunfähigkeit und In-
solvenz provozierte. Mit dem neuen In-
frastrukturbetreiber Network Rail schuf 
die Regierung jetzt eine privatrechtliche 
Gesellschaft ohne Gewinnorientierung 
und mit der Verpflichtung, Überschüs-
se in das Streckennetz zu re-investieren. 
Bauer (2002:13) bezeichnet diesen Schritt 
als eine »de facto Renationalisierung des 
Unternehmens«, wobei hier nicht verges-
sen werden darf, dass Network Rail nach 
wie vor ein unabhängiges privatrecht-
liches Unternehmen ist und somit eine 
öffentlich-staatliche Kontrolle und Ein-
flussnahme begrenzt ist. 

Deutschland: Beschäftigungsabbau sozial-
verträglich? 

Am 1.1.1994 trat das Eisenbahnneu-
ordnungsgesetz (EneuOG) in Deutsch-
land16 in Kraft, welches den Beginn der 

Kasten 6 
Frankreich – Ein Alternativmodell?

Im Vergleich zu den Erfahrungen aus Großbritannien oder den skandinavischen Län-
dern, wo Liberalisierung und Deregulierung zentrale Elemente der jüngsten Bahnre-
formen darstellen, repräsentiert die französische Bahnreform ein Modell, dass grund-
sätzlich andere Ziele verfolgt: Erstens die Umsetzung der europäischen Richtlinien in 
nationales Gesetz und zweitens die von der EU geforderte Entschuldung des öffentlich-
rechtlichen Monopolunternehmens SNCF. Eine marktorientierte Umstrukturierung ist 
in Frankreich bislang nicht geplant. 

1997 wurde mit der Gründung einer öffentlich-rechtlichen Gesellschaft mit kommer-
ziellem Charakter »Réseau Ferré de France (RFF)«eine institutionelle Trennung des 
Verkehrs von der Infrastruktur durchgeführt. Dieser Schritt diente der Entschuldung 
von SNCF. Formell besitzt RFF das Eisenbahnnetz und ist vom Staat beauftragt, Finan-
zierung, Entwicklung, Konsistenz und Kohärenz des Netzes zu gewährleisten. Benut-
zungsentgelte für das Netz werden vom Staat mit festgelegt. Materiell übernimmt 
jedoch die SNCF als Managementbeauftragte die Instandhaltung der Infrastruktur. 
Somit ist die SNCF für den Personen- und Gütertransport als auch für das Netz weiter-
hin verantwortlich. De facto hat sich an der Leistungserbringung nichts geändert und 
die Einheit des nationalen Eisenbahnnetzes bleibt erhalten (Pfund 2002, Kohlmorgen/
Schneider 2004a,b). 

Pfund (2002) sieht im französischen Eisenbahnwesen ein Modell für ein modernes 
Eisenbahnwesen, das nicht auf Wettbewerb, Privatisierung und Zerschlagung basiert 
sondern auf der Aufrechterhaltung einer unité opérationnelle, womit sowohl positive 
Synergie- und Koordinationseffekte als auch die Innovationsfähigkeit des Unterneh-
mens gewährleistet sind (siehe die Entwicklung des TGV). KritikerInnen befürchten 
jedoch, dass durch die offizielle Trennung von Verkehr und Infrastruktur und die obli-
gatorische Öffnung des Marktes für den Güterverkehr einer weiteren Liberalisierung 
Vorschub geleistet wurde bzw. wird (vgl. Kohlmorgen/Schneider 2004a). Hinsicht-
lich der Beschäftigungsentwicklung liegen nur wenig Zahlen vor. Eurostat (2003, vgl.
Tab.2) belegt jedoch zwischen 1990 und 2001 auch für Frankreich einen Beschäftig-
tenrückgang von insgesamt 30.000 Beschäftigten.

Sichherheits- und Qualitäts-
standards sowie sozial gerechte 
Preisgestaltung – im privatisier-
ten britischen Bahnwesen alles 
keine Frage der Regulierung.

16 Zum Ablauf der Bahnreform in Deutschland gibt 
es eine Vielzahl detaillierter und ausführlicher Ab-
handlung, vgl. hierzu u.a. König/Benz 1997, SCG 
2002b
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Bahnstrukturreform markiert. Die we-
sentlichen Elemente dieser Reform sind:

• die Verschmelzung der Deutschen 
Bahn (DB) und der Deutschen Reichs-
bahn (DR) durch die Gründung der 
Deutschen Bahn AG (DB AG);

• die Trennung von staatlichen Aufga-
ben und unternehmensspezifischen 
Ausgaben, um die Wettbewerbsfähig-
keit zu garantieren;

• die Gründung des Eisenbahnbundes-
amtes (EBA) als neue Regulierungsin-
stanz 

• die Aufteilung der DB AG in vier ei-
genverantwortliche Bereiche (DB Netz 
AG, DB Reise & Touristik AG, DB 
Regio AG und DB Cargo AG).

Folgewirkungen der Bahnreform sind 
v.a. hinsichtlich der Beschäftigungsent-
wicklung und der z.T. daraus folgenden 
Veränderungen der Arbeitsbedingungen 
dokumentiert17. Im Vergleich zur Be-
schäftigungsentwicklung in anderen eu-
ropäischen Ländern hat in Deutschland 
seit 1990 ein verhältnismäßig starker Per-
sonalabbau stattgefunden (vgl. Tab. 3), 
was mit der Zusammenlegung der beiden 
deutschen Bahnen begründet wird. Zwi-
schen 1993 und 2001, also in der ersten 
Phase der Eisenbahnreform wurde ge-
mäß Transnet (2003) die Gesamtbeleg-
schaft von ca. 374.000 auf 214.00018 re-
duziert. 

Größtenteils wird die Reduzierung der 
Arbeitsplätze, auch aus Sicht der Gewerk-

Kasten 7 
Schweden – stufenweise statt radikale Musterreform?

Die Deregulierung und Liberalisierung im Eisenbahnverkehr begann in Schweden 
bereits in den 1980er Jahren, noch bevor Großbritannien erste Maßnahmen zur Refor-
mierung des Eisenbahnwesens einleitete. Im Unterschied zu Großbritannien repräsen-
tiert die schwedische Reform ein stufenweises Modell, das Ende der 70er Jahre mit der 
Regionalisierung (Gründung regionaler Verkehrsverbünde) des Personennahverkehrs 
begann, in den 1980er/1990er Jahren mit einer institutionellen Trennung von Infra-
struktur und Verkehr fortgesetzt wurde und dessen vorläufiger Höhepunkt mit einer 
Entflechtung und teilweisen Privatisierung der ehemaligen staatlichen Verkehrsgesell-
schaft Statens Järnvägar (SJ) 2001 erreicht wurde. Im Jahr 2000 wurde der Markt voll-
ständig liberalisiert, jedoch behielt SJ eine Monopolstellung auf den profitablen Haupt-
strecken. Die Aufteilung von SJ in sechs Aktiengesellschaft stellte 2001 den Beginn 
der Privatisierung des ehemaligen staatlichen Unternehmens dar: im Verlauf von 2002 
wurden drei der sechs Unternehmen verkauft. Die in staatlicher Trägerschaft verblie-
bene Aktiengesellschaft SJ AB (Personenverkehr) musste Ende 2002 Insolvenz anmel-
den. 

Trotz eines langsameren Vorgehens werden für Schweden z.T. ähnliche Reformaus-
wirkungen wie für Großbritannien beschrieben: Die schwedische Gewerkschaft SEKO 
beschreibt negative Folgewirkungen aus unterschiedlicher Perspektive: die Anzahl 
der Arbeitsplätze ist nach 1988 sowohl bei SJ als auch bei Banverket (Infrastrukturbe-
treiber) stark zurückgegangen, was zu einer Überbelastung der Angestellten führte. 
Instandhaltung und Investitionen in die Züge wurden durch kurzfristige Konzessions-
vergaben vernachlässigt, was zu einer Erhöhung der Störanfälligkeit und zu vermehrter 
Unpünktlichkeit beitrug. 

Schöller/Borcherding (2004) beobachten, dass sich die Reallöhne nicht negativ ver-
ändert haben, das Sicherheitsrisiko nicht gestiegen ist, sich der KundInnenservice je 
nach Anbieter verbessert oder verschlechtert hat und im ländlichen Raum die Fahr-
preise anfänglich erschwinglicher geworden sind jedoch seit ca. 2 Jahren ein erneuter 
Preisanstieg zu verzeichnen ist. Die nicht aufeinander abgestimmten Tarifsysteme sind 
kundInnenunfreundlich und der Staatshaushalt wurde nicht entlastet: innerhalb von 
10 Jahren haben sich die staatlichen Ausgaben für die Dienstleistungserbringung im 
Eisenbahnwesen insgesamt vervierfacht.

Quelle: Schöller/ Borcherding (2004), Pfund (2002), SCG (2002a) und SEKO (o.J.)

17 Zu nennen sind primär die Arbeiten von Atzmül-
ler/Hermann 2004, Frey et al. 2001, Transnet 2001 
Öfinger 2000, 2002

18 Eurostat (2003) nennt hingegen ein Beschäftigungs-
rückgang in diesem Zeitraum auf 181.000 (vgl. Tab. 
2).
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lichen Personalabbaus19 bezeichnet. Weis 
(2002: 92) unterstreicht, dass »bis heu-
te kein einziger Arbeitnehmer aus reform- 
bzw. betriebsbedingten Gründen entlas-
sen worden [ist]«. Transnet (1996, zit 
in: Atzmüller/Hermann 2004: 118) be-
tont weiterhin, dass es ihr gelungen sei, 
den BeamtInnenstatus zu sichern wobei 
im Gegenzug Flexiblisierungsmaßnah-
men akzeptiert werden mussten. Frey et 
al. (2001) weisen nach, dass das Unter-
nehmen im Rahmen der Umstrukturie-
rungen eine ständig wachsende Mobili-
tätsbereitschaft der (v.a. weiblichen) An-
gestellten (in Ostdeutschland) verlangte 
und somit sich die Arbeitsbedingungen 
kontinuierlich verschlechterten (ebd.: 
146). Trotz des massivem Personalab-
baus mündeten die kontinuierlichen Ra-
tionalisierungsprozesse bei der DB AG 
in einen »institutionalisierten Personal-
mehrbestand« (Frey et al: 146). Die »Lö-
sung« dieses Personalproblems bestand 
in der Auslagerung der Arbeitskräfte, 
sprich der Gründung des »Dienstleis-
tungszentrum Arbeit (DZA)« (heute »DB 
Arbeit GmbH«). Können sog. ›kündi-
gungsbeschränkte‹ Beschäftigte nicht im 
Kernbereich der Bahn eingesetzt werden 

(Bahnhofsverschönerung, Altlastensani-
erung etc.), so werden ihre Dienste auf 
dem externen Arbeitsmarkt angeboten. 
Mit Verweis auf eine Untersuchung von 
Hüning/Stodt (1999)20 geben Atzmüller/
Hermann (2004:120) einen Einblick in 
die Beschäftigtenstruktur des ehemali-
gen DZA: »Die Krankenstandquote liegt 
z.B. mit 15% weit über dem Bahndurch-
schnitt von 6,1%, 12,2% sind schwer-
behindert [im Vgl. zu 3,1% im Gesamt-
unternehmen], 25,2% sind zwischen 45 
bis 54 Jahre alt (im Gesamtunternehmen 
15,1%)«. Diese Zahlen vermitteln den 
deutlichen Eindruck, dass in die DB Ar-
beit GmbH vornehmlich die als unpro-
duktiv eingestuften Beschäftigten ver-
setzt werden. 

Im Zusammenhang mit einer zuneh-
menden Ausrichtung des Unternehmens 
DB AG hin zu einem Dienstleistungs- und 
Serviceunternehmen beschreiben Atzmül-
ler/Hermann, dass besonders in den Ser-
vice-Bereichen der Anteil von beschäftig-
ten Frauen zunimmt, da »ihnen eine be-
sondere Fähigkeit zu Dienstleistungsar-
beit zugeschrieben wird« (2004:121 mit 
Verweis auf Schwarz 199821 und Hüning 
et al. 200122).

Kasten 8 
Österreich – Personalabbau und die Beendigung des 
Beamtenstatus

In Österreich wurde im Dezember 2003 die Umstrukturierung der ÖBB in eine Hol-
ding AG mit vier eigenständigen Aktiengesellschaften und fünf GmbH parlamen-
tarisch beschlossen. Wesentlicher Bestandteil der Reform ist die Gründung eines 
Personalmangementunternehmens, das ehemalige ÖBB-Beamte umschult und als 
»LeiharbeiterInnen«auf Grundlage privatrechtlicher Arbeitsverträge an Dritte aus-
leiht. Umstritten ist bislang eine begleitende Reform des Dienstrechtsgesetzes, wonach 
arbeitsrechtliche Schutzbestimmten (Entlassungsschutz) aufgeweicht werden sol-
len, was einer Aufhebung des Beamtenstatus gleich kommt (Eironline 2003). Zwi-
schen 1996 und 2000 hat bei der ÖBB ein Personalabbau von 20% stattgefunden 
(Atzmüller/Hermann 2004: 47). Bis zum Jahr 2010 sollen weitere 12.000 Stellen ein-
gespart werden. Die Auswirkungen dieses Stellenrückbaus werden von ÖBB-Ange-
stellten bereits heute in Form von Arbeitszeitzunahme, Dauerbelastungen, Überstun-
den, Rückgang der Sicherheits- und Ausbildungsstandards (v.a. bei Privatbahnen) etc. 
beschrieben (vgl. Atzmüller/Hermann 2004:53, Arbeiterkammer Wien 2001).

Von öffentlich-rechtlichen zu 
privatrechtichen Arbeitsverträ-
gen und die Erosion arbeits-
rechtlicher Schutzbestimmun-
gen

Der hohe Stellenabbau im Vor-
feld und zu Beginn der Bahnre-
form in Deutschland zeigt, dass 
die negative Beschäftigungsent-
wicklung in engem Zusammen-
hang mit dem Ziel der Kommer-
zialisierung der Bahn steht. 

19 Unter sozialverträglichem Arbeitsplatzabbau fällt 
z.B. Frühpensionierung, natürliche Fluktuation etc. 

20 Hasko Hüning und Ulrike Stodt 1999: Regulier-
te Desintegration – Aspekte des internen Arbeits-
marktes in der Deutschen Bahn AG. In: Nickel et al. 
(Hrsg.): Transformation – Unternehmensorganisati-
on – Geschlechterforschung. 

21 Schwarz, Dunja (1998): »…Frauen fällt der Dienst-
leistungsgedanke etwas leichter als Männern…«– 
Zur Dienstleistungsorientierung des Geschäftsbe-
reichs Personenbahnhöfte; in: Zentrum für inter-
disziplinäres Frauenforschung: Chancenstrukturen 
weiblicher Erwerbsarbeit, Bulletin 16: 15-28.

22 Hüning, Hasko; Nickel, Hildegard Maria und Iris 
Peinl (2001): Erwerbsintegration und Geschlechter-
politik; in: Zentrum für interdisziplinäre Frauenfor-
schung: Erwerbsintegration und Geschlechterpolitik, 
Bulletin 22: 1-22.
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In der Literatur finden sich keine kon-
kreten Hinweise auf einen direkten Zu-
sammenhang zwischen der Privatisie-
rung und Liberalisierung und dem be-
schriebenen Personalabbau. Der hohe 
Personalabbau gerade im Vorfeld und zu 
Beginn der Reform (vgl. Tab. 2) zeigt je-
doch, dass die in der Kommerzialisierung 
begründeten Rationalisierungsprozesse 
maßgeblich für die negative Beschäfti-
gungsentwicklung bei der DB AG sind. 

3.1.3 Zusammenfassung beschriebe-
ner Folgen 

Trotz einiger Unterschiede in der Pri-
vatisierungsform und der Frage der Ent-
flechtung der Unternehmen, lassen sich 
zusammenfassend dennoch vergleichba-
re Folgewirkungen beschreiben: Vor al-
lem das Beispiel Großbritannien zeigt, 
dass sich nach der Öffnung des Mark-
tes und Privatisierung von British Rail 
schnell eine Marktdominanz einiger we-
niger Unternehmen – oftmals Multi-Uti-
lity-Unternehmen herausbildete. In an-
deren europäischen Ländern sind es in 
der Regel die ehemaligen staatlichen 
Unternehmen, die auch im liberalisier-

ten Markt und als privatrechtliche Ak-
tiengesellschaften eine (private) Mono-
polstellung einnehmen. Die Marktent-
wicklung steht in engem Zusammenhang 
mit dem in allen Ländern zu beobach-
tenden massiven Personalabbau und der 
sich verschlechternden Arbeitsbedingun-
gen. Rationalisierung und Stellenabbau 
führen zu Kosteneinsparungen, was die 
Stellung eines privaten Unternehmens im 
Markt im allgemeinen verbessert: Effizi-
enzsteigerung auf Kosten der Arbeitneh-
merInnen. In keinem der Beispiele konn-
ten Preissenkungen beobachtet werden, 
stattdessen werden Preissteigerungen bei 
gleichzeitigem Qualitätsverfall beobach-
tet. Vor allem am Beispiel Großbritanni-
ens aber auch in Schweden wird deutlich, 
dass die Profitorientierung der privaten 
Unternehmen und die Suche nach funk-
tionierenden Regulierungsmechanismen 
eine Erhöhung der staatlichen Subventi-
onen erforderte. Wiederum das britische 
Beispiel und Railtrack verdeutlicht am 
eindrücklichsten, wie schwierig eine öf-
fentliche, bzw. politische Einflussnahme 
auf private Unternehmen und deren kor-
rupte Aneignung öffentlicher Mittel ist. 

Tabelle 2: Beschäftigung im Eisenbahnwesen (Beschäf-
tigte in 1000)

Land / Unternehmen 1970 1980 1990 1995 2000 2001
Belgien SNCB 56.7 65.7 45.2 41.9 41.4 41.8
Dänemark DSB 24.0 22.1 20.4 15.7 9.7 8.4
Deutschland DB AG 392.7 329.0 236.0 294.9 222.2 181.3

DR 252.6 237.9 246.3 DB DB DB
Finnland VR 27.7 28.7 20.2 15.2 12.7 12.2
Frankreich SNCF 303.0 254.4 202.1 181.1 175.2 177.4
Griechenland CH 12.6 12.1 13.3 12.5 k.a. 9.6
Großbritann. All railways 237.0 191.0 140.0 113.0 50.0 k.a.
Irland CIE 22.3 18.1 11.8 11.1 5.4 5.7
Italien FS 197.6 220.7 200.4 129.8 109.5 104.0
Luxemburg CFL 4.4 4.2 3.5 3.2 3.1 3.2
Niederlande NS 26.8 26.9 26.2 26.6 24.7 24.7
Österreich ÖBB 73.9 72.5 66.9 61.3 50.7 48.5
Portugal CP 25.6 24.7 22.1 13.1 6.3 6.1
Schweden SJ k.a. k.a. k.a. k.a. 3.5 3.6
Spanien RENFE 85.1 71.5 49.7 39.0 33.7 32.9

Quelle: Eurostat 2003
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Dienstleitungen des ÖPNV sind di-

rekt und indirekt vom aktuellen Trend 
der Liberalisierung und Privatisierung 
öffentlicher Dienstleistungen betroffen: 
Direkt durch die verbindlichen europä-
ischen Vorgaben, die öffentliche Aufga-
benträger dazu verpflichten unmittelbare 
gemeinwirtschaftliche Verkehrsleistun-
gen (vgl. Kasten 7) im Personennahver-
kehr im Wettbewerb zu vergeben24. Indi-
rekt durch die Liberalisierung des Strom-
marktes. Letzteres wirkt sich unmittelbar 
auf die Finanzierungsquellen der Kom-
munen und somit mittelbar auf die Fi-
nanzierung des ÖPNV aus. Denn über 
die kommunalen Mehreinnahmen im 
Bereich der Stromversorgung wurden in 
Deutschland bislang durch das Modell 
des so genannten »kommunalen Quer-
verbundes« in den Stadtwerken Verluste 
im ÖPNV ausgeglichen (vgl. Libbe et al. 
2002 und Kapitel 4). 

Auf europäischer Ebene wird die Er-
bringung von ÖPNV-Dienstleistungen 
durch eine EU-Verordnung25 geregelt. 
Zentrale Zielsetzung dieser Verordnung 
ist die wirtschaftliche Eigenständigkeit 
der Verkehrsunternehmen und die Be-
seitigung wettbewerbsverzerrender Be-
dingungen. In einem seit Februar 2002 
vorliegendem Entwurf der Europäischen 
Kommission zur Neufassung dieser Ver-
ordnung (»Marktöffnungsverordnung 
Verkehr«)26 wird das Ziel der Marktöff-
nung im ÖPNV konkretisiert: Durch die 
Einführung eines so genannten kontrol-
lierten Wettbewerbs will die Kommission 
die Liberalisierung des ÖPNV europa-
weit einführen (Mietzsch o.J.). Hiernach 
soll die Bereitstellung des ÖPNV in Zu-
kunft grundsätzlich über die Vergabe von 
öffentlichen Dienstleistungsaufträgen im 
Wettbewerb durch Ausschreibungen27 er-
folgen (Bracher/Trapp 2003: 8). Bislang 

eröffnen die Artikel 86(2)28 und 7329 des 
EG-Vertrags (Amsterdamer Vertrag) die 
Möglichkeit, bei bestimmten Bedingun-
gen, den ÖPNV mit staatlichen Beihilfen 
zu fördern, ohne das dies gegen das Wett-
bewerbsrecht der EU verstößt. 

Wie in Zukunft die Anforderungen 
der EU an die Erbringung von Dienst-
leistungen des ÖPNV aussehen werden 
ist eigentlich noch nicht determiniert, da 
die Vorlage der EU-Kommission zur No-
vellierung der entsprechenden Richtli-
nie nach wie vor Entwurfscharakter hat 
und umstritten ist. Werner/Schaafkamp 
(2002:143) sind jedoch eindeutig der 
Meinung, dass entsprechend der Wün-
sche der Europäischen Kommission eine 
Marktöffnung zu erwarten ist, wonach 
die Vergabe von Verkehrsdienstleistun-
gen durch europaweit bekannt gemach-
te und nicht diskriminierende Wettbe-
werbsverfahren gestaltet werden müssen. 
Somit würde der ÖPNV umfassend den 
Wettbewerbsregeln der EU unterliegen. 

Es scheint allerdings nicht erst einer 
neuen Richtlinie zu bedürfen, um den 
ÖPNV-Sektor den europäischen Wett-
bewerbsbedingungen zu unterwerfen. 
Wenn einzelne Mitgliedsstaaten Teile ih-
rer öffentlichen Dienste liberalisieren, z.B. 
französische Gemeinden, die den ÖPNV 
für ausländische bzw. private Unterneh-
men öffnen, dann entsteht gemäß der Eu-
ropäischen Kommission ein so genann-
ter »vorgelagerter Markt«, auf welche 
die Wettbewerbsregeln des Binnenmark-
tes anzuwenden sind (vgl. Fritz 2004b). 
Dies wird durch das »Altmark Trans Ur-
teil« des EuGH vom Juli 200330 bestä-

3.2 Öffentlicher Personennahverkehr (ÖPNV)23:  
Stand, Ausmaß und Folgen

23 ÖPNV umfasst den Schienenpersonenverkehr (Stra-
ßenbahn, S- und U-Bahn) und straßengebundenen 
ÖPNV (Busse, Sammeltaxen) im Stadt-, Vorort- 
oder Regionalverkehr (Bracher/Trapp 2003:11). In 
der vorliegenden Studie beziehen sich die Fallbei-
spiele aus unterschiedlichen Ländern primär auf den 
Bereich des öffentlichen Busverkehrs. 

24 De facto findet im deutschen ÖPNV bislang kein 
Genehmigungswettbewerb statt, »da regelmäßig nur 
ein öffentlich subventioniertes Unternehmen den 
Genehmigungsantrag stellt (…).«(Bogumil/Holt-
kamp 2002: 75).

25 (EWG) 1191/69 in der Fassung von 1991 (EWG) 
1893/19

26 Kommission der Europäischen Union (2002): Geän-
derter Vorschlag für eine Verordnung des EU-Parla-
ments und des Rates (COM) 2000 7end. –2000/0212 
(COD)

27 Gemäß Richtlinienentwurf können bestimmte 
Dienstleistungen von einer Ausschreibung ausge-
nommen werden: U-Bahn-Verkehre, Stadtbahnver-
kehre und Verkehre in kleineren Betrieben mit jähr-
lichen Betriebskosten bis zu 3 Mio. Euro.

28 »Für Unternehmen, die mit Dienstleistungen von 
allgemeinem wirtschaftlichem Interesse betraut sind 
oder den Charakter eines Finanzmonopols haben, 
gelten die Vorschriften dieses Vertrags, insbesondere 
die Wettbewerbsregeln, soweit die Anwendung die-
ser Vorschriften nicht die Erfüllung der ihnen über-
tragenen besonderen Aufgabe rechtlich oder tat-
sächlich verhindert. Die Entwicklung des Handels-
verkehrs darf nicht in einem Ausmaß beeinträch-
tigt werden, das dem Interesse der Gemeinschaft 
zuwiderläuft«(Artikel 86 (2) des Vertrags zur Grün-
dung der Europäischen Gemeinschaft).

29 »Mit diesem Vertrag vereinbar sind Beihilfen, die 
den Erfordernissen der Koordinierung des Verkehrs 
oder der Abgeltung bestimmter, mit dem Begriff des 
öffentlichen Dienstes zusammenhängender Leistun-
gen entsprechen«(Artikel 73 des Vertrags zur Grün-
dung der Europäischen Gemeinschaft).

30 Europäischer Gerichtshof, Urteil vom 24. Juli 2003, 
Altmark Trans, Rechtssache C 280/00
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tigt, wonach öffentliche Zuschüsse für 
den Betrieb von Liniendiensten im Stadt-, 
Vorort- und Regionalverkehr grundsätz-
lich der Beihilfenkontrolle der EU un-
terliegen. Allerdings benennt das EuGH 
auch Ausnahmeregelungen, in denen Bei-
hilfen nicht als wettbewerbsverzerrend 
eingestuft werden (vgl. Bracher/Trapp 
2003: 10). Die Frage der Liberalisierung 
des ÖPNV-Marktes ist also abschließend 
noch nicht geklärt, auch wenn vieles auf 
eine weitgehende Marktöffnung hindeu-
tet. Ginge es nach dem Bundesverkehrs-
ministerium wäre die Zukunft des ÖPNV 
eindeutig, denn »Wettbewerb sorgt für 
gute Angebote und günstige Preise für 
den Verkehrskunden. Deshalb muss die 
europäische Politik der Öffnung des 
Marktzugangs für alle Verkehrsdienst-
leister konsequent fortgesetzt werden« 
(BMVBW: 2002). 

3.2.1 ÖPNV-Liberalisierung und 
-Privatisierung in der EU – Stand 
und Ausmaß

Unabhängig von den europäischen 
Rahmenvorgaben wurde das ÖPNV-We-
sen in einigen Ländern bereits seit Mit-
te der 1980er Jahre liberalisiert, größ-
tenteils dezentralisiert sowie in einigen 
Ländern reellen Privatisierung (Vermö-
gensprivatisierung) oder Organisations-
privatisierungen (GmbH, AG) unterzo-
gen. Hierzu zählen Schweden, Finnland, 
Dänemark, Frankreich, die Niederlan-
de und Großbritannien, wobei Großbri-
tannien auch im ÖPNV-Sektor eine Art 
Pionierrolle einnimmt: Bereits Mitte der 
1980er Jahre wurde parallel zu einer ra-
dikalen Liberalisierung im Busverkehr 
(außerhalb Londons) der gesamte ehe-
mals öffentliche Bussektor vollständig in 
private Hände gelegt und weitgehend de-
reguliert (KCW o.J.) (vgl. Tab.3).

Am Beispiel von Großbritannien, 
Schweden, Dänemark und Frankreich – 
der Länder mit weitgehenden Privatisie-
rungs- und Liberalisierungserfahrungen 
– lassen sich die Vergabepraxis, domi-
nante Eigentumsformen sowie die Wett-
bewerbs- und Marktstruktur im ÖPNV-
Sektor erkennen (s. Tab. 4). In fast al-
len europäischen Ländern, in denen der 
ÖPNV-Markt innerhalb der letzten 15-
20 Jahre geöffnet wurde, entstand ein so 
genanntes »Duales System«: Während 
die Dienstleistungen des Personennah-
verkehrs außerhalb urbaner Metropolen 
liberalisiert wurden und größtenteils von 
privaten international tätigen Unterneh-
men bereitgestellt wird, wird der ÖPNV 
innerhalb der Metropolen (Paris, Lon-
don und Kopenhagen) weiterhin in öf-
fentlicher Trägerschaft bereitgestellt (vgl. 
TIS.PT 2001, Bayliss 1999)31. 

3.2.2 Folgen der Liberalisierung und 
Privatisierung im ÖPNV-Sek-
tor34

Arbeiten und Studien, die sich mit Fol-
gen und Veränderungen hinsichtlich der 
Liberalisierung und zum Teil Privatisie-
rung im öffentlichen Personennahver-
kehr auseinandersetzen, fokussieren zu-
meist die Länder, in denen seit mindes-
tens 10 Jahren das ÖPNV-Wesen libera-

Kasten 9 
Eigenwirtschaftliche und gemeinwirtschaftliche  
Verkehrsleistungen

Gemeinwirtschaftliche Verkehrsleistungen sind solche, die ein Verkehrsunternehmen 
aus eigenem wirtschaftlichem Interesse nicht erbringen würde, weil sie nicht kosten-
deckend sind. Verkehrsunternehmen erhalten für gemeinwirtschaftliche Leistungen 
öffentliche Zuschüsse. Um einen Anbieter mit dem geringsten Subventionsbedarf zu 
ermitteln, müssen gemeinwirtschaftliche Leistungen öffentlich ausgeschrieben werden.

Eigenwirtschaftliche Leistungen sind kostendeckende Abwicklungen des ÖPNV-Ange-
bots. Eigenwirtschaftliche Verkehrsleistungen können zurzeit ohne ein förmliches Aus-
schreibungsverfahren vergeben werden. In der Regel werden eigenwirtschaftliche Leis-
tungen vom kommunalen ÖPNV-Unternehmen erbracht.

Quellen: (vgl. Lange 2000, Bracher/Trapp 2003:11).

31 Im Gegensatz dazu sind es im Bereich der Wasserver-
sorgung die Metropolen, in denen die Privatisierung 
der städtischen Wasserversorgungsbetrieb zu aller 
erst vollzogen wird (vgl. Kapitel 5).

32 In einigen Gemeinden sind die Verkehrsunterneh-
men in öffentlichem Besitz (TIS.PT 2000: 296). 

33 Kommunale Verkehrsunternehmen dürfen in 
Schweden nur im lokalen Markt Verkehrsleistungen 
erbringen, während privatisierte Betreiber keinen 
räumlichen Beschränkungen unterliegen (Andersen 
2001: 7).

34 Die Folgedarstellungen beziehen sich auf die Erfah-
rungen in den Ländern Großbritannien, Frankreich, 
Schweden, Dänemark.
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lisiert und privatisiert wurde (siehe Tab. 
3, 4). Einen umfassenden Überblick über 
Stand und zukünftige Trends hinsichtlich 
der Liberalisierung und Privatisierung im 
europäischen ÖPNV liefert das portugie-
sische Beratungsunternehmen TIS.PT in 
einer von der EU in Auftrag gegebenen 
europaweiten Studie35.

Folgen für die Marktstruktur: Oligopole 
bestimmen das Bild

Die Marktöffnungspolitik führte in 
allen vier betrachteten Ländern zu star-
ken Konzentrationsprozessen und Oli-
gopolbildung (vgl. etwa Kohlmorgen/
Schneider 2004a, Andersen 2001, Bay-
liss 1999). In Großbritannien besitzen 
die drei größten privaten Busunterneh-
men, Firstbus, Stagecoach und Arriva36 
über 50% der Marktanteile des öffentli-

chen Personennahverkehrs. In Dänemark 
ist es zwischen 1988 und 1999 zu einer 
Halbierung der Anzahl der ausführenden 
Verkehrsunternehmen gekommen (von 
400 auf 200). Die drei großen Unterneh-
men Arriva Denmark, Linjebus und City 
Bus teilen sich deutliche Mehrheiten des 
Marktes (Palm 2001: 5). Auch in Schwe-
den kam es zu Konzentrationsprozessen 
infolge der Liberalisierung, sodass heu-
te die drei großen Unternehmen (Swe-
bus37, Linjebus, Busslink) mehr als 50% 
der gesamten »Busflotte« besitzen (Atz-
müller/Herrmann 2004:171). Andersen 
(2001:17) beobachten zudem eine zuneh-
mende »Internationalisierung« im euro-
päischen ÖPNV-Wesen, was sich vor al-
lem an der starken Marktposition einzel-
ner skandinavischer (z.B. Linjebus) und 
französischer (Connex) Unternehmen in 

Tabelle 3 
De-Regulierung, Privatisierung und Liberalisierung im 
ÖPNV – Ein Überblick

De-Regulierter und 
liberalisierter Markt, 
private Anbieter-
struktur

Auf dem Weg zu 
einer umfassenden 
Marktöffnung, pri-
vate Anbieterstruktur 
dominiert

Eingeschränkte 
Marktöffnung, 
gemischte Anbieter-
struktur

Länder Großbritannien Skandinavische Län-
der, Niederlande, 
Frankreich,

Deutschland, Portu-
gal, Belgien, Luxem-
burg, Österreich

Gemeinsamkeiten - private Anbieter

- de-regulierter 
Markt

- Ausschreibun-
gen nur für 
nichtgewinn-
bringende Linien

- Ausschreibungen 
eingeführt, aber 
noch nicht überall 
angewandt 

- noch keine oder 
kaum Privatisie-
rungen 

- noch keine oder 
kaum Ausschrei-
bungen

Unterschiede - Ausschreibungs-
verfahren einge-
führt (Schweden)

- Ausschreibungs-
verfahren teil-
weise eingeführt 
(Niederlande, 
Frankreich)

- Frankreich: noch 
häufig Vergabe 
direkter Konzes-
sionen ohne Aus-
schreibungen

- Ausschreibungen 
finden manchmal 
in Pilotprojekten 
statt (Belgien)

- einige Länder ha-
ben bereits Ge-
setzgebungen zur 
verpflichtenden 
Ausschreibung 
verabschiedet (Ita-
lien, Österreich)

Quelle: TIS.PT 2001: 24

35 Consultores em Transportes, Inovação e Sistemas, 
S.A. (TIS.PT) (2001): Managing and Assessing Re-
gulatory Evolution in local public Transport Opera-
tions in Europe (MARETOPE).

36 Diese gemeinsam mit National Express sind gleich-
zeitig »Muttergesellschaften«von neun der 25 priva-
ten Eisenbahnverkehrsunternehmen (s. oben). 

37 Swebus wurde als vormals öffentliches Unterneh-
men 1995 an Stagecoach verkauft. 1999 zog sich 
Stagecoach aus dem schwedischen Markt zurück 
und Swebus gehört seitdem zu Concordia. (Atzmül-
ler/Hermann 2004 und Palm 2001). 

Marktöffnung im ÖPNV: Oligo-
polbildung statt Wettbewerb
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verschiedenen europäischen Ländern ab-
lesen lässt.

Folgen für die sozioökonomische Sicher-
heit: Personalabbau, erhöhte Arbeitsbe-
lastungen und Schwächung der Gewerk-
schaften

Die Konsolidierung des ÖPNV-
Markts und Oligopolbildung findet sei-
ne Entsprechung in einer radikalen Per-
sonaleinsparung und der Erhöhung des 
Arbeitsdruckes auf Beschäftigte. Das bri-
tische Buswesen verdeutlicht diese Er-
höhung der sozioökonomischen Unsi-
cherheit durch Liberalisierung und Pri-
vatisierung sehr eindrücklich: Busfahre-
rInnen in Großbritannien mussten nach 
der Öffnung des Marktes beträchtliche 
Lohneinbußen hinnehmen. So reduzierte 
sich der durchschnittliche Stundenlohn 
eines/r Busfahrers/in zwischen 1985 und 

1998 von £ 6,14 auf £ 5.61 wobei die 
wöchentliche Arbeitszeit um ein Stun-
de zunahm (48,5 h) (Bayliss 1999: 13). 
Werner/ Schaafkamp (2002) bestätigen, 
dass durch die Einführung von Wettbe-
werb im ÖPNV eine negative Lohnent-
wicklung generell nicht zu vermeiden 
sein wird: »Unternehmen, die 30 Pro-
zent höhere Löhne als ihre Wettbewerber 
(…) zu finanzieren haben, sind nicht in 
der Lage, das wirtschaftlichste Angebot 
abzugeben, bzw. den »besten« Genehmi-
gungsantrag zu stellen« (ebd.: 147). Das 
Ende des Branchentarifvertrags in eini-
gen Ländern als Folge der Einführung 
der Marktmechanismen ist nur ein weite-
rer Beleg für die negativen Lohnentwick-
lung im liberalisierten und privatisierten 
ÖPNV-Wesen (Ruiter/Mast 2000: 24). 
Durch Personalabbau und Outsourcing 
einerseits sowie die Kürzung von Pausen, 

Tabelle 4: 
ÖPNV-Wesen in Wettbewerbs-»erfahrenen«Ländern  
der EU

Großbritannien Frankreich Schweden Dänemark

Liberalisie-
rung / Wett-
bewerbsform

Seit 1985 liberali-
siert (außer Lon-
don), Wettbe-
werb im Markt.

Seit 1981 Wett-
bewerb um den 
Markt (außer 
Paris); Kommu-
nen ist es frei 
gestellt, ob sie 
den ÖPNV im 
Eigenbetrieb 
bereitstellen oder 
nach »außen« 
vergeben.

Seit 1989 liberali-
siert, Wettbewerb 
um den Markt.

Seit 1994 libe-
ralisiert (außer 
Kopenhagen), 
Wettbewerb um 
den Markt.

Eigentums-
formen

Vermögenspriva-
tisierung32

2/3 der städti-
schen Verkehrs-
unternehmen 
sind privat und 
bedienen 60% 
der Bevölkerung, 
Besitzerin der 
Infrastruktur und 
des Rollmaterials 
ist i.d.R. die Kom-
mune 

Bis auf 11 sind 
alle vormals 
gemeindeeigenen 
Verkehrsunter-
nehmen33 voll-
ständig privati-
siert worden

Insgesamt 200 
private und 
öffentliche Bus-
unternehmen 

Marktstruktur

Vier große Betrei-
ber vereinen über 
60% der Mark-
tumsätze

Vier große Unter-
nehmen bestim-
men den Markt 
davon zwei pri-
vate (Vivendi-
CGEA-Connex 
und Verney) und 
zwei öffentliche 
Unternehmen 
(Keolis und Trans-
Dev.)

Bis zu 500 private 
oftmals kleine 
Busunternehmen, 
der Markt wird 
jedoch von drei 
großen internati-
onale Busgesell-
schaften bestim-
men den Markt.

Combus (in staat-
licher Träger-
schaft) dominiert 
mit 53% Markt-
anteilen derzeit 
den Markt 

Eigene Zusammenstellung nach Ruiter/Mast (2000), Andersen (2001), Palm (2001)

Die Oligolbildung und Konsoli-
dierung des ÖPNV-Marktes äu-
ßern sich in einer radikalen Per-
sonaleisparung und Erhöhung 
des Arbeitsdrucks. 
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31Ruhephasen und Weiterbildungsmaß-
nahmen andererseits haben darüber hin-
aus in allen Ländern die Arbeitsbelastun-
gen zugenommen und sich die Arbeitsbe-
dingungen allgemein verschlechtert (Rui-
ter/Mast 2000:26-28). Ausnahmen stel-
len bisher die Entwicklungen in Schwe-
den und Dänemark dar: So wurden trotz 
der Konzentrationsprozesse keine negati-
ven Auswirkungen in der Lohnentwick-
lung beobachtet. Diese bisherige »Stabi-
lität« in der Lohnentwicklung muss al-
lerdings im Kontext eines deutlichen Ar-
beitskräftemangels und den – durch ge-
werkschaftlichen Druck erreichten – Ver-
einbarungen zur Arbeitsplatzgarantie 
bei Neuvergabe von Konzessionen (ebd., 
Werner/Schaafkamp 2002: 146) beur-
teilt werden und bedeutet nicht, dass 
der Druck auf Arbeitsbedingungen und 
Lohnkosten nicht dennoch hoch ist. Vor 
allem der weiterhin hohe gewerkschaftli-
che Organisationsgrad der Beschäftigten 
im ÖPNV (Schweden 95%, Dänemark 
98%) scheint hier seine Wirkung zu zei-
gen. 

Hinsichtlich der Rolle von Gewerk-
schaften und ihrer Einflussstärke wird 
für Großbritannien hingegen in Folge 
der Privatisierungswelle eine Dezentrali-
sierung und Fragmentierung der indus-
triellen Beziehungen beschrieben. Auch 
wenn die Mitgliederzahlen weiterhin 
hoch sind, hat sich die offensichtliche 
Kooperationsbereitschaft der Gewerk-
schaften im Umstrukturierungsprozess 
im britischen Verkehrswesen nicht ver-
trauensfördernd ausgewirkt (Atzmüller/
Herrmann 2004: 151). Trotz des hohen 
gewerkschaftlichen Organisationsgrades 
in Schweden beschreibt die schwedische 
Gewerkschaft Kommunal hinsichtlich 
neuerlicher Mobilisierung (zit. in: Atz-
müller/Hermann 2004: 174), dass die zu-
nehmend temporär und zeitlich befriste-
ten Angestellten eher selten Mitglieder in 
einer Gewerkschaft werden. Insgesamt ist 
trotz der Erfahrungen aus Schweden und 
Dänemark ein kontinuierliches Schwin-
den der gewerkschaftlichen Einflussnah-
me zu beobachten (Ruiters/Mast 2000).

Folgen für die Versorgungssicherheit: 
Sozial-räumliche Polarisierung und lang-
sames Ansteigen der Preiskurve

Für alle vier Länder beschreiben Rui-
ter/Mast (2000:22), dass sich der Service 
(Frequenz) auf profitablen Strecken ver-
bessert hat, während auf den unprofitab-
len Nebenstrecken vor allem im ländli-
chen Raum eine Verschlechterung hin-
sichtlich der Streckenführung sowie der 
Fahrtzeiten zu konstatieren ist. Als Fol-
ge nimmt die Zahl der Strecken, die aus 

Gründen der Gemeinwohlverpflichtung 
bedient werden, ab. Dies belegt einen 
Trend zu einem nachfrageorientierten Be-
förderungsprinzip, wobei scheinbar we-
nig nachgefragte Linien auf der Strecke 
bleiben (ebd.: 23). 

Für Großbritannien beschreibt Bayliss 
(1999) dass Fahrpreise für Busse konti-
nuierlich gestiegen sind, zwischen 1986 
und 1998 im ganzen Land um 23%, wo-
bei vor allem in den Metropolen die Bus-
preise um bis zu 62% angestiegen sind 
(ebd: 8). Dies bestätigen Werner/Schaaf-
kamp (2002:144) und heben zudem her-
vor, dass die dortigen Verkehrsunterneh-
men die Zahlungsbereitschaft der Fahr-
gäste bis zum äußersten ausgereizt haben 
und die Preise stark erhöhten. Im Gegen-
satz zu Großbritannien bieten die skan-
dinavischen Länder ein eher typisches 
Bild in Bezug auf die Preisentwicklung 
für die ÖPNV-Benutzung. Bracher/Trapp 
(2003: 51) beobachten für skandinavi-
sche Länder eine Fahrpreissenkung von 
20% in Folge der Liberalisierung und 
Deregulierung des ÖPNV. Ergänzend ist 
jedoch darauf hinzuweisen, dass es sich 
hierbei scheinbar um eine vorübergehen-
de Preissenkung handelt. Denn bereits 
die jüngsten Ausschreibungsverfahren 
in Schweden und Dänemark führten zu 
Preiserhöhungen von bis zu 40% bei den 
abgegebenen Angeboten (Palm 2001), 
was sich letztendlich steigernd auf die 
Nutzungsentgelte auswirken wird. Auch 
im ÖPNV zeigt sich somit, dass mit der 
Konsolidierung des liberalisierten Mark-
tes die zuvor gesunkenen Preise wieder 
auf den alten Stand ansteigen bzw. diesen 
übersteigen. Hinsichtlich der Qualität 
der Dienstleistung liegt ein wesentliches 
Problem in der Frage der Fahrgastinfor-
mationen, denn: »keines der betrachte-
ten Länder verfügt über ein gut funkti-
onierendes zentrales Fahrgastinforma-
tionssystem« vor, das auch die Einsicht 
in überregionale Verbindungen ermögli-
chen würde (Ruiter/Mast 2001: 19). 

Ökonomische Kosten für die öffentliche 
Hand 

Allgemein wird für alle vier Länder 
eine Reduzierung öffentlicher Ausgaben 
in Folge der Einführung von Ausschrei-
bungsverfahren beschrieben. Für Schwe-
den gibt Palm (2001:4) eine Reduzierung 
kommunaler Ausgaben um 17% zwi-
schen 1986 und 1996 an (in den ländli-
chen Regionen sogar um 28%). Andersen 
(2001:6) nennen eine Reduzierungsspan-
ne von 15-40% für alle Länder, während 
Bayliss (1999:9) für Großbritannien ein 
Einsparvolumen der öffentlichen Mittel 
von durchschnittlich über 50% zwischen 

Die Mitgliederzahlen der Ge-
werkschaften schwinden und 
mit ihnen zunehmend die ge-
werkschafltiche Einflussnahme
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für den Rückgang öffentlicher Ausgaben 
im ÖPNV wird für Schweden und Däne-
mark eine anfänglich sehr preisgünstige 
Erstellung von Verkehrsleistungen durch 
die Anbieter angeführt (Palm 2001:4-5). 
Dieses race to the bottom wurde durch 
Personaleinsparungen und so genannter 
Effizienzsteigerungen der Verkehrsunter-
nehmen in Bereichen Verwaltung, Fahr-
personal und Fahrzeugeinsatz möglich. 
Dies führte zu niedrigen Gewinnmargen 
der Unternehmen bis hin zu Betriebs-
aufgaben einiger kleinerer Unternehmen 
(ebd.). Mittlerweile zeigt sich in diesem 
Kontext ein neuer Trend: Immer weni-
ger private Unternehmen geben Angebo-
te bei Ausschreibungen ab, da die Anfor-
derungen an die Betreiber durch die Nah-
verkehrsbehörden gleichzeitig zunehmen 
(Ruiter/Mast 2000:26). 

Folgen für die demokratische Einfluss-
nahme und öffentliche Kontrolle

Öffentlicher Nahverkehr fällt in den 
meisten Ländern Europas in den Auf-
gabenbereich der Kommune. Bislang 
sind die Risiken und Folgen einer Libe-
ralisierung und vollständigen Privatisie-
rung des kommunalen ÖPNV – beson-
ders mit Blick auf die Handlungsspiel-
räume der Kommune und die Möglich-
keit der öffentlichen (gesellschaftlichen) 
Kontrolle – noch eher unzureichend er-
forscht. Dennoch, durch die Liberalisie-
rung der ÖPNV-Märkte, die zunehmen-
de Marktdominanz privater Unterneh-
men, schleichende Privatisierungsprozes-
se durch Public Private Partnerships38 so-
wie dem Wegfall der kommunalen Quer-
subventionen für den ÖPNV unterliegen 
Kommunen radikalen Wandelprozessen: 
Einerseits einem institutionellen Wandel 
bzw. Wandel von Aufgaben, denn mit der 
Privatisierung ehemals kommunaler Ver-
kehrsunternehmen verliert die Kommu-
ne ihre Rolle als Dienstleistungserbringe-
rin, auch wenn sie weiterhin Aufgaben-
trägerin bleibt. An die Stelle der Dienst-
leistungserbringung tritt dann die Aus-
schreibung und Bestellung von Nahver-
kehrsleistungen, Controlling und Über-
wachung sowie Sicherung der in den Ver-
kehrsverträgen vereinbarten Verkehrs-
leistungen etc. Häufig sind kommunale 
Behörden (v.a. kleine Kommunen) auf 
diese Tätigkeiten fachlich-personell so-
wie hinsichtlich ihres know-hows nicht 

vorbereitet (Bracher/Trapp 2003: 23). 
Andererseits bedeutet eine Privatisierung 
(formell im Sinne einer Organisationspri-
vatisierung oder materiell im Sinne einer 
vollständigen Privatisierung) öffentlicher 
Verkehrsbetriebe einen Verlust kommu-
naler, öffentlicher und politischer Ein-
flussnahme und Gestaltungsmacht. (vgl. 
etwa Bogumil/Holtkamp 2002, Libbe et 
al. 2002). 

3.2.3 Zusammenfassung beschriebe-
ner Folgen 

Zusammenfassend verdeutlichen die 
Liberalisierungs- und Privatisierungspro-
zesse im Öffentlichen Personennahver-
kehr, dass es durch die Einführung von 
Wettbewerbsstrukturen in allen Ländern 
durch rapide Konzentrationsprozesse zu 
Marktbereinigungen und der Herausbil-
dung von Oligopolen kommt. Marktfüh-
rend sind in der Regel 2-3, zumeist priva-
te, transeuropäisch tätige Unternehmen. 
Auch im ÖPNV-Wesen steht die Markt-
entwicklung in Zusammenhang mit einer 
Verschlechterung der Arbeitsbedingun-
gen und einer negativen Lohnentwick-
lung, wobei sich hier der Arbeitskräfte-
mangel und der hohe gewerkschaftliche 
Organisationsgrad in skandinavischen 
Ländern zumindest bislang positiv auf 
ein stabiles Lohnniveau auswirkt. In al-
len Ländern wird eine schwindende Ein-
flussnahme der Gewerkschaften konsta-
tiert. Mit dem Bestreben privater Ver-
kehrsunternehmen, vornehmlich profi-
table Strecken zu bedienen, kommt es zu 
einer sozial-räumlichen Ausdifferenzie-
rung der ÖPNV-Versorgung: Während 
sich die Versorgungsqualität und -inten-
sität auf rentablen Streckenabschnitten 
verbessert, sind nicht rentable Strecken-
bereiche, v.a. im ländlichen Raum zuneh-
mend unterversorgt. Die Entwicklung der 
Nutzungsentgelte ist uneinheitlich: Wäh-
rend einerseits Preissteigerungen zu beo-
bachten sind, fanden in anderen Ländern 
Preissenkungen statt, allerdings schei-
nen diese temporären Charakter zu besit-
zen. Für alle Länder wird ein eine Entlas-
tung kommunaler Haushalte beobachtet, 
gleichzeitig zeigt sich, dass aufgrund ge-
ringer Gewinnmargen viele private Un-
ternehmen an Ausschreibungsverfahren 
nicht mehr teilnehmen oder die Preise für 
die Erbringung der Dienstleistung anstei-
gen. Die zunehmende Übernahme kom-
munaler Versorgungsunternehmen durch 
Private sowie die Beteiligung privater 
Unternehmen an der Erbringungen kom-
munaler Dienstleistungen (PPP) führt zu 
einem Demokratieverlust auf kommuna-
ler Ebene. 

Der Wandel der Kommune:  
Verlust politischer Einfluss-
nahme und von der Dienstleis-
tungserbringerin zur Überwa-
cherin. 

38 Zunehmend finden sich in deutschen Kommunen 
PPP-Modelle in der Bereitstellung des ÖPNV: So 
z.B. in Hannover, wo die DB Stadtverkehr gemein-
sam mit dem Nahverkehrsbetreiber Intalliance, dem 
städtischen Verkehrsbetrieb Üstra und der NordLB 
U- und S-Bahn, Straßenbahnen sowie zahlreiche Bus-
linien betreibt (Süddeutsche Zeitung, 7.09.2004). 
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Im Energiesektor ist die EU-Kommis-
sion ein zentraler Akteur der Liberalisie-
rung. 1997 trat die Richtlinie zur Schaf-
fung eines EU-weiten Binnenmarktes in 
der Elektrizitätswirtschaft (Richtlinie 
96/92/EC) in Kraft. 

Die Vorgaben der EU-Richtlinie
Die EU sieht eine schrittweise Markt-

öffnung zunächst für Industrie und dann 
für Haushalte vor. Zur Regulierung des 
strategisch wichtigen Netzzugangs ha-
ben sich alle EU-Staaten bis auf Deutsch-
land für das Modell des regulierten Netz-
zugangs mit sektorspezifischer Regulie-
rungsbehörde entschieden. Hierbei gibt 
eine Regulierungsbehörde Richtwerte 
für Netzzugangsentgelte vor (EU Kom-
mission 2001c: 3-4, 8; Europäisches Par-
lament 1996; vgl. Kasten 10). Deutsch-
land hat als einziges EU-Land das Mo-
dell des verhandelten Netzzugangs ge-
wählt, bei dem die Entgelte für den Netz-
zugang von den Unternehmen selbst auf 
Vertragsbasis ausgehandelt werden (Ver-
bändevereinbarung). Im Juli 2004 wur-

den die Regelungen zum Netzzugang und 
zur Entflechtung von Unternehmenstei-
len EU-weit geändert. Das bedeutet, dass 
das Modell des regulierten Netzzugangs 
und damit eine Regulierungsbehörde so-
wie Entflechtung in Form der organisa-
torischen/gesellschaftsrechtlichen Tren-
nung in allen EU-Staaten vorgeschrieben 
wird (Monstadt 2003: 22-23) (vgl. Kas-
ten 11 zur Darstellung der aktuellen Dis-
kussionen und Prozesse in Deutschland). 
Die EU-Richtlinie schreibt eine buchhal-
terische Trennung/Entflechtung der ver-
schiedenen Tätigkeitsbereiche in Unter-
nehmen vor. Eine institutionelle Tren-
nung – also eine Auslagerung oder Priva-
tisierung – wird ebenfalls als Möglichkeit 
genannt, jedoch nicht gefordert (Hall 
2000; Europäisches Parlament 1996).

Im Energiesektor lassen sich verschie-
dene Tätigkeitsbereiche abgrenzen: Ne-
ben Energieproduktion und Energiehan-
del werden Übertragung (auf überregio-
naler Ebene) und Verteilung (auf regio-
naler und lokaler Ebene) von Strom un-
terschieden. Dementsprechend wird von 

4 Liberalisierung und Privatisierung im 
europäischen Energiesektor

Kasten 10 
EU-Richtlinien zur Liberalisierung im Energiesektor

Binnenmarktrichtlinie Elektrizität (1996): 
EU-Richtlinie 96/92/EC

• schrittweise Marktöffnung (zunächst für Großabnehmer, dann für Haushalte)

• Entflechtung der Unternehmenstätigkeiten

• Form der Regulierung des Netzzugangs kann frei gewählt werden (verhandelter 
Netzzugang, regulierter Netzzugang mit sektorspezifischer Regulierungsbehörde)

• keine sektorspezifische Regulierungsbehörde vorgeschrieben 

»Beschleunigungsrichtlinie« (2003):
EU-Richtlinie 2003/54/EC

• Marktöffnung für alle Nicht-HaushaltskundInnen bis Juli 2004 

• bis Juli 2007: 100 %-ige Marktöffnung

• das Modell des geregelten Netzzugangs wird vorgeschrieben, Netzzugang wird auf 
Grundlage veröffentlichter Tarife reguliert, sektorspezifische Regulierungsbehörde 
gefordert, gesellschaftsrechtliche Entflechtung gefordert

Quelle: Europäisches Parlament 1996; EU Kommission 2001c: 3-4, 8, Monstadt 2003

Im Energiesektor hat die EU-
Kommission die Liberalisierung 
seit Mitte der 1990-er aktiv vor-
angetrieben.
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34 überregionalen, regionalen und kommu-
nalen Energieversorgungsunternehmen 
(EVUs) gesprochen. Die hier dargestell-
ten Folgeanalysen beziehen sich auf die 
Bereiche Energieübertragung- und Ver-
teilung sowie Energieproduktion. 

Die Elektrizitätswirtschaft ist in den 
einzelnen EU-Staaten sehr unterschied-
lich organisiert, so dass sowohl staatli-
che, privatwirtschaftliche und gemischt-
wirtschaftliche Organisationsstruktu-
ren bestehen und auf unterschiedlichen 
räumlichen Ebenen agieren. Die Besitz-
verhältnisse der monopolartigen Über-
tragungs-/Verteilungsnetze sind von stra-
tegischer Bedeutung und sind innerhalb 

der EU unterschiedlich strukturiert. In ei-
nigen Staaten ist der Netzbetrieb in staat-
lichem Besitz (z.B. Schweden), in ande-
ren Ländern ist er in der Hand priva-
ter und/oder kommunaler Unternehmen 
(z.B. Deutschland). Durch die EU-Vor-
gaben zur Liberalisierung werden die-
se Organisationsstrukturen grundlegend 
verändert, da die Tätigkeitsbereiche von 
Unternehmen sowie staatlicher Regulati-
onsinstanzen neu organisiert werden. Die 
Liberalisierungsvorschriften der EU füh-
ren z.B. dazu, dass Gebietsmonopole auf-
gehoben werden, damit ein Wettbewerb 
zwischen verschiedenen Anbietern statt-
finden kann. 

Durch die Liberalisierungsvor-
gaben der EU werden die Struk-
turen und Organisationsformen 
im europäischen Energiesektor 
grundlegend verändert. 

4.1 Stand und Ausmaß von Liberalisierung im Energie-
sektor 

Die Umsetzung der Elektrizitätsbin-
nenmarktrichtlinie in nationale Gesetze 
ist in den einzelnen EU-Staaten sehr un-
terschiedlich verlaufen (vgl. EU-Kom-
mission 2004c). Einige Länder setzen le-
diglich das geforderte Mindestmaß um, 
während andere Staaten über einzelne EU-
Vorgaben hinausgehen oder bereits vor-
her eine Liberalisierung im Energiesektor 
umgesetzt haben. Dies spiegelt auch die 
unterschiedlichen politischen Haltungen 
einzelnen EU-Staaten zur Liberalisierung 
des Energiesektors wider. Während bei-

spielsweise die skandinavischen Staaten 
und v.a. die britische Regierung frühzei-
tig mit der Liberalisierung im Energiesek-
tor begannen, begegnet Frankreich der 
EU-Liberalisierungspolitik mit Zurück-
haltung. Diese Unterschiede lassen sich 
teilweise auch an den unterschiedlichen 
Zeitpunkten der Liberalisierung und den 
unterschiedlichen Öffnungsgraden der 
Märkte ablesen (vgl. Tabelle 5) (Eising 
2000: 251-254; Hall/Thomas 2003a; EU 
Kommission 2000a:37). 

Die Liberalisierung und Privati-
sierung der Energieversorgung 
ist in den einzelnen EU-Staaten 
in sehr unterschiedlicher Weise 
vorangetrieben worden. 

Tabelle 5: Liberalisierung im europäischen Energiesektor

Länder Zeitpunkt vollständiger Liberalisierung
Marktöffnung (%)  
(Stand 2003)

Belgien 2007 52
Dänemark 2003 35
Deutschland durchgeführt – 1999 100
Finnland durchgeführt – 1997 100
Frankreich k.A. 30
Griechenland k.A. 34
England (hier: UK) durchgeführt – 1998 (1990 begonnen) 100
Irland 2005 40
Italien 2004 45
Luxemburg Ausnahmeregelung 57
Niederlande 2004 63
Österreich durchgeführt – 2001 100
Portugal k.A. 45
Schweden durchgeführt – 1998 100
Spanien 2003 55

Quellen: Kommission der EU 2001c: 14, ebd. 2003c: 4, 40
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4.2.1  Großbritannien: Vorreiter bei 

Kommerzialisierung, Liber-
alisierung und Privatisierung

1990 wurde die Umstrukturierung des 
britischen Energiesektors durch Privati-
sierungs- und anschließende Liberalisie-
rungsmaßnahmen initiiert, die im Elec-
tricity Act 1989 festgelegt wurden. Das 
staatliche Energieunternehmen, das für 
Produktion und überregionale Übertra-
gung von Strom verantwortlich war und 
ein Monopol innehatte, wurde 1990 in 
vier Unternehmen unterteilt und voll-
ständig privatisiert (Vermögensprivati-
sierung). Die 12 auf regionaler Ebene als 
Verteilerunternehmen tätigen Betriebe 
wurden ebenfalls vollständig privatisiert. 

Die Liberalisierung des Stromsektors 
wurde 1990 eingeführt und zunächst 
schrittweise für die Industrie umgesetzt. 
1998 wurde der Markt zu 100 % geöffnet, 
sodass seitdem auch alle Haushalte ihren 
Energieversorger frei wählen können. Als 
Regulierungsbehörde agieren verschiede-
ne sektorspezifische Behörden, angeleitet 
durch das Office of Gas and Electricity 
Markets (Ofgem) (Eising 2000: 161; Fin-
ger/Genoud 2002: 9; Riechmann 2000: 
11). In Großbritannien wird bezüglich 
der Entflechtung von Erzeugung, Über-
tragung, Verteilung und Vertrieb ledig-
lich eine Trennung von Buchhaltung und 
Management der einzelnen Bereiche vor-
geschrieben (Hall/Thomas 2003 a,b). 

Folgen von Liberalisierung, Privatisierung 
und Kommerzialisierung

Zahlreiche Studien und Aufsätze un-
tersuchen die Auswirkungen der funda-
mentalen Umstrukturierungen im briti-
schen Energiesektor. Da die Umstruk-
turierungen bereits vor mehr als einem 
Jahrzehnt begannen, sind für Großbri-
tannien als einziges europäisches Land 
auch längerfristige Auswirkungen bzw. 
Trends beschrieben. 

14 Jahre nach der Privatisierung und 
Liberalisierung des Energiesektors in En-
gland/Wales zeigt sich nach Ansicht ei-
niger AutorInnen ein zunächst positives 
Bild: die Strompreise sind deutlich gefal-
len, Versorgungssicherheit und Qualität 
der Dienstleistungen scheinen gewähr-
leistet und konnten z.T. verbessert wer-

den. Zentrale umweltpolitische Ziele wie 
der Abbau von Emissionen wurden er-
reicht. Von der europäischen Kommis-
sion und der Weltbank werden die briti-
schen Reformstrategien im Energiesektor 
daher als Vorbild angesehen (Department 
of Trade and Industry (DTI) 2000; Hel-
las 2003; Newberry/Pollitt 1997). Eine 
Vielzahl von Studien zeigt jedoch in Be-
zug auf Preisentwicklung, Versorgungs-
sicherheit, Qualität, Beschäftigungsent-
wicklung und gesamtgesellschaftliche 
Kosten der Reformen, dass mit der De-
regulierung und Privatisierung zahlreiche 
negative Auswirkungen verbunden sind. 

Markt- und Unternehmensstruktur 
Im Bereich der Stromverteilung und 

des Vertriebs ist eine starke Unterneh-
menskonzentration eingetreten: 1990 
waren in diesem Bereich zwölf Unter-
nehmen tätig, inzwischen werden diese 
Dienstleistungssektoren jedoch jeweils 
von fünf bis sechs Unternehmen domi-
niert. Gleichzeitig schlossen sich Unter-
nehmen des Stromvertriebs mit Unter-
nehmen der Energieerzeugung zusam-
men. Damit haben Stromerzeuger direk-
ten Zugang zu den EndverbraucherInnen 
und können eine marktdominierende 
Stellung aufbauen. Zudem hat eine deut-
liche Internationalisierung der britischen 
Stromwirtschaft stattgefunden. Zuneh-
mend dominieren us-amerikanische, 
deutsche und französische Unternehmen 
oder deren Tochtergesellschaften (Nati-
onal Power, das RWE gehört; Powergen, 
ein Tochterunternehmen von E.on sowie 
der staatliche französische Konzern EdF) 
den britischen Strommarkt (Hall/Tho-
mas 2003a: 18-29; Thomas 2002b)39. 

Im Zuge der Liberalisierung und Pri-
vatisierung hat durch Fusionen, Über-
nahmen und Auslagerung von Unterneh-
mensbereichen auch eine Umstrukturie-
rung innerhalb von Unternehmen statt-
gefunden. Der Trend geht dabei zur Bil-
dung von Multi-Utility Unternehmen, die 
sowohl im Energie- als auch im Wasser-
sektor tätig sind und dadurch auf neuen 
Märkte aktiv werden können (Atzmül-
ler/Hermann 2004: 132; Hall/Thomas 
2003a) (vgl. Kasten 14) 

4.2 Folgen von Liberalisierung und Privatisierung im 
Energiesektor

Großbritannien begann in den 
1980-ern mit der neoliberalen 
Umstrukturierung und ist »Vor-
reiter« dieser Politik in Europa.

EU-Kommission und Weltbank 
rühmen Großbritannien als  
Paradebeispiel erfolgreicher  
Reformen. 

Marktkonzentration zugunsten 
TNK verhindert den Wettbe-
werb und läuft somit einem 
zentralen Ziel der Liberalisierung 
entgegen. 

Als Multi-Utility-Unternehmen 
erobern die TNK neue Märkte.

39 Im Bereich der Energieproduktion hat dagegen eine 
Dekonzentration stattgefunden, da die Anzahl der 
Anbieter von drei auf dreizehn zugenommen hat. 
Damit haben die Unternehmen für Stromverteilung/
vertrieb ein größeres Angebot bei der Wahl ihrer 
Energiezulieferer (Drillisch et al 2001: 11; Thomas 
2002b: 9). Für die NutzerInnen bedeutet dies jedoch 
keinen direkten derartigen Wettbewerbseffekt. 
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36 Folgen für sozio-ökonomische Sicherheit: 
Beschäftigungseffekte und industrielle 
Beziehungen 

Im britischen Energiesektor fand seit 
1990 ein massiver Stellenabbau statt. 
Die Gesamtzahl der seit 1990 in Groß-
britannien in der Stromversorgung ab-
gebauten Stellen wird auf bis zu 60.000 
geschätzt. Das entspricht laut Atzmüller/
Herman (2004) ca. 58 % der Beschäftig-
ten (ebd.:132-133; vgl. auch DTI 2000: 
17). Der massive Arbeitsplatzabbau ist 
dabei zunächst als Folge einer Kommer-
zialisierung zu bezeichnen, denn er fand 
zum Teil als Vorbereitung auf die Priva-
tisierung und Liberalisierung statt und 
setzte also nicht erst mit den formell ein-
geleiteten Restrukturierungen ein (Atz-
müller/Hermann 2004: 132; Hall 1999: 
8-10). Das Department for Trade and 
Industry betont, dass der Arbeitsplatz-
abbau überwiegend »sozialverträglich« 
über Frühpensionierungen und Umschu-
lungen gestaltet wurde (DTI 2000: 17). 
Jedoch ist darauf hinzuweisen, dass der 
Arbeitsplatzabbau nur begrenzt freiwillig 
und sozialverträglich verlief, da für die 
Beschäftigten oftmals keine Alternative 
zum Arbeitsplatzverlust bestand und sie 
dem sozialverträglichen Arbeitsplatzab-
bau somit zustimmen mussten (Atzmül-
ler/Hermann 2004: 139). 

Beschäftigungsabbau und Auslagerun-
gen haben dabei auch weitreichende Aus-
wirkungen auf den Ablauf von Unterneh-
menstätigkeiten und damit auf Fragen der 
Sicherheit, da Koordinations- und Kon-
trollmöglichkeiten verloren gehen kön-
nen. In einigen Fällen führten Auslage-
rungen und Entlassungen in Großbritan-
nien dazu, dass Schlüsselqualifikationen 
bei den Beschäftigten fehlten und Versor-
gungssicherheit und Qualität der Dienst-
leistungen nicht mehr wie zuvor gewähr-
leistet werden konnten (Hall/Thomas 
2003a: 29-35; 2003b: 8-9, vgl. auch Atz-
müller/Hermann 2004: 136-139). 

Eising (2000: 146) und Atzmüller/
Hermann (2004: 134-140) sehen in den 
Privatisierungsstrategien der britischen 
Regierung auch das Ziel, den Einfluss der 
Gewerkschaften zu schwächen. Denn die 
Restrukturierungen im Zuge der Privati-
sierung und Liberalisierung führten dazu, 
dass Tarifverhandlungen und Arbeitsor-
ganisation fragmentiert, individualisiert 
und dezentralisiert wurden.

Folgen für die Versorgungssicherheit: 
Preisentwicklung, sozial-räumliche  
Polarisierung und ökologische Folgen

Die Strompreise für Privathaushalte 
sanken innerhalb weniger Jahre infol-
ge der Liberalisierung um durchschnitt-

lich ca. 25 %. Die Preise für Industri-
eunternehmen in England sind dagegen 
sehr viel stärker gesunken. Als Ursache 
für diese Diskrepanz wird u.a. genannt, 
dass viele Haushalte ihre »Marktmacht« 
nicht ausüben (können), da ein Anbieter-
wechsel mit großem Aufwand verbunden 
ist und auch die Preisinformationen oft-
mals unübersichtlich sind. Zugleich stel-
len Haushalte aus Sicht der Unternehmen 
keine so »attraktive« KundInnengruppe 
dar, um die es sich mit niedrigen Preisen 
zu konkurrieren lohne (Thomas 2002a: 
5; EU Kommission 2003c: 9). 

Untere Einkommensgruppen sind von 
den negativen Effekten einer mit Privati-
sierung und Liberalisierung einhergehen-
den Kommerzialisierung stärker betrof-
fen. Nach der Privatisierung wurden bei 
vielen NutzerInnen, die sich wiederholt 
verschuldet hatten, Stromzähler, die mit 
pre-paid-Karten bezahlt werden müssen 
(pre-paid meter), eingebaut. Die Strom-
preise lagen bei den pre-paid-Stromzäh-
lern jedoch höher als die generell üb-
lichen Strompreise für Haushalte. So-
mit zahlten diese Haushalte letztendlich 
überteuerte Preise. Das änderte sich erst, 
als die Regulierungsbehörde eine Anglei-
chung der Preise einforderte. De facto 
führte der Einbau von pre-paid metern 
vielfach sogar dazu, dass die betroffenen 
Haushalte ihre Stromversorgung »selbst 
abschalteten«, so lange sie diese nicht be-
zahlen konnten. Bei Haushalten, die ver-
schuldet waren und keine pre-paid meter 
hatten einbauen lassen, wurden nach der 
Privatisierung zudem zunehmend Strom-
abschaltungen von den privaten Unter-
nehmen durchgeführt (Thomas 2002b: 6-
7; DTI 2000: 11). 

Ähnlich wie in anderen Staaten hat 
sich in Großbritannien in den letzten 15 
Jahren die Zusammensetzung der zur En-
ergiegewinnung verwandten Energiequel-
len grundlegend verändert (fuel switch). 
Die Verwendung fossiler Brennstoffe wie 
Kohle nahm rapide ab, während die Be-
deutung von Gas und zu einem geringe-
ren Teil von Atomenergie40 kontinuier-
lich zunahm. Das bedeutet, dass klima- 
und umweltschädigende Emissionen sehr 
deutlich gesenkt werden konnten (Ne-
wberry/Pollitt 1997; DTI 2000: 14-15). 
Ein Faktor hierbei war möglicherweise, 
dass neue privatwirtschaftliche Anbieter 

Entlassungen und Schwächung 
der Gewerkschaften als politi-
sches Ziel der neoliberalen Re-
formen. 

40 Die Zunahme von Atomenergienutzung stellt aus 
unserer Sicht eine sehr kritikwürdige Entwicklung 
dar, da Atomenergienutzung mit untragbaren Ri-
siken verbunden ist. Zudem ist die Entsorgung der 
hochgradig gefährlichen »Nebenprodukte«dieser 
Energieproduktion ungeklärt und die Kosten hier-
für werden gegenwärtig weitgehend von der öffent-
lichen Hand finanziert. Auf diese Kritik kann hier 
leider nicht näher eingegangen werden. 



Öffentliche Dienstleistungen unter Privatisierungsdruck

37in energiesparende und damit effiziente-
re Technologien investiert hatten (DTI 
2000: 14). Diese Entwicklungen können 
jedoch nicht eindeutig als positive Effek-
te von Privatisierung und Liberalisierung 
gedeutet werden. Denn auch externe Fak-
toren wie allgemeine technologische Ent-
wicklungen im Energiesektor, EU-Vor-
gaben zur Senkung umweltschädigender 
Emissionen und die gesunkenen Gasprei-
se werden als wichtige Einflussfaktoren 
für diesen Wandel genannt (Newberry/
Pollitt 1997; Frogatt 2000, Wohlgemuth 
2003: 90; Drillisch et al 2001: 33).

Ökonomische Kosten und Folgen für 
demokratische Einflussnahme und  
öffentliche Kontrolle

Die Privatisierung und Liberalisierung 
des Energiesektors sind neben den sozi-
alen und ökonomischen Kosten des Ar-
beitsplatzabbaus auch mit hohen Kosten 
für den Aufbau eines Regulierungssys-
tems verbunden. Zudem sind die Energi-
eunternehmen 1990 offenbar weit unter 
ihrem geschätzten Marktwert verkauft 
worden (Thomas 2002b: 3-5, Hall 1999: 
8-9). Die heftige Kritik an dem niedrigen 
Verkaufswert der Unternehmen führte 
dazu, dass die Regierung 1997 eine Ge-
winnsteuer erhob. Hiermit sollten die 
übermäßigen Gewinne der Unternehmen 
und der Verlust der SteuerzahlerInnen 
»ausbalanciert« werden. Ebenso sollte 
diese nachträgliche Steuer auf Privati-
sierungsgewinne der Legitimierung und 
Akzeptanzerhöhung der Privatisierung 
dienen (DTI 2000: 6). Die intransparen-
ten und für die öffentliche Hand teuren 
Verkäufe öffentlicher Unternehmen so-
wie die Probleme der Regulierung weisen 
gleichzeitig auch darauf hin, dass öffent-
liche Kontrolle durch die Liberalisierung 
und Privatisierung unterminiert wurde 
oder nur begrenzt möglich war. 

4.2.2. Deutschland: Durch Wettbe-
werb zum Duopol

Anders als in Großbritannien wurde 
die Liberalisierung des Energiesektors 
in Deutschland v.a. durch die Initiative 
der EU angestoßen. In der Umsetzung 
ging Deutschland dann jedoch zum Teil 
über die in der EU-Richtlinie geforderten 
Schritte hinaus und führte 1998 eine so-
fortige und vollständige Marktöffnung 
(für Industrie und Haushalte) durch. 

In dem von Deutschland gewählten 
Modell des ›verhandelten Netzzugangs‹ 
zur Liberalisierung des Energiesektors re-
gelten bis Juni 2004 Verbändevereinba-
rungen zwischen Unternehmen/Verbän-
den die Höhe der Netzzugangsentgelte. 
Als Regulierungsbehörde fungierte keine 
sektorspezifische Behörde sondern das 
Bundeskartellamt, das u.a. die Höhe der 
Strompreise nachträglich kartellrecht-
lich überprüfte. Bezüglich der Unterneh-
mensentflechtung (unbundling) schreibt 
Deutschland eine buchhalterische Tren-
nung und somit die Minimalforderung 
der EU vor (BMWA 2003: 2-7; Monst-
adt 2003: 19-23, 38). Mit den neuen EU-
Vorgaben zur Re-Regulierung des Ener-
giesektors sollte auch Deutschland ab 
Juli 2004 eine sektorspezifische Regu-
lierungsbehörde einführen.Diese Aufga-
be soll nun die Regulierungsbehörde für 
Post und Telekommunikation überneh-
men (vgl. Kasten 11). 

Liberalisierung und Privatisierung in der 
deutschen Stromversorgung

In (West-)Deutschland bestand vor der 
Liberalisierung kein staatliches Mono-
pol im Energiesektor wie beispielsweise 
in Großbritannien und Frankreich. Viel-
mehr waren und sind sowohl öffentliche, 
privatwirtschaftliche und gemischtwirt-
schaftliche Unternehmen im Energiesek-
tor tätig. Auf regionaler Ebene sind dies 
Verbundunternehmen wie z.B. RWE und 
E.on, die im Besitz der strategisch wichti-
gen, monopolartigen überregionalen und 
grenzüberschreitenden Übertragungsnet-
ze sind. Vor der Liberalisierung waren 
auf regionaler Ebene neun Verbundun-
ternehmen tätig. Auf kommunaler/loka-
ler Ebene agieren – auch nach der Libe-
ralisierung – ca. 900 Energieversorgungs-
unternehmen (EVU) wie zum Beispiel die 
Stadtwerke, die für die Versorgung von 
Haushalten zuständig sind. 

Seit Mitte der 1990er Jahre und im 
Zuge der Liberalisierung gegen Ende der 
1990er Jahre setzte ein Trend zur Privati-
sierung (Vermögens- und Organisations-
privatisierung) ein. Über das genaue Aus-
maß von Privatisierungen im deutschen 
Energiesektor liegen allerdings noch kei-
ne detaillierten Studien vor (Eising 2000: 
101-110; Hall/Thomas 2003a: 16; Mon-
stadt 2003: 20). 

Privatisierung und Liberalisie-
rung haben hohe Folgekosten 
für die Gesellschaft – ökono-
mische und politische. 
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4.2.3. Folgen von Restrukturierung, 
Liberalisierung und Privatisie-
rung

Markt- und Unternehmensstruktur: durch 
Wettbewerb zum Duopol

In Folge der Liberalisierung und damit 
einhergehenden Fusionen hat sich bei den 
Regionalverteilern, die für einen Groß-
teil der Energieproduktion und die Über-
tragung zuständig sind, eine erhebliche 
Marktkonzentration eingestellt, von der 
insbesondere große Transnationale Kon-
zerne (TNK) profitieren konnten. Gegen-

wärtig sind von den zuvor neun nur noch 
vier Verbundunternehmen (RWE, E.on, 
Vattenfall und EnBW, an dem das franzö-
sische Unternehmen EdF bedeutende An-
teile hat) im deutschen Energiesektor tätig. 
Als Erzeuger von 80 % der Stromproduk-
tion und Besitzer der Übertragungsnet-
ze haben sie eine dominierende Stellung 
im deutschen Energiesektor inne. RWE 
und E.on stellen dabei ein marktbeherr-
schendes Duopol dar, da sie über mehr 
als 60 % Marktanteil verfügen. Dane-
ben wird vielfach die Zunahme von Aus-
lagerung und Multi-Utility-Orientierung 

Kasten 11 
Eine Frage der Regulierung?

David gegen Goliath im deutschen Energiesektor
Im Verdrängungswettbewerb, der nach der Liberalisierung im Energiesektor einsetzte, 
haben sich die vier Konzerne RWE, E.on, EnBW und Vattenfall durchgesetzt und domi-
nieren den deutschen Energiemarkt. Ihre Marktmacht nutzen sie auf vielfältige Weise: 
Während sie Strompreise z.B. kurz nach der Liberalisierung zunächst deutlich senkten, 
um neue KundInnen zu werben, stiegen die Preise in den vergangenen Jahren wie-
der deutlich und im europäischen Vergleich überdurchschnittlich an. Die Kontrolle des 
gesamten Stromnetzes erlaubt den Marktführern die Preise für den Netzzugang kon-
kurrierender Anbieter in ihrem Interesse festzulegen. Diese unterschiedlichen Formen 
der Machtausübung sind mittlerweile vielfältiger Kritik ausgesetzt, sowohl von Ver-
braucherschutzorganisationen als auch von verschiedenen politischer Parteien. Dem-
entsprechend wird zunehmend eine Re-Regulierung des Energiesektors in Form einer 
Energieaufsichtsbehörde gefordert (VDI-Nachrichten 2004a, b; Frankfurter Rundschau 
2004b). 

Doch auch die neue Form der Energieaufsicht, für dessen Einführung das Wirtschafts-
ministerium verantwortlich ist, ist heftig umstritten. Anstelle einer eigenen Regulie-
rungsbehörde für den Energiesektor soll die Regulierungsbehörde für Post und Tele-
kommunikation die Regulierung der Energieversorger übernehmen. Aufgaben und 
Handlungsmacht der geplanten Regulierungsbehörde sind jedoch noch unklar, ebenso 
wie der Zeitpunkt zu dem diese ihre Arbeit aufnehmen wird. Der ursprünglich anvi-
sierte und von der EU geforderte Arbeitsbeginn der neuen Behörde im Juli 2004 ist 
längst verstrichen und Deutschland sieht nun zusammen mit einigen anderen EU-Län-
dern einem Verfahren der EU-Kommission wegen der verzögerten Umsetzung der 
Energiebinnenmarkt-Richtlinie entgegen. Kurz vor Aufbau der neuen Regulierung 
kündigten nun drei der vier „Energie-Profiteure“ (Ristau 2004) an, ihre Strompreise 
nochmals anheben zu wollen (VDI-Nachrichten 2004b; Frankfurter Rundschau 2004a, 
c; Krägenow 2004). 

Ob eine Re-Regulierung die Marktmacht der Energiekonzerne mindern und eine 
gemeinwohlorientierte Regulierung etablieren kann, ist dabei zu bezweifeln. Denn 
der neuen Regulierungsbehörde stehen nach Ansicht von KritikerInnen der Liberalisie-
rungspolitik keine ausreichenden Instrumente für eine effektive Regulierung der Net-
zinhaber zur Verfügung und auch mit der Neuregelung wird keine ex-ante Regulie-
rung von Energiepreisen eingeführt. Die Regulierungsbehörde kann somit als „zahnlo-
ser Papiertiger“ gesehen werden. Die Politik des zuständigen Wirtschaftsministeriums 
wird daher vielfach für eine Regulierung kritisiert, die die Monopole TNK schützt und 
nicht im Interesse einer wettbewerbs- oder gemeinwohlorientierten Stromversorgung 
agiert. Nicht zuletzt steht die Versorgungssicherheit auf dem Spiel, da die Profitorien-
tierung privater Unternehmen den langfristigen Investitionserfordernissen entgegen 
stehen und die Koordination dieser Investitionsaufgaben im Kontext des liberalisierten 
Energiemarktes nicht gewährleistet ist (Vorholt 2004:19; Panitz 2004: 2; von der Wei-
den 2004; Deckwirth et al. 2004: 19-20).

Handlungsmöglichkeiten der 
Kommunen werden einge-
schränkt und TNK beherrschen 
den Markt. 
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39von Unternehmen beschrieben41 (BMWA 
2003: 7-12; Hall/Thomas 2003a: 16; Ei-
sing 2000: 106). Zudem erwerben priva-
te Verbundunternehmen Anteile an kom-
munalen Unternehmen wie z.B. Stadt-
werken und erlangen damit indirekt auch 
Zugriff auf andere, bisher nicht liberali-
sierte Dienstleistungen wie z.B. die Was-
serversorgung. Einige AutorInnen sehen 
daher im deutschen Energiesektor eine 
Entwicklung von einer pluralistischen, 
dezentral organisierten hin zu einer stark 
konzentrierten Marktstruktur, die Wett-
bewerb verhindert und die (kommuna-
len) Handlungsmöglichkeiten kleinerer 
Energieversorgungsunternehmen wie z.B. 
den Stadtwerken beschränkt (Matthes/
Poetsch 2002:18, Monstadt 2003:33-40; 
ECOTEC 2001:51-56). Um dieser Situ-
ation zu begegnen, sind Stadtwerke und 
andere kleine Energieversorgungsunter-
nehmen vielfach Allianzen eingegangen, 
um eine bessere Verhandlungsposition 
beim Stromeinkauf zu erreichen und ad-
ministrativen Aufwand zu vermindern 
(Monstadt 2003:39; BMWA 2003:12). 
Mit dem hohen Marktanteil des schwe-
dischen staatlichen Konzerns Vattenfall 
und des französischen staatlichen Un-
ternehmens EdF zeichnet sich außerdem 
eine zunehmende Internationalisierung 
bzw. Europäisierung der deutschen Ener-
giewirtschaft ab (vgl. auch Kasten 10). 

Folgen für sozio-ökonomische Sicherheit: 
Beschäftigungseffekte und industrielle 
Beziehungen

Auch in Deutschland haben die mit 
der Liberalisierung einhergehenden Um-
strukturierungen in erheblichem Maße zu 
Beschäftigungsabbau geführt. Monstadt 
(2003:35) geht davon aus, dass zwischen 
1991 und 2001 ca. 90.000 Arbeitsplätze 
in der Stromwirtschaft abgebaut wurden. 
Das entspricht 42 % der Arbeitsplätze in 
diesem Sektor. Die Entlassungen wurden 
dabei sowohl über betriebsbedingte Kün-
digungen als auch über Vorruhestandsre-
gelungen und Abfindungen durchgeführt. 
Rationalisierungsmassnahmen im Zuge 
von Fusionen und Auslagerungen wer-
den als entscheidende Faktoren für den 
Beschäftigungsabbau genannt (Monstadt 
2003:35; ECOTEC 2001: 51-54). Somit 
sind deutliche Zusammenhänge zwischen 
den Strategien der Unternehmen zur Er-

ringung der Marktmacht und dem rapi-
den Arbeitsplatzabbau erkennbar.

Folgen für Versorgungssicherheit:  
Bei der Preisentwicklung geht die Schere 
weit auseinander

Die Strompreise sind auch in Deutsch-
land in Folge der Liberalisierung zu-
nächst deutlich gefallen. Dies ist insbe-
sondere Folge der Rationalisierungsef-
fekte, die v.a. durch Beschäftigungsabbau 
und den Konkurrenzdruck infolge des 
Auftretens neuer Anbieter erzielt wurden 
(Monstadt 2003:21;36). Es zeigt sich je-
doch in mehreren Untersuchungen, dass 
die Preisentwicklung für die KundInnen-
gruppen »Haushalte« und »Industrie« 
sehr unterschiedlich verlaufen ist: Wäh-
rend die Preise für Industriebetriebe um 
durchschnittlich 25 % sanken, konn-
ten Haushalte bis 2000 nur mit Preis-
senkungen von ca. 9 % rechnen (BMWA 
2003: 17-18; Deutsche Bank Research 
2002, 2003: 7). Als Grund für diese Dis-
krepanz wird für Deutschland wie auch 
andere EU-Staaten in den vielen Studi-
en genannt, dass Haushalte als KundIn-
nengruppe weniger ökonomische Bedeu-
tung und damit geringere Verhandlungs-
macht gegenüber den Anbietern haben. 
Zudem ist ein Anbieterwechsel oftmals 
mit Hürden (insbesondere durch unü-
bersichtliche Preisinformationen) ver-
bunden (Kommission der EU 2003c: 9; 
VZBV 2003: 14-15). Seit 2001 steigen 
die Strompreise zudem wieder deutlich 
an. Darin spiegelt sich die Strategie der 
marktbeherrschenden Unternehmen wi-
der, nach dem Verdrängungswettbewerb 
ihre Marktmacht durch Preissteigerun-
gen auszunutzen. Die Preissteigerungen 
können damit auch keinesfalls überwie-
gend auf die zusätzlichen Abgaben wie 
z.B. der Ökosteuer oder für erneuerbare 
Energien zurückgeführt werden, sondern 
sind zum überwiegenden Teil die Effek-
te der durch Monopolbildung entstande-
nen Marktmacht TNK bzw. der verfehl-
ten Regulierung der TNK (vgl. z.B. Vor-
holz 2004:19; Deckwirth et al. 2004: 19-
20; Fette 2003: 78-79).

Die Liberalisierung des Energiesektors 
schränkt auch kommunale Strategien des 
Klimaschutzes ein. Zwar haben einige 
(scheinbare) Effekte der Liberalisierung – 
wie z.B. die Möglichkeit, zu weniger um-
weltbelastenden Energieträgern zu wech-
seln (fuel switch) und das Auftreten von 
Anbietern erneuerbarer Energien (EEG) 
– auch eine positive Wirkung für Umwelt- 
und Klimaschutz. Infolge des zunehmen-
den Kostendrucks und der Effizienzorien-
tierung sind kommunale Programme wie 
ökologische Investitionsprogramme und 

41 Auch viele Stadtwerke sind als Multi-Utility-Unter-
nehmen organisiert. Hier stellt diese Organisations-
struktur jedoch weniger eine Strategie der Mark-
teroberung dar, sondern ist vielmehr dem Ziel einer 
effektiven Dienstleistungserbringung geschuldet und 
eröffnet zugleich auch die Möglichkeiten für eine so-
zial orientierte Quersubvention zwischen verschie-
denen Dienstleistungen (z.B. Energieversorgung und 
ÖPNV).

Abbau von Arbeitsplätzen und 
veränderte Beschäftigungsbe-
dingungen. 

Haushalte haben weniger Ver-
handlungsmacht gegenüber 
den Konzernen als Industriebe-
triebe.

Strompreise für Haushalte sind 
seit 2001 gestiegen
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40 Förderung von energiesparenden, aber 
vergleichsweise teuren Anlagen der Kraft-
Wärme-Kopplung jedoch oftmals nicht 
mehr finanzierbar (Lottermoser 2000: 
93-94; VZBV 2003: 17). Durch die Auf-
hebung von Gebietsmonopolen werden 
zudem ökologische Steuerungsmöglich-
keiten der Kommunen abgebaut: Da die 
NutzerInnen die Anbieter frei wählen 
können und damit keine kommunalen 
Gebietsmonopole mehr bestehen, sind 
die Kommunen nicht mehr in der Lage, 
in auf diese Gebiete bezogenen Verträgen 
(Umwelt-) Auflagen für die privaten An-
bieter festzuhalten (Monstadt 2003: 48-
49). Und umweltpolitische Maßnahmen 
wie z.B. das Erneuerbare Energien Ge-
setz hätten auch ohne die Liberalisierung 
eingeführt werden können und sind da-
her nicht wirklich als positive Effekte der 
Liberalisierung im Energiesektor zu be-
rücksichtigen (Fette 2003: 78-79). 

Demokratische Einflussnahme und öffent-
liche Kontrolle: Einschränkung kommuna-
ler Handlungsspielräume und Abbau von 
Quersubventionen

Liberalisierung des Energiesektors 
führte in Deutschland zu weitreichen-
den Veränderungen und Einschränkun-
gen kommunaler und regionaler Hand-
lungsspielräume und Steuerungspotenti-
ale (Monstadt 2003; Lottermoser 2002; 
Libbe et al. 2002). Mit der zunehmenden 
Privatisierung (Vermögens- und Orga-
nisationsprivatisierung) im Energiesek-
tor ziehen sich staatliche Akteure viel-
fach aus der direkten Bereitstellung von 

Dienstleistungen zurück. Hieraus folgt 
auch ein Abbau von Kontroll- und Auf-
sichtsverfahren. Zudem richten sich auch 
staatliche Unternehmen verstärkt auf 
Konkurrenzprinzipien aus, und die ur-
sprünglich formulierten »öffentlichen In-
teressen« werden nur noch in Abhängig-
keit von ökonomischer Machbarkeit um-
gesetzt (Kommerzialisierung) (Monstadt 
2003: 46-50). Den Kommunen kommt 
damit eine neue Rolle zu, die eine sozi-
al-ökologisch orientierte Steuerung viel-
fach einschränkt. Beispielhaft ist hier, 
dass zwischen unterschiedlichen Dienst-
leistungen der Daseinsvorsorge auf kom-
munaler Ebene etablierte Strategien zu 
Quersubventionen zwischen Energiever-
sorgung und defizitärem ÖPNV abge-
baut wurden: Durch die Liberalisierung 
und Entflechtung im Energiesektor wird 
diese Strategie der Umverteilung stark 
eingeschränkt und könnte sogar als ge-
setzwidrig eingestuft werden (Drillisch 
et al 2001:49-50; Bogumil/Holtkamp 
2002:74). 

Mit der »Europäisierung« der Ener-
giepolitik – i.S. einer zunehmend von 
der EU geleiteten Regulierung – verlieren 
auch auf nationaler Ebene agierende In-
teressengruppen und national gebildete 
politische Präferenzen an Einfluss. Somit 
werden nicht nur auf lokaler und regio-
naler Ebene sondern auch auf nationaler 
bzw. zwischenstaatlicher Ebene demo-
kratische Steuerungsoptionen abgebaut 
(Eising 2000: 251-301, Monstadt 2003: 
47, 65). 

Abbau von Quersubventionen 
und anderen Strategien zur 
Umverteilung.

Kasten 12 
Blackouts: Licht aus in Schweden

Im Jahr 2003 war Schweden von Stromausfällen betroffen, da wichtige Stromleitun-
gen durch Winterstürme beschädigt worden waren ein Vorfall, der an sich nicht außer-
gewöhnlich ist. Für die notwendigen Reparaturarbeiten waren jedoch nicht ausrei-
chend qualifizierte Fachkräfte vorhanden, so dass die Schäden erst nach Tagen beho-
ben werden konnten. Reimon/Felber (2003: 113-114) sehen dies als direkte Folge von 
Personaleinsparungen im Zuge der Liberalisierung. In der Diskussion um die Ursachen 
der Stromausfälle, die im Jahr 2003 auch in anderen europäischen Länder (Finnland, 
Italien, England) eintraten, wurden immer wieder Zusammenhänge zwischen Libera-
lisierung und Privatisierung sowie der daraus folgenden Profitorientierung und man-
gelnden Koordination von Aufgabenbereichen hergestellt. Fehlenden Investitionen in 
Infrastruktur und Kraftwerkskapazitäten sowie der Abbau von qualifizierten Arbeits-
kräften wurden hier ebenso genannt. Wenngleich nicht immer eindeutige kausale 
Zusammenhänge aufzuzeigen sind, sind dies doch Hinweise darauf, dass die Liberali-
sierung sich nicht positiv auf die Versorgungssicherheit auswirkt. 

Quellen: Verband der Netzwerkbetreiber 2003a,b; Hall/Thomas 2003b; Fette 2003: 
65-66; v.d. Weiden 2004: 15
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4.2.4. Frankreich:  
Die schützende Hand des  
Staates für den staatlichen 
Konzern EdF?

In Frankreich wurde die Liberalisie-
rung des Energiesektors lediglich den 
Mindestvorgaben der EU entsprechend 
umgesetzt. Das französische Staatsunter-
nehmen Electricité de France (EdF) war 
bis zur Liberalisierung als vertikal inte-
griertes Unternehmen in Energieerzeu-
gung und Übertragung/Verteilung tätig 
und hatte damit eine Monopolstellung 
inne. 

Mit der Liberalisierung und Entflech-
tung wurde Ende der 1990er Jahre der 
Betrieb des Übertragungsnetzes von ei-
ner Abteilung des staatlichen Unterneh-
mens EdF übernommen, die unabhängig 
von EdF gemanagt und buchhalterisch 
verwaltet wird. Zudem wurde der regu-
lierte Zugang zum Stromnetz eingeführt 
und eine Regulierungsbehörde geschaf-
fen, um auch für andere Anbieter Markt-
zugang zu ermöglichen. Bisher wurde der 
Markt nur zu 30 % und nur für große 
Industriebetriebe liberalisiert (Hall/Tho-
mas 2003a: 15-16; ECOTEC 2001: 33-
35). Diese zögerliche französische Libe-
ralisierungspolitik schützt die bedeuten-
de Stellung der EdF auf dem französi-
schen Markt und fördert damit auch sein 
Expansion auf dem europäischen Markt. 
Im Juni 2004 wurde das Unternehmen 
trotz heftiger Proteste der Arbeitnehme-
rInnen zu einer Aktiengesellschaft um-
geformt (Organisationsprivatisierung), 
bleibt aber bisher vollständig in der Hand 
des Staates. Infolge der begrenzten Libe-

ralisierung- und Privatisierungsmaßnah-
men im französischen Energiesektor hat 
sich kaum eine Veränderung der Markt-
struktur ergeben und der EdF hat sei-
ne monopolartige Stellung dementspre-
chend weiterhin inne (Matthes/Poetsch 
2002: 13-18, ECOTEC 2001: 33; Peliz-
zari et al o.J.). 

Beschäftigung und industrielle  
Beziehungen

Eine weitere Besonderheit im europäi-
schen Kontext stellt die Entwicklung der 
Beschäftigtenzahlen im französischen En-
ergiesektor dar. Zwar hat auch hier ein 
Personalabbau stattgefunden, dieser lag 
jedoch mit ca. 5 % im Zeitraum von 10 
Jahren deutlich niedriger als in den an-
deren EU-Staaten (ECOTEC 2001: 33). 
Hall (1997: 51, 55) sieht dies auch in 
den historisch bedingten besonderen Be-
ziehungen zwischen Gewerkschaft und 
Regierung, der starken Rolle der Ge-
werkschaften sowie den staatlichen Be-
sitzrechten an den Energieunternehmen 
in Frankreich begründet. Dies führt sei-
ner Meinung nach dazu, dass Beschäfti-
gungsabbau soweit wie möglich vermie-
den werde. 

4.2.5. Zusammenfassung: Kampf der 
Giganten im europäischen  
Energiesektor 

Die Liberalisierung der europäischen 
Energieversorgung hat zu einer erhebli-
chen Marktkonzentration geführt, die 
vor allem etablierten Unternehmen und 
damit TNKs eine starke Stellung im 
Markt sichert. Zunehmend agieren euro-

Kasten 13 
Dänemark – Kooperativen und erneuerbare Energie 

In Dänemark werden nur die Mindestanforderungen zur Liberalisierung des Energie-
sektors umgesetzt. Somit wurde der Markt zunächst nur für Industriebetriebe geöff-
net, während für Haushalte eine schrittweise Marktöffnung in den kommenden Jahren 
erfolgt. Die historisch gewachsene, besondere Besitzstruktur in der dänischen Energie-
wirtschaft wirkt auch dahin, dass eine Privatisierung kaum statt findet: Es dominieren 
Kooperativen sowie kommunale Unternehmen, die nicht profitorientiert wirtschaften 
und deren Erlöse reinvestiert oder in Form gesenkter Preise an die NutzerInnen wei-
tergegeben werden. Da diese Organisationsformen der dänischen Energiewirtschaft 
gesetzlich geschützt sind, sind Privatisierungen wenig profitabel und werden kaum 
umgesetzt. Denn ein Gesetz sieht vor, dass für kommunale Unternehmen, die eine 
(Teil-) Privatisierung durchführen, der staatliche Zuschuss um die Höhe des Privatisie-
rungserlöses reduziert wird. Eine weitere Besonderheit der dänischen Energiewirtschaft 
ist, dass sie zwar noch immer v.a. auf fossilen Energieträgern beruht, aber einen Anteil 
von fast 25 % von energiesparend/ökologisch erzeugter Energie aus Kraft-Wärme-
Kopplung und Windenergie vorweisen kann. Zum Vergleich: in Deutschland beträgt 
dieser Anteil ca. acht Prozent (Monstadt 2003: 27). 

Quelle: Weinstein 2004: 8-9. 
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42 päische Konzerne auch grenzüberschreit-
end (Internationalisierung), und auch ein 
Trend zur Teilprivatisierung (große Kon-
zerne erwerben Anteile an kommunalen 
Unternehmen) zeichnet sich ab. 

Mit der Liberalisierung des Sektors 
ging auch ein zum Teil deutlicher Be-
schäftigungsabbau einher – bzw. auf-
grund von Kommerzialisierung der Li-
beralisierung voraus. Die Preise sind in 
vielen Ländern nach der Liberalisierung 
deutlich gefallen, hiervon konnten jedoch 
insbesondere große Industriebetriebe 
profitieren. Zudem zeigte sich in einigen 
Ländern, wie zum Beispiel Deutschland, 
nach kurzer Zeit ein deutlicher Wieder-
anstieg der Energiepreise. Die Strategie 
der Marktsicherung und anschließenden 
Ausnutzung der Monopolstellung durch 

Konzerne ist hier deutlich erkennbar. In 
Deutschland zeigt sich zudem, dass eine 
(verfehlte) Regulierungspolitik die In-
teressen der TNK schützt. Ihre strategi-
sche Rolle als Netzinhaber konnten die 
TNK infolge der Liberalisierung und De-
regulierung zur Marktetablierung nut-
zen. Darin wird deutlich, dass der »öf-
fentliche Auftrag« gemeinwohlorientier-
ter Stromversorgung nicht gewährleistet 
wird und die Liberalisierung daher mit 
hohen gesellschaftlichen Kosten verbun-
den ist. Am Beispiel Englands zeigt sich, 
dass untere Einkommensgruppen durch 
die mit der Liberalisierung einhergehen-
de Kommerzialisierung von bezahlbarer 
Energieversorgung ausgeschlossen wer-
den, was dem Prinzip der öffentlichen 
Daseinsvorsorge widerspricht. 

Seit der Liberalisierung im En-
ergiesektor dominieren TNK 
den Markt – mit zahlreichen 
negativen Folgen für NutzerIn-
nen, politische Strukturen und 
Regulierungsmöglichkeiten der 
Staaten. 
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Global Player im Energie- und Wassersektor:  
Transnationale Konzerne im Profil

Im Zuge ihrer europa- und weltweiten Expansionsstrategie haben sich viele Transnati-
onale Konzerne zu Multi-Utility-Unternehmen entwickelt: Sie bieten Dienstleistungen 
in verschiedenen Sektoren (Wasser-, Energie-, Telekommunikationssektor) »aus einer 
Hand«an. Das ermöglicht es ihnen, Aufgaben wie z.B. Produktion, Bau von Leitungs-
netzen, Lieferung und Abrechnung für mehrere Sektoren zu erbringen. Somit können 
die Konzerne Kosten sparen und Synergieeffekte realisieren, da in diesen Versorgungs-
bereichen ähnliche Leistungen angeboten werden. 

RWE (Deutschland)
RWE ist sowohl im Energie- als auch im Wassersektor weltweit aktiv und hat im Ener-
giesektor eine herausragende Stellung. Im Wassersektor ist RWE nach dem französi-
schen Konzern Veolia/Vivendi und Suez/Ondeo das weltweit drittgrößte Unterneh-
men. In Deutschland ist der Konzern z.B. zusammen mit Veolia/Vivendi als privater 
Anbieter in Berlin tätig. In Großbritannien kaufte sich RWE nach der Liberalisierung 
des Energiesektors ein und ist im Wassersektor nach der Übernahme des britischen 
Konzerns Thames Water im Jahr 2000 Marktführer. Mit dem Kauf von Thames Water 
gingen auch Beteiligungen an Wasserversorgungsunternehmen in Osteuropa und 
Asien an RWE über. Zusammen mit E.on bildet RWE in Deutschland ein Duopol im 
Energiesektor da die beiden Unternehmen über ca. 60 % der Marktanteile verfügen. 

E.on (Deutschland)
Der E.on-Konzern entstand aus einer Fusion der Unternehmen VEBA und VIAG. Auf 
internationaler Ebene ist E.on v. a. in seinem Kerngeschäft, dem Energiesektor (Strom, 
Gas), aktiv, hält aber auch viele Beteiligungen im Wassersektor. In Deutschland ist E.on 
vielfach an kommunalen Stadtwerken beteiligt und hat mit seinen Tochterunterneh-
men Thuga und E.on Hanse mehr Beteiligungen im deutschen Wassersektor als RWE. 
Nach RWE ist E.on der zweitgrößte Energieversorger in Deutschland. 

EdF (Frankreich)
Das französische Unternehmen ‚Electicité de France’ ist der größte staatliche Kon-
zern Europas und trotz der Organisationsprivatisierung noch zu 100 % in staatlicher 
Hand. EdF hat Beteiligungen an verschiedenen europäischen Energieversorgern (z. B. 
in Großbritannien, Deutschland, Italien, aber auch in Osteuropa, Lateinamerika und 
Asien) und beteiligt sich in Deutschland intensiv am Verdrängungswettbewerb der 
Global Player um den Markt. 

Vattenfall (Schweden)
Auch der schwedische Konzern Vattenfall ist ein staatliches Unternehmen (100 %). Er 
ist gegenwärtig der weltweit fünftgrößte Energieversorger. In Schweden dominiert 
Vattenfall den Markt (50 % Marktanteil), in Deutschland ist der Konzern das dritt-
größte Stromunternehmen. 

Veolia (zuvor Vivendi) (Frankreich)
Das französische Unternehmen ist v.a. im globalen Wassersektor aktiv, hat aber auch 
Beteiligungen im Energie und Transportsektor. Als weltweit zweitgrößter Investor ist 
Veolia an über 100 Wasserversorgungsunternehmen beteiligt. In Frankreich dominiert 
Veolia den Markt, in Deutschland hält der Konzern Beteiligungen an der Wasserversor-
gung in Berlin sowie in anderen Städten. 

Suez/Ondeo (Frankreich)
Mit seinem Tochterunternehmen Ondeo dominiert Suez den globalen Wassermarkt. 
Andere Tochterunternehmen des Konzerns sind jedoch auch in Sektoren wie z. B. der 
Energieversorgung tätig. In Deutschland ist das Tochterunternehmen Eurawasser in 
zahlreichen Städten, u. a. in Rostock, Goslar und Schwerin in der Wasserversorgung 
aktiv. 

Quellen: HallLobina 2001 a,b; Hall/Thomas 2003a: 19-20; Thomas 2002b: 9; www.
rwe.com; www.eon.de, www.vattenfall.de; Pelizzari et al o.J. 
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44 5 Liberalisierung und Privatisierung im 
Wassersektor Europas

Für den Wassersektor gibt es wie ein-
gangs erwähnt im Gegensatz zu anderen 
netzwerkgebundenen Dienstleistungen 
bisher keine Vorgaben der EU-Kommis-
sion zur Liberalisierung. Eine Liberali-
sierung des Wassersektors bzw. die Ein-
führung von Wettbewerbsregeln wird 
dennoch – auf internationaler und euro-
päischer Ebene sowie innerhalb der EU-
Staaten selbst – seit einigen Jahren viel-
fach diskutiert und forciert. 

Wasserversorgung als Daseinsvorsorge
Wasser ist ein Gut, das für das 

(menschliche) Leben grundlegend und 
nicht ersetzbar ist. Mit einer angemesse-
nen42 Wasserversorgung sind auch ande-
re positive Wirkungen wie Gesundheits-
schutz, Möglichkeiten zur wirtschaft-
lichen Aktivität und Ressourcenschutz 
verbunden. In der Annahme, dass diese 
Ziele des Gemeinwohls der Effizienzori-
entierung privater Unternehmen oftmals 
entgegen stehen, wurde Wasserversor-
gung in den meisten Ländern Europas 
im Zuge des letzten Jahrhunderts als Teil 
der öffentlichen Daseinsvorsorge organi-
siert und stark reguliert. Da Trinkwasser 
unterschiedlicher Quellen aus Gründen 
des Gesundheitsschutzes nicht gemischt 
werden sollte und der Aufbau paralleler 
Leitungsnetze sehr kostenintensiv wäre, 
wird Wasserversorgung zudem als soge-
nanntes natürliches Monopol betrachtet. 
Im Wassersektor gibt es daher gegenwär-
tig allenfalls einen Wettbewerb um den 
Markt. Ein Wettbewerb im Markt, bei 
dem verschiedene Unternehmen Was-
ser aus unterschiedlichen Quellen durch 
die Leitungen des netzbetreibenden Un-
ternehmens leiten oder ein paralleles Lei-
tungsnetz aufbauen, wird daher in der 
Regel nur für die Versorgung großer In-
dustriebetriebe umgesetzt (ENGREF et al 
2003: 112-113). 

Positionen innerhalb der Europäischen 
Union

Die verschiedenen EU-Gremien blieben 
in ihren Aussagen bezüglich der Liberali-
sierung von Wasserversorgung lange Zeit 
uneindeutig und damit bestand lange 
Unklarheit, ob die Dienstleistungen der 
Wasserversorgung unter die Bestimmun-
gen der EU-weiten Wettbewerbsregeln 
fallen oder nicht (ENGREF et al 2003: 
138; Kluge et al 2003: 21-22). Im Grün-
buch zu Dienstleistungen von allgemei-
nem Interesse vom Mai 2003 wird Was-
serversorgung jedoch explizit als Dienst-
leistung von allgemeinem wirtschaftli-
chen Interesse bezeichnet (EU-Kommis-
sion 2003a:12) und damit de facto um-
definiert43. In einer Mitteilung der Kom-
mission vom Mai 2003 heißt es: »The 
priority now is to complete the process 
of market opening by adopting existing 
proposals and making new ones where 
necessary. One area where this new ac-
tion may be required is the water sector 
[…].« (Kommission der EU 2003b: 13). 
Wenngleich die EU somit also wie bisher 
keine explizite Liberalisierungspolitik der 
Wasserversorgung betreibt, zeigt dieser 
Wandel doch, dass die EU-Kommission 
europäische Wettbewerbsregeln in Zu-
kunft auch auf diesen Sektor anwenden 
will (ENGREF et al: 2003: 8, 138; FES/
Ecologic 2004: 6). 

Das Europäische Parlament lehnte im 
Januar 2004 eine Liberalisierung der Was-
serversorgung ab und forderte eine »Mo-
dernisierung« der Wasserwirtschaft nach 
Qualitäts-, Umwelt- und wirtschaftlichen 
Maßstäben. Offen bleibt jedoch, was ge-
nau mit einer »Modernisierung« gemeint 
ist bzw. wie und von wem diese definiert 
und gestaltet werden soll. Auch die Dis-
kussionen zu einer möglichen Anwen-
dung des europäischen Vergaberechts im 
öffentlichen Beschaffungswesen (Aus-
schreibungen) könnte dazu führen, dass 

Obwohl keine EU-Vorgaben für 
eine Liberalisierung des Was-
sersektors bestehen, wird Was-
serversorgung in vielen Ländern 
privatisiert.

Wasserversorgung als Grund-
recht und öffentliches Gut sollte 
allen NutzerInnen zugänglich 
sein. 

42 Mit angemessener Wasserversorgung sind hier un-
eingeschränkter und sozial gerechter Zugang zu 
Wasser (Infrastrukturausbau auch in peripheren Ge-
bieten, auch für untere Einkommensgruppen bezahl-
bare Preise), gute Qualität und ökologisch orientier-
tes Ressourcenmanagement gemeint. 

43 Hier zeigen sich Parallelen zum Vorgehen der EU im 
WTO-Dienstleistungsabkommen GATS. Die EU for-
dert in den GATS-Verhandlungen eine Re-Klassifi-
zierung der Umweltdienstleistungen, in denen bisher 
nur Abwasserentsorgung enthalten ist. Es soll auch 
Trinkwasserversorgung in die GATS-Regelungen 
aufgenommen und somit liberalisiert werden (vgl. 
Fritz 2003: 35-36). 
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45im Wassersektor Wettbewerbselemente 
eingeführt werden (vgl. Kapitel 2; Schön-
bäck et al. 2003: 440-441, VZBV 2003: 
71, Fritz 2004a,b). 

Transnationale Konzerne als einflussreiche 
Akteure im europäischen Wassersektor

Die im Wasser- und Energiesektor agie-
renden TNK wie Veolia, E.on und RWE 
(vgl. Kasten 14, Deckwirth 2004) sehen 
in Liberalisierung und Privatisierung eine 
Möglichkeit zur grenzüberschreitenden 
Ausweitung ihres Betätigungsfeldes und 
stellen eine starke Lobby in den Diskus-
sionen zur Liberalisierung von Wasser-
versorgung dar (CEO 2003; Hall 1999a, 
b). In vielen Ländern werden sie in die-
sem Bestreben auch von staatlichen oder 
anderen privatwirtschaftlichen Akteuren 
unterstützt. Der – zum Teil real gegebene 
– Reformbedarf des Wassersektors44 stellt 
dabei vielfach einen Anlass dar, eine Mo-
dernisierung durch Liberalisierung und 
Privatisierung der Wasserversorgung zu 
fordern und zugleich die Interessen der 
»heimischen« Wasserkonzerne zu fördern 
(Deutsche Bank Research 2000, Ewers 
et al 2001). Gewerkschaften, Umwelt-
schutzverbände und kommunale Unter-
nehmen wie die Stadtwerke sehen dabei 
Dienstleistungserbringung für alle, de-
mokratische Handlungsspielräume und 
den Umweltschutz gefährdet. 

GATS – Hintertür für die Öffnung der 
europäischen Wassermärkte?

In Bezug auf den Wassersektor ist 
auch das internationale Handelsabkom-
men für Dienstleistungen, GATS, von 
besonderer Bedeutung. Die hier statt-
findenden Verhandlungen werden stark 
von der auf Liberalisierung dringenden 
EU-Handelskommission sowie von TNK 
des Wassersektors geprägt. Diese for-
dern eine Liberalisierung des Wassersek-
tors in den WTO-Mitgliedsländern. Im 
höchsten Maße bedenklich und zugleich 
symptomatisch für die GATS-Verhand-
lungen ist dabei, dass die TNK von der 
EU-Kommission aufgefordert wurden, 
ihre Wünsche für eine Liberalisierung im 
Wassersektor in die laufenden GATS-Ver-
handlungen der EU einzubringen (Gould 
2003). Eine Liberalisierung von Wasser-
versorgung im Rahmen des GATS könn-
te dazu führen, dass Regelungen zum 
Schutz der Daseinsvorsorge (z.B. Ge-
bietsmonopole) sowie kommunale Regu-
lierungsmaßnahmen, die auf eine Siche-
rung des Gemeinwohls zielen und damit 
oftmals den Wettbewerb beschränken, 
abgebaut werden. Zudem ist eine Libe-
ralisierung im Rahmen des GATS de fac-
to unumkehrbar, da hiermit verbindliche 
Regeln im internationalen Handelsrecht 
festgeschrieben werden (IATP 2003, Kra-
jewski 2003). 

5.1. Stand der Privatisierung im europäischen  
Wassersektor45

In den meisten EU-Staaten ist die Was-
serversorgung weiterhin überwiegend 
in öffentlicher Hand und wird von den 
Kommunen ausgeführt (vgl. Tab. 6, Abb. 
1)46. In vielen EU-Ländern zeichnet sich 
jedoch auch ohne EU-Vorgaben eine Re-
strukturierung und verstärkte Beteili-
gung privater Anbieter ab. Damit gehen 
zum Teil auch De- und Re-Regulierun-
gen des Wassersektors einher (ENGREF 
et al 2003; Gordon-Walker/Marr 2002). 
Der Grad der Umstrukturierungen ist 
in den einzelnen Ländern sehr unter-
schiedlich. Frankreich z.B. hat seit ca. 

150 Jahren Erfahrung mit Privatisierun-
gen im Wassersektor in Form von Pu-
blic-Private-Partnerships (PPP). Groß-
britannien führte vor ca. 15 Jahren als 
erstes und bisher einziges europäisches 
Land eine vollständige Privatisierung 
(Organisationsprivatisierung) der Was-
serversorgung durch. Vor diesem Hinter-
grund gibt es eine umfangreiche Litera-
tur zum Thema Privatisierung und Libe-
ralisierung von Wasserversorgung in Eu-
ropa; nur ein kleiner Teil davon stellt je-
doch wirkliche Folgeanalysen von Priva-
tisierung dar. 

44 Z.B. in Bezug auf die Nutzung von Größenbetriebs-
vorteilen, verstärkter Vernetzung und Kooperation 
etc. Vgl. VKU 2004 sowie CEEP 2003: 6

45 Für einen Überblick s. die Arbeit von Mohajeri et al. 
(2004): »European Water Management between Re-
gulation and Competition«, die zum Zeitpunkt der 
Erstellung dieser Studie noch nicht vorlag.

46 Wenngleich die Abbildung Daten von 1996 wieder-
gibt, spiegelt sie doch annähernd die gegenwärtigen 
Strukturen in der Wasserversorgung wider. Trends 
zur (Teil-) Privatisierung werden hier allerdings 
nicht erfasst. 

Wasserversorgung als Grund-
recht und öffentliches Gut sollte 
allen NutzerInnen zugänglich 
sein. 
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5.2.1. Großbritannien: Vorreiter bei 

Kommerzialisierung und Priva-
tisierung 

In England/Wales wurde mit dem Wa-
ter Act von 1989 als bisher einzigem eu-
ropäischem Land eine vollständige Priva-
tisierung (Organisationsprivatisierung) 
der Wasserversorgung durchgeführt. Da-
mit befinden sich sowohl die Infrastruk-
tur als auch das Management der Betrie-
be in privater Hand. In den britischen 
Wasserversorgungsunternehmen fand 
bereits vor 1989 eine Umstrukturierung 
und zunehmende Ausrichtung auf öko-
nomische Effizienz statt. Zugleich hatten 
die Höhe von Investitionen und auch die 
Qualität der Wasserversorgung in diesem 
Sektor deutlich abgenommen. Mit dieser 
Umstrukturierung ging auch ein Abbau 
von Arbeitsplätzen einher (Schönbäck et 
al 2003: 210). In der Privatisierung ist 
daher letztendlich die Konsolidierung der 
vorhergehenden Politik der Kommerzia-
lisierung zu sehen (Bakker 2001:144). 

Mit der Organisationsprivatisierung 
kamen die privaten Anbieter in den Be-
sitz der Anlagen (Infrastruktur) und 
übernahmen auch die Betriebsführung 

(das Management) der Unternehmen. 
Gleichzeitig wurde ein zentralisiertes Re-
gulierungssystem eingeführt und drei Re-
gulierungsbehörden für den Wassersek-
tor geschaffen, womit eine Re-Regulie-
rung aber auch Fragmentierung der Re-
gulierung des Wassersektors einherging 
(Kohlmorgen/Schneider 2004a: 14, 60; 
Bakker 2003:7-9). Als zentrale Regulie-
rungsbehörde für ökonomische Belan-
ge wurde das OFWAT (Office of Water 
Services) geschaffen, das die Festsetzung 
von Tarifstrukturen und die Kontrolle 
von Investitionen übernimmt. Es wird 
durch Abgaben der Wasserunternehmen 
finanziert (Hall/Lobina 2001b:82-83). In 
der Bewertung dieser Regulierungsstruk-
tur stehen sich die Positionen – wie in 
vielen anderen Aspekten der Privatisie-
rungspolitik – diametral gegenüber: Be-
fürworterInnen der Privatisierung be-
werten die institutionelle Trennung von 
Leistungserstellung und Regulierung po-
sitiv (Ewerts et al 2001:27) und loben die 
Struktur des Wassersektors nach der Pri-
vatisierung als eine »klare Besitzstruktur 
frei von politischer Einmischung« (Gor-
don-Walker/Marr 2002:131). Bakker da-
gegen kritisiert diese Form der Regulie-

5.2. Folgen der Privatisierung der Wasserversorgung

Abbildung 1 
Private und öffentliche Wasserversorgung in der EU 
(Prozent der Bevölkerung) 

Die Regulierung TNK wird poli-
tischer Einflussnahme entzogen. 

Quelle: EUREAU 1996, aus: Hall 1999b: 4

öffentliche Wasserversorgung 
private Wasserversorgung
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48 rung des Wassersektors, da sie sich politi-
scher Einflussnahme weitgehend entzieht 
(ebd. 2003:26-29). 

Durch die Privatisierung wurden pri-
vate regionale Monopole – die ehemali-
gen Versorgungsgebiete der öffentlichen 
Wasserversorgungsunternehmen – ge-
schaffen. De facto wurden damit öffent-
liche durch private Monopole ersetzt. 
Ein Wettbewerb um den Markt wurde 
somit nicht umgesetzt und Wettbewerb 
im Markt findet aufgrund der Spezifika 
von Wasserversorgung bisher lediglich in 
der Belieferung von Großunternehmen 
statt (Hall/Lobina 2001b: 82-83). Laut 
Kohlmorgen/Schneider (2004a: 60) sol-
len beide Formen jedoch zukünftig mög-
lich sein. 

5.2.2. Folgen von Kommerzialisierung 
und Privatisierung

Folgen für die Markt- und  
Unternehmensstruktur

Die zehn größeren Unternehmen der 
Wasserver- und Abwasserentsorgung wa-
ren zunächst für fünf Jahre durch Vorga-
ben der Regierung vor Übernahmen ge-
schützt. Nach dem Ablauf der Fünfjah-
resfrist setzte jedoch eine intensive Über-
nahme- und Fusionspolitik durch mul-
tinationale Konzerne ein, so dass eine 
Marktkonzentration und Internationali-
sierung der britischen Wasserwirtschaft 
stattfand. Insbesondere französische, 
aber auch deutsche und us-amerikani-
sche Konzerne des Energiesektors haben 
sich – ganz im Sinne einer Multi-Utili-
ty-Strategie – in den Wassermarkt einge-
kauft (Hall/Lobina 2001b: 107; Schön-
bäck et al 2003: 229)

Folgen für die sozio-ökonomische Sicher-
heit: Arbeitsplatzeffekte und industrielle 
Beziehungen

Nach der Privatisierung setzte sich 
der Trend zum Arbeitsplatzabbau fort 
(Schönbäck et al. 2003: 482; Bakker 
2003: 144-145). Hall/Lobina (1999:9-
11) gehen von einem Arbeitsplatzabbau 
von ca. 20 % seit 1990 aus und beschrei-
ben diesen als Rationalisierungsstrategie 
von Unternehmen im Zuge von Fusionen 
und Auslagerungen. Damit gingen auch 
eine »Erosion von Arbeitsrechten« und 
qualitative Veränderungen der Arbeits-
bedingungen einher. Mit Bezug auf die 
Veränderung der industriellen Beziehun-
gen zeigt sich, dass die Privatisierungen 
öffentlicher Dienstleistungen in England 
vor dem Hintergrund der ideologischen 
Ausrichtung der Thatcher-Regierung in 
den 1980erJahren zu sehen ist, die das 
Ziel verfolgte, staatliche Tätigkeiten aus 

diesem Bereich zurückzudrängen. Damit 
sollte auch die gewerkschaftliche Interes-
senvertretung geschwächt werden. Zu-
gleich sind die Gehälter von Managern 
und die Dividendezahlungen an Aktio-
närInnen deutlich gestiegen (Hall/Lobi-
na 1999:5-11; 2001b:93; Deutsche Bank 
Research 2000:14). 

Folgen für die Versorgungssicherheit: 
Preisentwicklung und Qualität der Dienst-
leistungen 

Nach der Privatisierung sind die Was-
serpreise in Großbritannien vielfach 
deutlich angestiegen. Dabei zeigte sich, 
dass hohe Investitionen getätigt wurden 
und sich die Qualität der Dienstleistung 
deutlich verbessert hatte, wenngleich 
die Wasserqualität im europäischen Ver-
gleich weiterhin keine hohen Standards 
erreichte (Ewers et al 2001: 29, Bakker 
2000: 150; Zabel 2003: 11, Schönbäck 
et al. 2003: 210). Hervorzuheben bleibt 
jedoch, dass diesen privaten Investitio-
nen eine aktive De-Investitionspolitik der 
Regierung vorangegangen ist und die Fi-
nanzierung der privaten Investitionen 
zum Teil indirekt und direkt durch öf-
fentliche Gelder erfolgte (vgl. ökonomi-
sche Kosten der Privatisierung) (Bakker 
2001:144, Hall/Lobina 2001b: 84). Zu-
dem waren die Investitionen der priva-
ten Unternehmen nach Einschätzung ei-
nes Parlamentsausschusses unzureichend 
und wurden von der Regulierungsbehör-
de OFWAT und den Unternehmen höher 
beziffert, als sie tatsächlich waren (Hall/
Lobina 2001b: 86-88). Damit kann auch 
die Regulierungstätigkeit des OFWAT 
als unzureichend angesehen werden. Seit 
2001 wurden durch die Regulierungsbe-
hörde Preissenkungen von jährlich ca. 2,1 
% vorgegeben, da die Preise zu hohe Ge-
winnmargen für die Unternehmen bein-
hielten und diese daher reduziert werden 
sollen (Zabel 2003: 5-6). 

In Großbritannien wurde die soziale 
Ausgrenzung unterer Einkommensgrup-
pen durch die Abstellung von Leitungen 
(so genannte cut offs) bei Nichtzahlung 
der Rechnungen forciert. Die Anzahl der 
»Netzausschlüsse« hatte nach der Priva-
tisierung rapide zugenommen und wurde 
1999 – ebenso wie der Einbau von pre-
paid Wasserzählern47 – gesetzlich verbo-
ten (Hall/Lobina 2001b: 98-99; Schön-
bäck et al 2003: 226). Dabei sind unte-
re Einkommensgruppen besonders von 
steigenden Preisen betroffen und somit 
entstand eine sozial-räumlichen Polari-
sierung in Bezug auf die Kosten von und 

Durch die Privatisierung wurden 
lediglich staatliche Monopole 
durch private Monopole ersetzt. 

47 Zur Problematik des Einbaus von pre-paid Wasser-
zählern siehe die Beschreibungen zur Liberalisierung 
im englischen Energiesektor. 
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49des Zugangs zu Wasserversorgung. Zu-
gleich wurde beobachtet, dass NutzerIn-
nen zunehmend in der Rolle von KundIn-
nen und weniger als BürgerInnen gesehen 
werden (Bakker 2000: 149-152, 2003: 
26-29). 

Ökonomische Folgen für die öffentliche 
Hand: Kosten der Privatisierung

Die Regierung verkaufte die Unter-
nehmen der Wasserversorgung 1989 für 
ca. 5 Mrd Pfund, womit die Schulden der 
öffentlichen Wasserunternehmen in un-
gefähr gleicher Höhe abgegolten wurden. 
Schönbäck et al schließen daraus, dass der 
»Nettoerlös der Privatisierung für die Re-
gierung praktisch null« (ebd. 2003:200) 
gewesen sei. Zugleich wurde den priva-
ten Unternehmen eine Förderung von 
Umweltinvestitionen und Steuererlas-
sungen in Milliardenhöhe zugestanden. 
Vielfach wird zudem die Vermutung bzw. 
Kritik geäußert, dass die Regierung die 
Unternehmen weit unter Wert verkaufte 
(Schönbäck et al. 2003: 200, 209; Ewert 
et al 2001:27) und die privaten Anbieter 
in ihrer Tätigkeit somit indirekt subventi-
oniert habe (Hall/Lobina 2001b:83). Un-
ter anderem als Reaktion auf diese Kritik 
erließ die Regierung 1997 eine Steuer auf 
die Privatisierungsgewinne der Unterneh-
men (Zabel 2003:2). 

Demokratische Einflussnahme und Kon-
trolle: Re-Verstaatlichung und Rückzug 
der Privaten?

In jüngster Zeit sind einige private 
Anbieter bestrebt, die Anlagen der Was-
serversorgung an die öffentliche Hand 
zurückzugeben und nur noch den Be-
trieb der Unternehmen zu behalten. Das 
entspräche dem französischen Modell 
der Privatisierung (vgl. unten) (Bakker 
2003; Ewert 2001; Gordon-Walker/Marr 
2002). Diese Vorstöße werden auch im 
Zusammenhang mit der in den letzten 
Jahren stärkeren ökonomischen Regu-
lierung der Unternehmen gesehen: Die 
Festsetzung von neuen Preisobergren-
zen mindert die Gewinnmargen der pri-
vaten Anbieter deutlich (Schönbäck et 
al 2003:540.). Während einige darin ei-
nen Beleg für effektive Regulierung se-
hen (ebd.), wird von Bakker (2003:25) 
betont, dass in diesen Prozessen keines-
falls eine Re-Kommunalisierung im Sinne 
einer Ent-Kommerzialisierung zu sehen 
sei. Die Wiederverstaatlichung erscheint 
vielmehr als Strategie der Konzerne, die 
Verantwortung für die kapitalintensive 
Anlagenpflege an die öffentliche Hand 
zurückzugeben, während die gewinn-
trächtige Betriebsführung von Privaten 

übernommen werden könnte (vgl. auch 
Hansen et al 2001: 15-16; Hall/Lobina 
2001b).

5.2.3. Frankreich: Public-Private-Part-
nerships seit mehr als einem 
Jahrhundert etabliert

In Frankreich besteht eine lange Tradi-
tion der Privatisierung im Wassersektor, 
die bereits Ende des 19. Jahrhunderts be-
gann. Die Veröffentlichungen zur Analy-
se der französischen Privatisierungserfah-
rungen zeichnen jedoch nicht unbedingt 
durch die Privatisierung verursachte Ver-
änderungsprozesse auf, da in vielen Fäl-
len eine Analyse des »vorher und nach-
her« aufgrund der schon Jahrzehnte oder 
länger andauernden Privatisierung nicht 
wirklich möglich ist. Zum Teil werden je-
doch Probleme in der Wasserversorgung 
auf die traditionelle Einbindung privater 
Unternehmen zurückgeführt. 

5.2.4. Formen und Ausmaß der 
Privatisierung: Frankreich als 
Musterland der PPP?

Im Gegensatz zu Großbritannien fin-
det in Frankreich in der Regel keine Ver-
mögensprivatisierung sondern eine for-
melle Privatisierung durch PPP statt. Die 
Kommunen vergeben Aufträge zur Be-
triebsführung (Konzessionen für ca. 12 
Jahre48) und teilweise zur Investition in 
Infrastruktur an private Unternehmen, 
bleiben jedoch in Besitz von Infrastruktur 
bzw. Anlagen. In den Verträgen werden 
in der Regel die Höhe der Wasserpreise 
und Investitionen festgeschrieben. Bei der 
Privatisierung erhalten die französischen 
Kommunen Unterstützung durch kom-
munale Verbände und Beratungsbüros, 
die juristische Beratung und Musterver-
träge anbieten (Ewers et al 2001; Hall/
Lobina 2001a).

Gegenwärtig hat die Mehrheit (ca. 50 
bis 60 Prozent) der französischen Kom-
munen die Leistungserbringung an pri-
vate Anbieter delegiert. Rund 75 Prozent 
der französischen Bevölkerung werden 
von privaten Anbietern versorgt (Gor-
don-Walker/Marr 2002:108-109). So-
mit findet durch die Ausschreibungen der 
Monopolrechte in Versorgungsgebieten 
zumindest theoretisch ein Wettbewerb 
um den Markt statt – de facto wird je-
doch selten ein Anbieterwechsel vollzo-
gen. Die privaten Anbieter sind v.a. in 
Städten bzw. städtischen Gebieten aktiv, 
während die ländlichen Regionen über-
wiegend von öffentlichen kommunalen 

Der Privatisierung ging eine 
jahrelange De-Investitionspolitik 
der Regierung voraus, dadurch 
sanken die Standards der Was-
serversorgung rapide ab. 

Angesichts der geringen Pro-
fitraten wollen sich einige TNK 
aus dem britischen Wassersek-
tor zurückziehen. 

48 Vor einer Reform Ende der 1990er Jahre betrug die 
Vertragslaufzeit in der Regel 25 Jahre. 
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al 2001: 26). 

5.2.5. Strukturen und Probleme im 
System etablierter Public- 
Private Partnerships

Markt- und Unternehmensstruktur
Der französische Wassersektor ist oli-

gopolistisch strukturiert und wird von 
drei großen Privatunternehmen bzw. 
Transnationalen Konzernen – Veolia (zu-
vor Vivendi), Suez und Bouyes – domi-
niert. Diese sind auch weltweit im Was-
sersektor aktiv und organisieren sich zu-
nehmend als Multi-Utility-Unternehmen. 
Daneben besteht eine Vielzahl kleine-
rer kommunaler Betriebe (Schönbäck et 
al. 2003: 261, 281; Hall 1999b). Kohl-
morgen und Schneider betonen, dass auf-
grund der historisch gewachsenen oli-
gopolistischen Struktur mit dominanten 
privaten Anbietern nicht von einem De-
regulierungsprozess in der französischen 
Wasserversorgung gesprochen werden 
könne. Vielmehr bezeichnen sie das fran-
zösische System der Wasserversorgung 
als etabliertes System dauerhafter Public-
Private Partnerships (ebd. 2004a: 25).

Sozioökonomische Sicherheit und 
Beschäftigungsentwicklung

Bezüglich der Beschäftigungsentwick-
lung im französischen Wassersektor wer-
den in den vorliegenden Quellen kaum 
genauere Aussagen gemacht. Schönbäck 
et al bezeichnen die Anzahl der Beschäf-
tigten in den letzten Jahren als stabil und 
stellen dar, dass Stellenabbau in der Re-
gel »sozialverträglich« (z.B. durch Nicht-
besetzung frei gewordener Stellen) er-
folgt. Zudem sei oftmals die Übernahme 
Beschäftigter öffentlicher Unternehmen 
durch private Anbieter garantiert wor-
den, was aber in den vergangenen Jahren 
von den privaten Unternehmen in Fra-
ge gestellt werde (Schönbäck et al 2003: 
282; 338-339). 

Versorgungssicherheit: Preise und  
Investitionen 

Im europäischen Vergleich sind die 
Trinkwasserpreise in Frankreich rela-
tiv hoch, was der eher geringen Wasser-
qualität nicht entspricht. Die Preise lie-
gen in Gebieten privater Anbieter im 
Durchschnitt 30 % höher als in denen 
kommunaler Anbieter. Kommunale Un-
ternehmen investieren zudem kontinuier-
licher in Erhalt und Erneuerung von In-
frastruktur und betreiben somit eine vo-
rausschauende und effizientere Investiti-
onspolitik (Ewers et al 2001: 27)

Demokratische Einflussnahme und öffent-
liche Kontrolle: Korruption durch PPP

Korruption war in den vergangenen 
Jahren ein zentrales Thema in der fran-
zösischen Wasserwirtschaft. Der Fran-
zösische Rechnungshof (1997) erstellte 
hierzu einen ausführlichen Bericht. Meh-
rere Gerichte verurteilten die Korruption 
und Intransparenz bei der Vergabe von 
Verträgen an private Anbieter sowie de-
ren negativen Effekte auf die Dienstleis-
tungserbringung (überhöhte Preise, hohe 
Kosten für die öffentliche Hand). Hier 
werden klare Zusammenhänge zwischen 
der Privatisierung durch Public-Private-
Partnerships und den zahlreichen Kor-
ruptionsfällen hergestellt. Dazu tragen 
die oligopolistische Marktsstruktur, feh-
lende Transparenz, mangelnder Wettbe-
werb aufgrund der historisch oft engen 
Verbindungen zwischen Kommunen und 
privaten Anbietern49 (Ewers et al 2001: 
27; Französischer Rechnungshof 1997) 
sowie ungleiche Machtverhältnisse und 
Kapazitäten zwischen Kommunen und 
TNK bei (Hall/Lobina 2001a: 11-12). 
Als Reaktion auf die Korruptionsvorwür-
fe wurden in Frankreich mehrere Geset-
ze erlassen, die eine größere Transparenz 
und mehr Wettbewerb bei der Vergabe 
von Verträgen an private Anbieter sowie 
kürzere Vertragslaufzeiten vorschreiben. 
Kohlmorgen und Schneider interpretie-
ren diese Richtlinien zur Transparenz bei 
Ausschreibungen jedoch auch als Grund-
legung für eine spätere Liberalisierung 
des französischen Wassermarktes (ebd. 
2004a: 23) und es ist fraglich, ob diese 
Maßnahmen die ungleichen Kapazitäten 
und Machtverhältnisse zwischen TNK 
und Kommunen beheben können. 

5.2.6. Deutschland: Paradigmen-
wechsel – schleichender Trend 
zur Privatisierung

In Deutschland zeichnete sich in 
den vergangenen Jahren ein Trend zur 
Kommerzialisierung und Privatisierung 
ab. Angesichts der erst seit einigen Jahren 
stattfindenden Veränderungen sind zahl-
reiche Aspekte (Folgen für Beschäftigung, 
Versorgungssicherheit und Investitionstä-
tigkeit) nicht ausreichend belegt (vgl. 
auch Kohlmorgen/Schneider 2004a:7).

Ausmaß von Kommerzialisierung, Privati-
sierung, Liberalisierung

Wasserversorgung wird in Deutsch-
land überwiegend von öffentlichen Un-
ternehmen durchgeführt und von Kom-
49 Nur 15% der Ausschreibungen werden nach Ablauf 

der Verträge nicht mit den bisherigen Anbietern wei-
tergeführt. 

Die Mehrheit der Kommunen in 
Frankreich wird durch PPP mit 
Wasser versorgt. 
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munen in ihren kartellrechtlich geschütz-
ten Versorgungsgebieten (Gebietsmono-
pole) erbracht. Das deutsche System der 
Wasserversorgung ist somit sehr dezent-
ral organisiert. Die Wasserqualität ist im 
europäischen Vergleich sehr hoch, womit 
ebenfalls hohe Wasserpreise einhergehen 
(VKU 2004; Ewers et al. 2001). 

Wenngleich eine auf nationalstaatlicher 
Ebene vorgeschriebene Privatisierung 
im deutschen Wassersektor bisher nicht 
stattgefunden hat, zeichnet sich doch ein 
deutlicher Trend zu Privatisierung und 
Umstrukturierung des Sektors ab. Zum 
einen wird eine Veränderung der Orga-
nisationsform beschrieben: Wasserbetrie-
be (z.B. Stadtwerke) werden zunehmend 
von Regie- und Eigenbetrieben in priva-
te Rechtsformen (AGs, GMbHs) umge-
wandelt. Damit sind sie organisatorisch, 
rechtlich und wirtschaftlich eigenständig 
und zugleich werden die Einfluss- und 
Kontrollmöglichkeiten gewählter poli-
tischer VertreterInnen verringert. Zum 
anderen binden Kommunen seit einigen 
Jahren verstärkt private Unternehmen in 
die Wasserversorgung ein (Gramel/Haff-
ner 2001; Kluge et al 2003: 15-18; Kra-

emer 1997; Ewers et al 2001: 11-12; 
ENGREF et al 2003: 149). Große Kon-
zerne wie RWE und E.on erhalten damit 
den oft strategisch wichtigen Zugang zu 
den KundInnen der Stadtwerke. In eini-
gen größeren Städten (Berlin, Bremen) 
wurden Teil-Privatisierungen (Vergabe 
der Betriebsführung an private Unter-
nehmen), also formelle Privatisierungen 
durchgeführt. Somit findet Wettbewerb 
um den Markt bereits statt. (Atzmül-
ler/Hermann 2004: 106; Schönbäck et 
al 2003, VZBV 2003: 68). Anders als in 
Frankreich und England sind diese Priva-
tisierungsprozesse jedoch nicht auf nati-
onaler Ebene durch eine Regulierungsbe-
hörde oder andere Regelungen institutio-
nalisiert. Die Verantwortlichkeit für die 
Wasserversorgung sowie für Regulierung 
privater Anbieter liegt somit vollständig 
bei den Kommunen. 

Die Deutsche Bank Research (2000) 
beurteilt eine Privatisierung und Libe-
ralisierung der deutschen Wasserwirt-
schaft positiv. Der Autor sieht – ähnlich 
wie ein Gutachten des BMWi (Ewers et 
al 2001:1) – das derzeitige deutsche Sys-
tem als »Bremsklotz« (Deutsche Bank 

Kasten 15  
Profitquelle Privatisierung: Korruption und Re- 
Kommunalisierung in Grenoble / Frankreich

Im Jahr 2000 löste die Stadtregierung von Grenoble einen Vertrag mit einem Tochte-
runternehmen des TNK Suez-Lyonnaise auf, nachdem deutlich geworden war, dass 
die Vergabe der Konzession an das private Unternehmen durch Korruption zustande 
gekommen war. 

Die formelle Privatisierung der Wasserversorgung wurde 1989 vom Bürgermeister 
Grenobles forciert und das private Unternehmen (COGESE, Compagnie de Gestion 
des Eaux) bekam eine Konzession über 25 Jahre zugesprochen. Eine Ausschreibung 
und somit Wettbewerb um die Konzession fanden nicht statt. Gewerkschaften, eine 
umweltpolitische Partei und KonsumentInnengruppen protestierten heftig gegen die 
Privatisierung, da die Wasserversorgung aus öffentlicher Hand seit über 100 Jahren 
sehr gut funktioniert hatte. Die Preise waren niedrig, die Wasserqualität hoch, und 
auch aus ökonomischer Sicht war die Wasserversorgung positiv zu beurteilen, denn 
das städtische Unternehmen erwirtschaftete Profite und trug somit zum städtischen 
Haushalt bei. 

1994 wurden in Frankreich mehrere Konzessionsverträge für öffentliche Dienstleistun-
gen von Behörden überprüft. Dabei wurde publik, dass im Falle Grenobles der Bür-
germeister von Lyonnaise finanzielle Unterstützung für seine Wahlkampagne erhalten 
hatte. Ein Gericht stellte anschließend fest, dass das private Unternehmen jahrelang 
überhöhte Preise berechnet hatte. Somit waren die Kosten der Privatisierung für Kon-
sumentInnen sehr hoch, und das Gericht sprach ihnen das Recht zu, auf Schadener-
satz zu klagen. 

Nach mehreren Gerichtsverfahren und jahrelangen Verhandlungen zwischen dem pri-
vaten Anbieter und der Stadt Grenoble, entschied sich der Stadtrat für eine Re-Kom-
munalisierung der Wasserversorgung. Damit ging die Wasserversorgung wieder in die 
öffentliche Hand über. 

Quelle: Hall/Lobina 2001a
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52 Research 2000:4) für das internationa-
le Agieren deutscher Unternehmen so-
wie für mögliche Effizienzsteigerungen 
im Weltmarkt. 

Folgen für sozio-ökonomische Sicherheit: 
Beschäftigungseffekte 

Es zeigt sich ein deutlicher Trend zum 
Beschäftigungsabbau, der z.T. (z:B. im 
Falle der Berliner Privatisierung) auf Um-
strukturierungen im Wassersektor zu-
rückgeführt wird. Jedoch lassen sich die-
se Veränderungen nicht immer direkt 
den Privatisierungen zurechnen sondern 
können ebenso Effekte einer Rationali-
sierungspolitik im Zuge von Kommerzi-
alisierung öffentlicher Unternehmen oder 
von technologischen Entwicklungen sein 
(Atzmüller/Herrmann 2004: 105-112, 
Kluge et al 2003: 32).

Versorgungssicherheit: Ökologische Fol-
gen und Gesundheitsschutz

Bislang liegen keine Studien über Fol-
gewirkungen der zunehmenden Privati-
sierung für Ökologie und Gesundheits-
schutz im deutschen Wassersektor vor. 
In einigen Veröffentlichungen werden je-
doch Szenarien über ökologische Folgen 
und Auswirkungen auf den Gesundheits-

schutz entwickelt (Kluge et al 2003; Klu-
ge/Lux 2001; VZBV 2003; Gramel/Haff-
ner 2001; Holzwarth/Kraemer 2001). Zu 
den Szenarien einer Liberalisierung des 
Wassersektors gehört, dass die Profito-
rientierung privatwirtschaftlicher Unter-
nehmen den ökologischen und gesund-
heitspolitischen Zielsetzungen und In-
vestitionserfordernissen in der Wasser-
versorgung zuwiderläuft. Damit würden 
die erfolgreichen Strategien kommuna-
ler Unternehmen zum Ressourcenschutz 
durch eine Liberalisierung im Wassersek-
tor untergraben (UBA 2000, VKU 2004; 
VZBV 2003). 

Demokratische Einflussnahme und öffent-
liche Kontrolle: demokratische Entschei-
dungsprozesse werden privatisiert oder 
umgangen

Der mögliche Verlust von Steuerungs-
möglichkeiten der Kommunen sowie von 
Möglichkeiten zur demokratischen Kon-
trolle durch BürgerInnen und gewähl-
te politische VertreterInnen infolge von 
Privatisierung und Liberalisierung wird 
vielfach betont (Libbe et al. 2002, Lede-
rer 2003, Kluge et al 2003, UBA 2000; 
VKU 2004). Beispielsweise treten zusätz-
liche Regulierungsaufgaben (Regulierung 

Kasten 16 
Garantierte Gewinne für die großen Konzerne  
Teil-Privatisierung der Berliner Wasserbetriebe:

Im Jahr 1999 wurden die Berliner Wasserbetriebe (BWB) teilprivatisiert. Die Stadt ver-
kaufte 49,9 % der BWB an ein Konsortium, dem der deutsche Konzern RWE, der fran-
zösische TNK Veolia und die Allianz-Versicherung (die sich später aus der Beteiligung 
zurückzog) angehörten. Mit der Beteiligung von Veolia wurde somit auch die Berliner 
Wasserversorgung »internationalisiert«. 

Den Gewerkschaften, die sich gegen eine Privatisierung ausgesprochen hatten, wur-
den Zugeständnisse gemacht – der Tarifvertrag sieht u.a. einen Schutz vor betriebsbe-
dingten Kündigungen für 15 Jahre vor. Schon seit 1996 findet allerdings ein Abbau der 
Arbeitsplätze statt, ein Prozess, der sich gegenwärtig mit Vorruhestands- und Alters-
teilzeitregelungen fortsetzt. 

Die Privatisierung des Wasserunternehmens wurde heftig kritisiert. Neben der grund-
sätzlichen Kritik an der Privatisierung von Wasserversorgung zielt die Kritik u.a. dar-
auf, dass den privaten Investoren im Vertrag Rendite-Garantien gegeben werden. Der 
Senat billigte dem Konsortium zunächst eine jährliche Rendite von 8 % des Kaufprei-
ses zu. Diese Zusage wurde vom Berliner Verfassungsgericht als unzulässig hoch und 
für rechtswidrig erklärt, woraufhin die Rendite-Garantie auf 6 % gesenkt wurde. Das 
sind ca. 100 Mio Euro garantierte Rendite jährlich. Um diese Kosten zu finanzieren, 
verzichtet die Stadt derzeit auf einen Teil der Konzessionsabgaben und Steuern der pri-
vaten Investoren. Gleichzeitig wurden Preissteigerungen für Wasserversorgung ange-
kündigt. 

Die Kritik bezieht sich jedoch auch auf fehlende Transparenz: die Verträge sind für die 
Öffentlichkeit nicht vollständig einsehbar. Somit zielt auch diese Kritik auf die fehlende 
demokratische Kontrolle. 

Quellen: Schönbäck et al 2003: 381-382; Deckwirth et al. 2004: 9-10
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privater Anbieter) auf und die direkten 
Beziehungen von Zuständigkeit und Ver-
antwortlichkeit zwischen Kommunen 
und BürgerInnen werden durch die Pri-
vatisierung (Schaffung von privatrecht-
lichen Unternehmen oder Agieren pri-
vater Anbieter) verändert. Dieser Kritik 
wird von anderer Seite entgegen gehalten, 
dass Ziele der gesellschaftlichen Umver-
teilung sowie des Umwelt- und Gesund-
heitsschutzes durch »flankierende Maß-
nahmen« (Ewers et al 2001: 35) – also 
eine entsprechende Regulierung – gesi-
chert werden könnten (vgl. auch Deut-
sche Bank Research 2000:13). 

Die Enquete-Kommission für Globali-
sierung hingegen sieht die bisherigen Er-
fahrungen mit Privatisierung und Libe-
ralisierung im Wassersektor kritisch und 
betont die besondere Bedeutung des Gu-
tes Wasser: »Von einer weiteren Öffnung 
des Marktes […] sind erhebliche Folgen 
für die Trinkwasserqualität und damit 
für den Gesundheitsschutz, den Schutz 
der Ressource Wasser, die Versorgungssi-
cherheit und das verfassungsrechtlich ver-
ankerte kommunale Selbstverwaltungs-
recht zu erwarten.« (ebd. 2002: 374).

Zudem ist das Management und die 
Regulierung des Wassersektors stark zen-
tralisiert. Um eine effiziente Wasserver-
sorgung zu gewährleisten, wurden Ende 
der 1990er Jahre benchmarking-Verfah-
ren, also Leistungsvergleiche zwischen 
Unternehmen eingeführt (Schönbäck et 

al 2003: 408; Scheele 2001; Ewers et 
al 2001: 26; Deutsche Bank Research 
2000: 7; ENGREF et al 2003: 143). Da-
durch konnte eine qualitativ hochwerti-
ge und effiziente Wasserversorgung auf-
gebaut werden. Die Einflussmöglichkei-
ten der kommunalen Regierungen auf 
Regulierung und Management sind je-
doch gering und Schönbäck et al (2003: 
412-413) weisen darauf hin, dass die Be-
schäftigtenzahlen auch in der niederlän-
dischen Wasserwirtschaft rückläufig sind. 
Somit wurden auch in der niederländi-
schen Wasserwirtschaft Wettbewerbsele-
mente bzw. effizienzorientierte Restruk-
turierungen verankert. 

Für eine vergleichende Übersicht über 
(Re/-De)-Regulierung, Privatisierung und 
Liberalisierung im Wassersektor siehe die 
Tabelle 7 mit Erläuterungen zu den hier 
beschriebenen Fallbeispielen.

5.2.7. Zusammenfassung:  
Privatisierung und PPP im 
Wassersektor versus sozial-
ökologische Regulierung und 
öffentliche Kontrolle

Als Auswirkungen und Probleme der 
Privatisierung bzw. der Etablierung von 
PPP-Abkommen in England und Frank-
reich zeigen sich u.a. gravierende Proble-
me mit der Regulierung privater Anbie-
ter. Beispiele sind ineffektive Preiskont-
rollen bzw. übermäßige Gewinne der pri-

Kasten 17 
Rudern die Niederlande gegen den Strom?

Die Niederlande haben in der Wasserversorgung zum Teil einen anderen Weg einge-
schlagen, als der EU-weite Trend zur Liberalisierung und Privatisierung und auch die 
niederländische Politik in anderen Sektoren vermuten lassen würde. Ein Kabinettsbe-
schluss aus dem Jahr 2000 schreibt den öffentlich-rechtlichen Charakter der Wasser-
versorgung in den Niederlanden vor. Damit wird der status quo festgeschrieben und es 
besteht de facto ein Privatisierungsverbot (Ewers et al 2001, Scheele 2001). 

Die Berichte von Vertretern einer niederländischen Wassergenossenschaft und des nie-
derländischen Umweltministeriums lassen auf die Gründe für die Festschreibung der 
öffentlichen Wasserversorgung schließen. Danach habe sich »in den Niederlanden die 
Überzeugung durchgesetzt, dass Unternehmen der öffentlichen Hand eher günstige 
Preise garantieren als Private und in größerem Umfang Leistungen für Umwelt- und 
Gesundheitsschutz aufgrund ihrer Gemeinwohlorientierung erbringen«(Hansen et al 
2001: 13). Betont wurde auch, dass möglichen Effizienzsteigerungen durch Privatisie-
rungen die hohen Kosten für deren Regulierung bzw. »Überwachung«(Hansen et al 
2001: 14) privater Anbieter entgegenstehen.

Grundsätzlich ist jedoch auch das niederländische Modell der Wasserversorgung stark 
auf Effizienz und Zentralisierung ausgerichtet. Die niederländischen Unternehmen in 
der Wasserwirtschaft sind überwiegend öffentliche Unternehmen mit privater Rechts-
form. Mitte der 1970er Jahre hatte die niederländische Regierung einen Konzentrati-
onsprozess im Wassersektor initiiert, indem bestimmte Vorgaben zur Größe und Wirt-
schaftlichkeit von Unternehmen gemacht wurden. Dadurch verringerte sich die Anzahl 
von über 100 auf gegenwärtig ca. 20 Unternehmen. 
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vaten Betreiber bei gleichzeitigen Preiser-
höhungen für VerbraucherInnen. Das ist 
auch auf die monopolartige bzw. oligo-
polistische Marktstruktur zurückzufüh-
ren, die ungleiche Machtpositionen und 
Kapazitäten von privaten Anbietern wie 
TNK und staatlichen Institutionen wi-
derspiegelt. Auch die zahlreichen Fälle 
von Korruption offenbaren die Grenzen 
einer sozial und ökologisch orientierten 
Regulierung der mächtigen TNK. In Be-
zug auf die Marktstruktur zeichnet sich 
zudem eine deutliche Internationalisie-
rung ab, da die TNK ihre Tätigkeitsfel-
der im Zuge der Privatisierungen auf an-
dere europäische Länder ausweiten. Am 
Beispiel Englands wurden die negativen 
sozialen Folgen (Netzausschlüsse unterer 
Einkommensgruppen) der Privatisierung 
offensichtlich und damit deutlich, dass 
die Verteilungsgerechtigkeit nicht ge-
währleistet war und daher eine Re-Regu-
lierung notwendig wurde. Es zeigte sich 
zudem deutlich, dass Privatisierung von 

Wasserversorgung mit hohen gesamtge-
sellschaftlichen ökonomischen Kosten 
infolge von überhöhten Preisen, unter 
Wert verkaufter Infrastruktur/Anlagen, 
Korruption etc. einhergeht. 

Die Privatisierungsprozesse und de-
ren Folgen legen dabei auch ein funda-
mentales Demokratiedefizit (Umgehen 
demokratisch legitimierter Instanzen, in-
transparente Verfahren, Privatisierung 
bzw. Enteignung öffentlichen Eigentums) 
und damit Korruption im weiter gefass-
ten Sinne offen. Die Bestrebungen einiger 
Unternehmen zu einer teilweisen »Wie-
derverstaatlichung« (Rückgabe der Un-
ternehmen oder Infrastrukturanlagen 
an die öffentliche Hand) aufgrund der 
ausgebliebenen Gewinne offenbaren die 
Strategie des Rosinenpickens und das 
Primat der Profite bei privaten Unter-
nehmen. Das zeigt zugleich nochmals die 
Grenzen und Gefahren der Privatisierung 
von Wasserversorgung auf: wenn Was-
serversorgung als öffentliche Dienstleis-

Kasten 18  
Österreich:  
schleichende Kommerzialisierung und Privatisierung

Auch in Österreich wird die Liberalisierung und Privatisierung der Wasserversorgung 
intensiv diskutiert. Mit Blick auf die von vielen Akteuren positiv bewerteten Erfahrun-
gen mit der Liberalisierung des Energiesektors und auf die finanziellen Engpässe von 
Kommunen wurde das Thema Ende der 1990-er Gegenstand vielfacher politischer 
Auseinandersetzungen (Schönbäck et al 2003: 29-30). 

Derzeit sind die Wasserbetriebe fast ausschließlich in öffentlicher Hand (Aufgaben-
trägerschaft der Kommunen), sind vielfach jedoch als Unternehmen privaten Rechts 
organisiert. Eine Liberalisierung zeichnet sich laut Atzmüller/Hermann (2004: 81) 
ansatzweise ab, da regionale Wasserbetriebe zum Teil außerhalb ihrer bisherigen 
Versorgungsgebiete agieren und lokale Wasserbetriebe deren Dienstleistungen in 
Anspruch nehmen. Vereinzelt sind auch Wasserversorgungsunternehmen an größere 
Energieversorgungsunternehmen verkauft worden. Gesetzliche Vorgaben zur Liberali-
sierung oder Privatisierung im Wassersektor gibt es jedoch auf nationaler Ebene nicht. 
Auch eindeutige Beschäftigungstrends in der österreichischen Wasserwirtschaft lassen 
sich nach Atzmüller/Hermann (ebd.) nicht aufzeigen. 

Das Beratungsunternehmen PriceWaterhouseCoopers erstellte im Frühjahr 2001 im 
Auftrag des Österreichischen Ministeriums für Landwirtschaft, Umwelt und Wasser-
management eine Studie zur Reform des Wassersektors in Österreich. Vorgeschlagen 
wurden Maßnahmen zur Liberalisierung, Kommerzialisierung und Privatisierung, u.a. 
die Streichung von Beihilfen und die Auslagerung von Unternehmensbereichen, um 
die Wasserwirtschaft Österreichs wettbewerbsfähig und kosteneffizient zu gestalten. 
Dieser Bericht wurde von anderer Seite kritisiert, da er effizienzorientierte Ansätze 
unhinterfragt und ohne Kenntnis der besonderen Gegebenheiten des österreichischen 
Systems der Wasserversorgung übertrage (vgl. Hall/Lanz 2001). 

In Wien führte die politische Auseinandersetzung um die mögliche Teilprivatisie-
rung der Wiener Stadtwerke dazu, dass der Landtag im Oktober 2001 Regelungen 
zur Sicherung der öffentlichen Wasserversorgung verfasste. Es wurde festlegt, dass 
für eine Privatisierung von Wasserversorgungsanlagen in Wien eine 2/3 Mehrheit 
im Gemeinderat bestehen muss. Damit werden materielle Privatisierungen deutlich 
erschwert (Schönbäck et al 2003: 33). 
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56 tung erbracht werden und damit in ho-
her Qualität allen zugänglich sein soll, ist 

dies mit den privatwirtschaftlichen Profi-
tinteressen nicht vereinbar. 
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Das Bildungswesen50 in Europa unter-
liegt seit den 1990er Jahren einem struk-
turellen Wandel, der von unterschied-
lichen Faktoren bestimmt wird. Dieser 
Wandel wird vor allem durch die Ein-
führung von Wettbewerbselementen und 
modernen Managementstrukturen so-
wie der zunehmenden Beteiligung Priva-
ter an der Bildungsfinanzierung und der 
Bestimmung von Bildungsinhalten be-
stimmt. Zu den Faktoren, die den Um-
bau des Bildungswesens maßgeblich be-
einflussen, zählen neben dem offenba-
ren Finanzmangel öffentlicher Haushal-
te u.a. der wachsende Einfluss von Infor-
mations- und Kommunikationstechnolo-
gien (IuK-Technologien), die vor allem 
aus deutscher Sicht »schlechten« Ergeb-
nisse der – von der OECD im Jahr 2000 
durchgeführten – PISA-Studie51 sowie die 
Forderungen nach einer stärkeren (Ar-
beits-)Marktorientierung der Bildungs-
inhalte (vgl. u.a. Hirtt 2002, Klausenit-
zer 2002a,b, Steiner-Khamsi 2002, Loh-
mann 1999). 

Bildung nimmt im Kontext der euro-
päischen Dienstleistungspolitik und im 
Vergleich zu anderen Dienstleistungen 
aus zwei Gründen eine Sonderstellung 
ein. Einerseits betonte die Kommission 
der EU in einer Mitteilung zu Leistungen 
der Daseinsvorsorge in Europa, dass die 
Wettbewerbsbestimmungen und Binnen-
marktvorschriften der Europäischen Uni-
on im Bereich der Bildungsdienstleistun-
gen nicht anwendbar sind (ebd. 2000a). 
Andererseits ist Bildungspolitik in Eu-
ropa nach wie vor Sache der Mitglieds-
staaten, eine de jure Vorgabe zur Libera-
lisierung (z.B. Richtlinie) der EU-Kom-
mission existiert also nicht. Mit Bezug 
auf ein Urteil des europäischen Gerichts-
hofs von 198852 heißt es ferner, »dass der 
Staat mit der Errichtung und Erhaltung 
eines Bildungssystems keine gewinnbrin-
gende Tätigkeit aufnehmen will, sondern 
seine Aufgabe auf sozialem, kulturellem 

und bildungspolitischen Gebiet erfüllt« 
(ebd.: 13). Darüber hinaus verabschie-
deten die BildungsministerInnen der EU-
Mitgliedsstaaten im Jahr 2001 ein Kom-
muniqué, das die Hochschulbildung als 
ein öffentliches Gut bezeichnet, dessen 
Bereitstellung »eine vom Staat wahrzu-
nehmende Verpflichtung ist und bleibt« 
(Prager Kommuniqué 2001). 

Dennoch gerät Bildung zunehmend 
unter Liberalisierungs- und Privatisie-
rungsdruck. Ausgeübt wird dieser Druck 
von internationalen Organisationen wie 
der OECD, der Weltbank und der WTO, 
von privatwirtschaftlichen Verbänden 
aber auch von der Europäischen Kom-
mission. Eine Vielzahl von Programmen 
und Dokumenten der EU-Kommission53 
spiegeln dies wider: Bildung soll zum 
»Motor für wirtschaftliches Wachstum 
und Wettbewerbsfähigkeit« in Europa 
werden. Somit werden auch hier Effizi-
enz- und Wachstumskalküle zum Maß-
stab: Bildung soll zukünftig dazu beitra-
gen, dass sich die EU-BürgerInnen besser 
an die Erfordernisse der neuen Wissens-
gesellschaft anpassen können. Das über-
geordnete Ziel ist dabei, das Bildungswe-
sen an den Anforderungen des Arbeits-
marktes auszurichten (Hirtt 2000, Weber 
2002). Bis zum Jahr 2010 soll die Euro-
päische Union somit zum »wettbewerbs-
fähigsten und dynamischsten wissensba-
sierten Wirtschaftsraum der Welt« trans-
formiert werden (EU Kommission 2002).

Die programmatischen Forderungen 
der EU-Kommission zur Reform des Bil-
dungswesens gleichen dabei den Forde-
rungen, die auch seitens der Privatwirt-
schaft an den Bildungssektor gestellt 
werden. Der European Round Table of 
Industrialists (ERT)54, ein europäischer 
Unternehmerverband, fordert insbeson-
dere eine stärkere Ausrichtung der Bil-

6 Liberalisierung und Privatisierung im 
europäischen Bildungswesen

50 Im Folgenden werden vor allem Privatisierungspro-
zesse im Bereich der Schulbildung dokumentiert und 
analysiert.

51 OECD 2000, Internationale Studie über die Schul-
leistungen von 15-jährigen Jugendlichen

52 EuGH 27. September 1988

53 Neben anderen Dokumenten sind vor allem die Fol-
genden von Relevanz: a) Das Weißbuch zur allgemei-
nen und beruflichen Bildung von 1995 (Kommission 
der EU 1995), das Memorandum für Lebenslanges 
Lernen von 2000 (Kommission der EU 2000b) und 
der Bericht zu Benchmarks für die allgemeine und 
berufliche Bildung von 2002 (Kommission der EU 
2002)

54 Der 1983 gegründete ERT besteht aus 47 europäi-
schen Unternehmen u.a. Bertelsmann, Siemens, SAP, 
Bayer, ThyssenKrupp etc. 

Die Engführung der Bildungs-
inhalte: Bildung soll sich zuneh-
mend an den Anforderungen 
des Arbeitsmarktes orientieren
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dungsinhalte und des Bildungssystems an 
den Bedürfnissen des Arbeitsmarktes, um 
somit die so genannte employabilty (Ar-
beitsfähigkeit bzw. Einsatzfähigkeit auf 
dem Arbeitsmarkt) der/des Einzelnen zu 
steigern (ERT 1995, zit. in Hirtt 2000). 

Mit einer Vielzahl von Maßnahmen 
und Instrumenten wird in vielen europäi-
schen Staaten ein Strukturwandel der Bil-
dungssysteme eingeleitet und im Fall von 
Großbritannien bereits seit Jahren umge-
setzt. Durch diese Maßnahmen und In-
strumente (z.B. freie Schulwahl, PPP-Ver-
träge, s. Kasten 19) wird eine Deregulie-
rung und Kommerzialisierung sowie eine 
zunehmende Marktorientierung und Pri-
vatisierung des Bildungswesens – quasi 
durch die Hintertür – etabliert.

Aber nicht nur die oben beschriebenen 
Elemente setzen den europäischen Bil-
dungssektor unter Druck. Auf internati-

onaler Ebene erhöhen v.a. die GATS-Ver-
handlungen den Liberalisierungsdruck 
auf Bildungsdienstleistungen. Für den 
Bereich der universitären Bildung ist die 
EU bereits relativ umfangreiche Libera-
lisierungsverpflichtungen eingegangen. 
Sollten im Bereich der horizontalen Ver-
pflichtungen56, die von der EU vorgenom-
men Ausnahmen im weiteren Verhand-
lungsverlauf aufgehoben werden, hätte 
das für den europäischen Bildungsmarkt 
gravierende Auswirkungen: u.a. könnten 
voll oder teilweise staatlich geförderte 
Studiengänge dann als unfaires Angebot 
(Diskriminierung) gegenüber rein priva-
ten Anbietern aus Drittstaaten gesehen 
werden und somit gegen verpflichtende 
GATS-Prinzipien verstoßen (vgl. Yalcin/
Scherrer 2002, Scherrer 2003, Lichtblau/
Ebner 2003). 

Kasten 19 
Elemente zur Einführung von Markt- und Wettbe-
werbsmechanismen, zur Kommerzialisierung, Deregu-
lierung und Privatisierung im Bildungswesen

• Zentralisierung/Dezentralisierung: Einführung nationaler Bildungsstandards, Evalu-
ationskriterien und einheitlicher Curricula auf der einen Seite sowie andererseits Ein-
führung größerer politischer und finanzieller Entscheidungsfreiheit (»Autonomie«55, 
Selbstverwaltung, Deregulierung und Budgetierung) der Bildungseinrichtungen.

• Freie elterliche Schulwahl: Einführung eines Quasi-Marktes und somit von Wettbe-
werbsmechanismen 

• Public-Private-Partnerships (PPP) und privates Sponsoring: Einbeziehung privat-
wirtschaftlicher Unternehmen zur Finanzierung von Bildungseinrichtungen und Bil-
dungsdienstleistungen sowie –ausstattung (IuK-Technologien)

• Organisationsprivatisierung: Umwandlung ehemals öffentlich-rechtlicher Einrich-
tungen in privat-rechtliche Institutionen (z.B. Stiftungs-Universitäten)

• Output-Orientierung: Bewertung von Schulen und Lehrpersonal nach den Leistun-
gen, Erfolgen und Noten der SchülerInnen

Quellen: Hirtt 2002, Klausenitzer 2003, 2002a, b

55 Während die Debatte um die Schulautonomie ur-
sprünglich pädagogisch, gesellschaftspolitisch und 
demokratisch-partizipatorisch motiviert war, hat 
der Begriff heute stärker ökonomische und steue-
rungspolitische Züge, die zu einer Qualtitäts- und 
Effizienzverbesserung des Bildungssystems führen 
sollen (vgl. u.a. Klausenitzer 2003). 

56 Die so genannten »horizontalen Verpflichtungen« 
im GATS erstrecken sich – anders als die sektoralen 
Verpflichtungen – über sämtliche Sektoren, um die 
verhandelt wird. Hier hat die EU bislang eine für das 
Bildungswesen bedeutsame Ausnahme eintragen las-
sen: Damit das öffentliche Bildungswesen geschützt 
bleibt, behält sich die EU vor, den Marktzugang im 
Bereich von Dienstleistungen die auf kommunaler 
oder staatlicher Ebene zu den so genannten öffent-
lichen Aufgaben gezählt werden, einzuschränken 
(Yalçin/Scherrer 2002).
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Marktorientierte Bildungsreformen 

finden in den Mitgliedsstaaten der EU 
seit den 1990er Jahren statt (Weber 
2002). Ein allgemeiner Überblick über 
die Umsetzung von Liberalisierungs- und 
Privatisierungsmaßnahmen sowie deren 
Folgen läßt sich nur bedingt darstellen: 
Einerseits sind die Bildungssysteme euro-
päischer Länder sehr unterschiedlich or-
ganisiert. Andererseits variieren die po-
litischen Zielsetzungen in Bezug auf die 
Liberalisierung und Privatisierung in den 
EU-Mitgliedsstaaten stark, Restrukturie-
rungen der Bildungswesen haben somit 
sehr verschiedene Reichweiten. Während 
Großbritannien, Deutschland und Italien 
Deregulierungsmaßnahmen und der Ein-
führung von Wettbewerbselementen im 
Bildungswesen grundsätzlich wohlgeson-
nen gegenüberstehen, lehnt Frankreich 
diese bislang offiziell ab (Hirtt 2002: 23, 
Zettelmeier 2002). 

In allen europäischen Mitgliedsstaaten 
besucht die Mehrzahl der SchülerInnen 

öffentliche Bildungseinrichtungen (90%). 
Ausnahmen sind Belgien (im flämischen 
Teil) und die Niederlande, wo proporti-
onal mehr SchülerInnen öffentlich-geför-
derte Privatschulen besuchen. Der An-
teil privater, nicht öffentlich geförder-
ter Schulen ist in den Ländern Griechen-
land, Großbritannien und Italien mit 5-
6% am höchsten (Eurydice 2004). Freie 
Schulwahl – und somit die Einführung 
von Wettbewerb zwischen den Schu-
len – ohne jegliche Regulierung der Be-
hörden gibt es lediglich in Belgien, Ir-
land, Luxemburg, den Niederlanden und 
Großbritannien (Eurydice o.J.: 289). Der 
Grad der Autonomie, im Sinne einer ho-
hen Eigenständigkeit einer Schule, lässt 
sich am ehesten am Grad der Eigenstän-
digkeit bei der Mittelvergabe erkennen. 
Eine weitgehend autonome Verwaltung 
der pauschal zugewiesenen Mittel findet 
EU-weit nur in Großbritannien statt (Eu-
rydice o.J.: 291).

6.1. Stand und Ausmaß der Bildungsprivatisierung

6.2 Folgen von Liberalisierung und Privatisierung 

Sozioökonomische, soziale und de-
mokratietheoretische Auswirkungen ei-
ner Bildungspolitik, die die Förderung 
von Wettbewerb zwischen einzelnen Bil-
dungseinrichtungen und die Verschie-
bung der Bildungsfinanzierung aus der 
öffentlichen in die private Sphäre zum 
Ziel hat, sind EU-weit am deutlichsten 
an den Entwicklungen des britischen Bil-
dungswesens zu erkennen. Ebenso wie 
andere angelsächsische Länder57 orien-
tiert sich die britische Bildungspolitik be-
reits seit den 1980er Jahren an einer Um-
strukturierung des Bildungswesen mit 
neoliberalem Vorbild.

6.2.1 Großbritannien: Bildung Privat!

Die Neuausrichtung der Bildungspo-
litik mit der Absicht, Marktkräfte und 
Wettbewerb im Bildungswesen durch 
Elemente wie Leistungsevaluierung, Zen-
tralisierung, freie Schulwahl und Schul-
autonomie zu etablieren, begann bereits 
in der Thatcher-Ära mit einer Reihe ge-
setzlicher Neuerungen (vgl. BMBF 2003, 
Hatcher 2002, Ball 2003) und wird seit-
her unter New Labour fortgesetzt. Priva-
tisierung im Bildungswesen bedeutet in 
Großbritannien die Verwaltung, Bereit-

stellung und Finanzierung von Bildungs-
dienstleistungen privaten Anbietern zu 
überlassen bzw. – im Fall der Finanzie-
rung – auf private Haushalte zu übertra-
gen. Darüber hinaus forcieren öffentlich 
einsehbare Schul-Rankings58, die anhand 
der SchülerInnenleistungen erstellt wer-
den, den Wettbewerb zwischen den Schu-
len. Hieraus ergibt sich eine sehr komple-
xe und vielfältige Privatisierungstypolo-
gie, die sich auf ganz unterschiedliche Be-
reiche des Bildungswesens ausweitet (s. 
Kasten 20). 

Die Auswirkungen der verschiedenen 
Elemente der Bildungsreform in Groß-
britannien werden in Abhängigkeit der 
Verfügbarkeit empirischer Untersuchun-
gen und der Implementationsdauer be-
stimmter Elemente in unterschiedlicher 
Weise beschrieben. Allgemein weist Hat-
cher (2004) daraufhin, dass es generell 
zu früh sei, die Folgen einer Vielzahl der 
oben beschriebenen Privatisierungsele-
mente zu bewerten. Aus diesem Grund 
werden oftmals neben den empirisch be-
legbaren Folgewirkungen vor allem po-
tentielle Auswirkungen beschrieben. 

57 USA, Australien, Neuseeland, Kanada

58 Bis 2004 waren diese Rankings als so genannte Per-
formance Tables bekannt. Neuerdings sind sie unter 
dem Namen: School and College Achievement and 
Attainment im Internet unter www.dfes.gov.uk/per-
formancetables einsehbar. 

Privatisierung im Bildungswe-
sen in Großbritannien bedeutet 
die Verwaltung, Bereitstellung 
und Finanzierung von Bildungs-
dienstleistungen privaten An-
bietern zu überlassen.
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Folgen für die Marktstruktur: Die Heraus-
bildung privater Dienstleistungsmonopole

Die im Kasten 20 dargestellten ver-
schiedenen Privatisierungsformen des 
britischen Bildungswesen fördern die 
Herausbildung eines Bildungsmarktes, 
der von einigen wenigen privaten Bil-
dungsunternehmen gemeinsam mit in-
ternational agierenden (Multi-Utility) 
Unternehmen dominiert wird. Hervor-
zuheben ist hier das britische Unterneh-
men Nord Anglia, das weltweit 16 Schu-
len leitet und in Großbritannien in eine 
Reihe von PFI-Initiativen zur Schulver-
waltung und -instandhaltung involviert 
ist (Hatcher o.J.; 2004). Als eines der 
weltweit größten privaten Bildungsunter-

nehmen konnte auch das US-amerikani-
sche Unternehmen Edison59 im britischen 
Markt Fuß fassen. Über Programme wie 
»New ways of working« und »Fair Fun-
ding / Best Value« (s. Kasten 20) versucht 
die britische Labour-Regierung mit einer 
eindeutigen Anreizpolitik den Bildungs-
markt noch weiter auszubauen. Das hat 
in den vergangenen Jahren auch zur Eta-
blierung von Multi-Utility Unterneh-
men im Bildungsmarkt geführt wie z. B. 
»Group 4«, ein britisches Unternehmen, 
das sich zuvor vor allem auf private Si-
cherheitsdienste und den Betrieb privater 
59 Edison verwaltet in den USA insgesamt 150 Schulen 

(vgl. die detaillierten Ausführungen bei Reimon/Fel-
ber 2003). 

Kasten 20  
Privatisierungstypologie im britischen Bildungswesen 

• Privatisierung der lokalen Schulbehörden: Mit dem Projekt »New Ways of 
Working«wurden 2001 Partnerschaften zwischen kommunalen Schulbehörden (Lo-
cal Education Authorities LEA) und privatwirtschaftlichen Bildungsunternehmen für 
die teilweise oder gänzliche Auslagerung der lokalen Bildungsverwaltung geschlos-
sen. 

• Fair Funding / Best Value: Seit 2002 müssen lokale Schulbehörden bei der Einrich-
tung neuer Schulen oder in Folge eines mangelhaften Evaluierungsverfahrens ein-
zelner Schulen die/den »beste/n«Servicedienstler/in für die Schulleitung anhand 
eines Ausschreibungsverfahrens ermitteln und sind verpflichtet, auch die Angebote 
privater Unternehmen mit zu berücksichtigen.

• Privates Management öffentlicher Schulen: Hierunter ist die Auslagerung des 
Schulmanagements an privatwirtschaftliche Unternehmen zu verstehen. Einen Son-
derstatus nehmen in diesem Kontext die sog. »Academies«ein, die zu 80% aus 
staatlichen Mitteln finanziert werden, jedoch einen privatrechtlichen Status besitzen 
und somit privat geleitetet werden. Academies sind als privatrechtliche Institutionen 
nicht verpflichtet, gewerkschaftliche Organisierung der LehrerInnen anzuerkennen!

• Auslagerung staatlicher Evaluierungsaufgaben: Die staatlichen und gesetzlich vor-
geschriebenen Schulinspektionen werden von der Regulierungsbehörde Office for 
Standards in Education (Ofsted) zunehmend ausgeschrieben und an privatwirt-
schaftliche Unternehmen vergeben. 

• Private Finance Initiative (PFI): Infrastrukturelle Baumaßnahmen werden durch pri-
vate Mittel (privater Langzeitkredit) vorfinanziert, die in einer Laufzeit von 25-30 
Jahren vom Staat zurückgezahlt werden müssen. Eine andere Form des PFI ist die 
Auslagerung schulischer Dienstleistungen, wie der Kantinenbetrieb, die Reinigungs-
dienste und die Gebäudeinstandhaltung. 

• Sponsoring und Werbung: Zunehmend werden Schulen über sog. Partner-
schaftsprogramme mit privaten Unternehmen finanziell unterstützt. Diese finan-
zielle Unterstützung wird seitens der Unternehmen für die eigene Werbung und 
Imagepflege genutzt, um somit neue KäuferInnenschichten innerhalb und außer-
halb der Schulen zu erschließen. 

• Schulen als Unternehmen: Die Ware, mit der Schulen unternehmerisch tätig wer-
den können, ist Bildung. In Großbritannien bieten Schulen online-Kurse und Lehrin-
halte über das Internet an. Damit werden Einzelschulen in die Lage versetzt, über 
die erzielten Gewinne selbst als Sponsor für andere Schulen aufzutreten und darü-
ber wiederum Wettbewerbsvorteile zu erzielen. 

Quellen: Hatcher (2004, 2002a, b, o.J.), Ball (2003), Medosch (2001), Gewirtz (2003), 
Levačić/Woods (2000)

Im privatisierten Bildungsmarkt 
in Großbritannien sichern sich 
transnationale Multi-Utility Un-
ternehmen immer mehr Markt-
macht. 
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co«, ein Unternehmen, das das britische 
Frühwarnsystem für militärische Luftan-
griff betreibt (Hatcher 2002a).

Folgen für die sozioökonomische Sicher-
heit: Personalabbau und Prekarisierung 

Mit dem Wechsel der Verwaltungsver-
antwortung vom öffentlichen zum priva-
ten verbindet sich häufig eine Verschlech-
terung der Arbeitsbedingung bzw. ein 
Abbau von LehrerInnenstellen. Arbeits-
platzgarantien werden nur selten verein-
bart, eine gewerkschaftliche Organisie-
rung wird im privaten Schulmanagement 
oft untersagt (Hatcher 2002a). Durch 
die Reduzierung des Personals bzw. der 
Neueinstellung von Lehrpersonal unter 
verschlechterten Bedingungen (geringe-
re Lohnzahlungen und arbeitsrechtliche 
Absicherungen), verschaffen sich priva-
te Unternehmen »Wettbewerbsvorteile« 
(Grimshaw et. al 2002). Ehemalige Leh-
rerInnen des öffentlichen Dienstes wer-
den vermehrt als unabhängige BeraterI-
nnen von privaten Bildungsunternehmen 
mit Kurzzeitverträgen eingestellt (Hat-
cher 2004). Hinsichtlich der inhaltlichen 
Ausrichtung der Lehrtätigkeit wird ver-
mehrt auf eine Verschiebung der Aufga-
ben und Prioritätensetzung hingewiesen. 
Die primäre Aufgabe der Lehre wird zu-
nehmend von Aufgaben im Bereich der 
Rechenschaftslegung, Kontrolle und des 
Einwerbens von Drittmitteln abgelöst 
(Whitty et al. 1998, Gewirtz 2003). 

Folgen für die Versorgungssicherheit: 
sozial-räumliche Polarisierung statt 
Zugang für alle

Freie elterliche Schulwahl verstärkt 
vor allem bestehende Ungleichheiten bei 
der Schulleistung und beim allgemei-
nen Zugang zu Bildung, anstatt die Leis-
tungsfähigkeit der Schulen und Schüle-
rInnen generell zu fördern (Ball 2003, 
Gewirtz 2003, Whitty et al 1998, Ma-
gotsiu-Schweizerhof 1999). Hinsicht-
lich der Wirkungsweise auf die Chancen-
gleichheit für Minderheitenkinder wird 
beobachtet, dass die freie Schulwahl be-
sonders Arbeiterkinder und Kinder afro-
karibischer Herkunft benachteiligt (Ball 
2003), und es allgemein zu einer Polari-
sierung der Schulen mit hohem und sol-
chen mit niedrigen MigrantInnenanteil 
kommt (Gewirtz 2003). 

Ein weiterer Effekt der freien Schul-
wahl und der an SchülerInnenleistung 
orientierten Evaluation ist, dass sich »at-
traktive und nachgefragte« Schulen die 
besonders »guten« SchülerInnen aussu-
chen (Cherry-picking), während Schüle-
rInnen mit Lernschwierigkeiten in leis-

tungsorientierten Schulen nicht aufge-
nommen werden (Tomlinson 1998). 

Ökonomische Folgen für die öffentliche 
Hand

BefürworterInnen einer neolibera-
len Bildungspolitik argumentieren, dass 
Wettbewerb und Privatisierung zu ei-
ner effizienteren und kostengünstige-
ren Dienstleistungserbringung führen 
und damit zur Entlastung der öffentli-
chen Haushalte beitragen. Dies lässt sich 
für Großbritannien nicht eindeutig be-
legen. Generell wird zwar die Reduzie-
rung staatlicher Ausgaben im Bildungs-
sektor als eine Folgewirkung v.a. von 
Public-Private Partnership beschrieben 
(Hatcher 2002). Dem wird jedoch gegen-
über gestellt, dass sich öffentliche Ausga-
ben zwar reduzieren, jedoch wie im Fall 
der Public Finance Initiative de facto nur 
nach hinten verschieben, denn die priva-
ten Investitionen müssen spätestens nach 
30 Jahren zurückgezahlt werden. Wer-
den alle Kosten summiert, argumentiert 
Hatcher, ist eine Bereitstellung von schu-
lischen Dienstleistungen durch eine PPP 
um durchschnittlich 10% teurer als eine 
staatliche Bereitstellung (2002: 120). Am 
Beispiel der Bewertung verschiedener 
privater Bildungsunternehmen durch die 
Regulierungsbehörde Ofsted beobachtet 
Hatcher (2004), dass fünf von 10 Unter-
nehmen hinsichtlich der Leistungseffizi-
enz mit mangelhaft abschlossen, drei mit 
ungenügend und nur eines mit befriedi-
gend. 

Verbunden mit dem Zwang, öffent-
liche Bildungsausgaben zu reduzieren 
werden extreme Einschnitte in soziale 
Einrichtungen im Bildungswesen vorge-
nommen. Hinsichtlich der spezifischen 
Angebote für Minderheitenkinder bzw. 
MigrantInnenkinder betont Tomlinson 
(1998) auf der Grundlage verschiedener 
Untersuchungen, dass die Local Educati-
on Authorities durch die Auslagerung be-
hördlicher Aufgaben noch weniger Mit-
tel zur Verfügung haben und dadurch vor 
allem inter-kultureller Bildungszentren 
geschlossen wurden.

Folgen für demokratische Einflussnahme 
und öffentliche Kontrolle

Vor allem durch Public-Private-Part-
nership Abkommen, die private Verwal-
tung von öffentlichen Schulen und die 
Beteiligung privatwirtschaftlicher Unter-
nehmen in lokalen Schulbehörden wird 
eine Veränderung demokratischer Ein-
flussnahme auf die Schul- und Bildungs-
politik befürchtet und bereits beobach-
tet. Ein privates Unternehmen, forderte 
beispielsweise nach der Übernahme der 

Cherry-Pickung in britischen 
Schulen: Leistungsorientierung 
an Schulen führt zunehmend 
zu einer Aufnahme lernstarker 
SchülerInnen an besonders leis-
tungsorientierten Schulen. Das 
Prinzip der Chancengleichheit 
und des gleichberechtigten Zu-
gangs wird ausgesetzt. 
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die Nominierung von 12 von insgesamt 
21 VertreterInnen des lokalen Schulra-
tes (Hatcher 2002). In Folge der relati-
ven Unabhängigkeit privater Unterneh-
men gegenüber den lokalen Behörden, 
deren Arbeit ebenfalls zum Teil von pri-
vaten Unternehmen geleistet wird, bleibt 
Transparenz vermehrt auf der Strecke 
(Hatcher 2004). Darüber hinaus wird 
aufgrund einer zunehmenden Einfluss-
nahme privatwirtschaftlicher Unterneh-
men erwartet, dass sich Lehrinhalte in 
Zukunft mehr und mehr an Wirtschafts- 
und unternehmerischen Profitinteressen 
ausrichten werden anstatt an der För-
derung gesellschaftskritischen Denkens 
(Hatcher 2004).

6.2.2. Deutschland: Bildung im Schat-
ten von Pisa

Auch in Deutschland findet seit 
den 1990er Jahren eine verstärkte Debat-
te über die Reform des Bildungswesens 
unter den Stichworten Autonomie und 
Eigenverantwortung, Wettbewerb und 
New Public Management, Qualitätssi-
cherung, Evaluation und Ergebnisorien-
tierung statt (vgl. Klausenitzer 2003, Ma-
gotsiu-Schweizerhof 1999, Nagel/Jaich 
2002). Die derzeitige Diskussion um eine 
Restrukturierung des deutschen Bildungs-
wesens wird vor allem durch das schein-
bar miserable Abschneiden Deutschlands 
im internationalen Vergleich (OECD 
2003, 2004) angeheizt. Die von der 
OECD in ihren alljährlich herausgegebe-
nen bildungspolitischen Analysen »Bil-
dung auf einen Blick« (ebd.) vergebe-
nen »schlechten Noten« für die deutsche 
Bildung scheinen dabei die Forderungen 
nach einer weitreichenden Kommerzi-
alisierung und Rationalisierung des Bil-
dungswesens unter Beteiligung privater 
Unternehmen zu legitimieren. Die folgen-
de Zusammenstellung (Kasten 21) aktu-
eller Pilotprojekte, Testphasen etc. gibt 
einen Einblick in gegenwärtige Privatisie-
rungs- und Liberalisierungstendenzen im 
deutschen Bildungswesen. 

Folgen und potentielle Auswirkungen der 
Privatisierungsbemühungen im deutschen 
Bildungswesen

Empirisch belegbare Folgeabschätzun-
gen liegen für die deutschen Bildungsre-
formen bislang nicht vor. Dennoch wird 
vielerorts auf die potentiellen und be-
reits beobachtbaren negativen Auswir-
kungen der oben beschriebenen Privati-
sierungs- und Kommerzialisierungsmaß-
nahmen hingewiesen (vgl. etwa Nagel/
Jaich 2002: 107).

Folgen für die sozioökonomische Sicher-
heit

Eine Forderung im Rahmen eines stär-
ker wettbewerbsorientierten Bildungs-
wesens ist die Abschaffung des Beam-
tenstatus und des damit verbundenen 
absoluten Kündigungsschutzes für die 
Beschäftigten im Bildungswesen (ASU/
UNI 2002). Diese Forderung findet vie-
lerorts Zuspruch. Lohmann (1999) weist 
auf die Relevanz einer Reflexion über die 
Konsequenzen dieser Forderung für zum 
einen die Rolle des Staates im Bildungs-
wesen und zum anderen für die Arbeits-
bedingungen von LehrerInnen hin. Die 
Abschaffung des Beamtenstatus käme ei-
nem Rückzug des Staates aus der öffent-
lichen Bildung gleich (ebd.), darüber hi-
naus würde der Anteil der Beschäftigten 
im Bildungswesen auf der Grundlage so 
genannter Mini-Jobs zunehmen. Dies be-
stätigt auch Goerlich (1998) aus Sicht 
der Gewerkschaft Erziehung und Wis-
senschaft (GEW). Festangestellte werden 
bereits heute ausgetauscht durch so ge-
nannte Freie MitarbeiterInnen, was letzt-
endlich zur Kosteneinsparung auf Arbeit-
geberseite führt.

Folgen für die Versorgungssicherheit: 
Desintegration und Ausweitung sozialer 
Disparitäten

In einer Reihe von Arbeiten zur Um-
strukturierung des deutschen Bildungs-
systems wird auf die Gefahr verwiesen, 
dass durch die Einführung von mark-
tähnlichen Mechanismen eine Erhöhung 
der Chancenungleichheit wahrscheinlich 
ist. Magotsiu-Schweizerhof (1999: 8) un-
tersreicht, dass die marktorientierten Re-
formen »zu neuen Mechanismen der in-
stitutionellen Diskriminierung und der 
Steigerung von Ungleichheit und so-
zialer Desintegration« führen können. 
Durch Marktsteuerung hervorgerufene 
Ungleichheiten werden dabei bestehen-
de räumliche, strukturelle und soziale 
Ungleichheiten reproduzieren (Schmerr 
2002: 196). 

Im Zuge des Anstiegs privaten Spon-
sorings im deutschen Bildungswesen for-
muliert Schmerr (2002) eine Reihe von 
Gefahren: Sponsoren könnten direkt Ein-
fluss auf den Bildungsauftrag oder die 
pädagogischen Schwerpunkte nehmen 
(z.B. stärkere Förderung naturwissen-
schaftlicher Fächer auf Kosten geistes-
wissenschaftlicher Bereiche, vgl. Siemens 
AG 2003) sowie einer kritischen Ausein-
andersetzung über Ökonomie und Kom-
merz den Weg versperren.

Private Bildungsdienstleister er-
langen wachsenden Einfluss auf 
die lokale Bildungspolitik
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Ökonomische Folgen für die öffentliche 
Hand

Bei einem Kostenvergleich von priva-
ten und öffentlichen Schulen wird häufig 
nicht berücksichtigt, dass diese durchaus 
unterschiedliche Aufgaben erledigen und 
somit nicht eins zu eins miteinander ver-
glichen werden können. Das staatliche 
Schulwesen ist im Gegensatz zu privaten 
Schulen u.a. verantwortlich für die Wahr-
nehmung des infrastrukturellen Auftrags 
(Bereitstellung eines flächendeckenden 
Schulangebots), des Integrationsauftra-
ges (schulische Integration von Minori-
täten) und der Beschulung von Kindern 
mit besonderem Förderungsbedarf (vgl. 
Weiß 2001, zit. in Nagel/Jaich 2002: 89). 
Hinzu kommt, dass private Träger ihre 
Kosten dadurch reduzieren, dass sie die 
Personalkosten senken. Unter Berück-
sichtigung dieser Faktoren wird deutlich, 
dass bei gleichem Leistungsangebot pri-
vate Anbieter nicht per se kostengünsti-
ger sind als öffentliche. 

6.2.3. Zusammenfassung der 
beschriebenen und potentiellen 
Folgen

Vor allem für Großbritannien werden 
Folgen der Umstrukturierung des Bil-
dungswesens beschrieben, die ähnlich 
im Sinne von potentiellen Auswirkun-
gen auch für Deutschland prognostiziert 
werden: Die politisch gewollte Öffnung 
des Bildungswesen für private Bildungs-
dienstleistungsunternehmen schafft einen 
neuen Bildungsmarkt, in dem sich wie-
derum Monopolstrukturen herausbilden. 
Dabei fassen v.a. internationale sowie 
Multi-Utility Unternehmen Fuß im Bil-
dungssektor. Private Bildungsanbieter re-
duzieren durch private, kurzfristige und 
prekäre Arbeitsverträge mit dem Lehr-
personal ihre Kosten und können somit 
kostengünstiger ihre Dienste anbieten. 
Neue Aufgaben für LehrerInnen wie ver-
mehrte Kontroll- und Evaluationstätig-
keiten sowie Mitteleinwerbung führt zu 
einer Vernachlässigung der Lehrtätigkei-
ten und einer Prioritätenverschiebung an 
Schulen. Durch die Schaffung von Qua-
si-Märkten (freie elterliche Schulwahl) 
und die Konkurrenz der Schulen um 
»gute« SchülerInnen untereinander ver-
stärken sich bestehende gesellschaftli-

60 siehe www.comenius-welt.de/comenius.html
61 vgl. Lohmann 1999
62 Eine Reihe von Beispielen von Schulsponsoring aber 

auch Personalsponsoring in Deutschland finden sich 
bei Schmerr 2002. 

Kasten 21 
Privatisierungstendenzen im deutschen Schulwesen 

• Public-Private-Partnership Abkommen: Kooperationen zwischen Schulen und pri-
vaten Unternehmen finden sich vermehrt bei der Nutzung der IuK – Technologien 
wie z.B. Initiative 21, »Schulen ans Netz«(BMBF, Telekom Bildung Online), Deut-
scher Bildungsserver, WLAN und das Comenius Projekt (Land Berlin und Deutsche 
Telekom)60. Die Siemens AG bietet im Rahmen ihres Förderprogramms »Jugend und 
Wissen«eine Reihe von Kooperationsmöglichkeiten mit Schulen (z.B. SchülerInnen-
wettbewerb Join Multimedia61) an.

• Schulsponsoring und Werbung: In Deutschland besteht ein gesetzliches Werbe-
verbot für an Schulen. Seit Ende der 1990er Jahre formulieren jedoch viele Bundes-
länder Ausführungsbestimmungen für Schulsponsoring oder heben das Werbever-
bot komplett auf (Berlin, Bremen, Hamburg), womit ähnlich wie in Großbritannien 
Schulen und Hochschulen zu Werbeobjekten lokaler und auch transnationaler Kon-
zerne werden63.

• Outsourcing: Outsourcing betrifft sowohl direkte Bildungs- als auch Infrastruktur-
leistungen. An den Hamburger Berufsschulen z.B. fällt seit 1997 der Sportunterricht 
weg, stattdessen erhalten die SchülerInnen Gutscheine für Sportvereine und Fit-
nesscenter. Bethge (2002) berichtet, dass dadurch 40 LehrerInnenplanstellen einge-
spart wurden. 

• Budgetierung, neues Steuerungsmodell und Schulautonomie: Derzeit finden eine 
Reihe von Pilotprojekten zur Einführung neuer Steuerungssysteme in Schulen statt: 
In Hamburg wird seit 1991 schrittweise die Budgetierung im Schulbereich einge-
führt (Bethge 2002: 210), in Hessen das Pilotprojekt »Budgetierung von Schulen« 
(Klausenitzer 2003), in NRW das Projekt: »Selbstständige Schule« (vgl. Bertelsmann 
Stiftung/MSWF 2001). In vielen Fällen werden diese Projekte von privaten Bera-
tungsfirmen wie der Bertelsmann Stiftung oder Accenture geleitet. 
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che Ungleichheiten – Chancengleichheit 
stellt nicht mehr das bildungspolitische 
Ziel dar. Aufgrund der zunehmenden 
Einflussnahme privater Unternehmen im 
Bildungssektor wird eine inhaltliche Ver-
schiebung zugunsten ökonomisch rele-
vanter Inhalte bei gleichzeitigem Verlust 
von allgemeinbildenden Inhalten beob-

achtet bzw. befürchtet. Öffentliche Be-
hörden übertragen ihren politischen und 
inhaltlichen Einfluss im Bildungswesen 
vermehrt privaten Bildungsdienstleistern. 
Den betrieblichen Bildungsinteressen ein-
zelner Sponsoren wird dadurch politisch 
wenig entgegengesetzt. 

Das Centrum für Hochschulent-
wickung (kurz CHE) verfolgt mit 
dem Konzept der »entfesselten 
Hochschule« die Schaffung 
eines Bildungsmarktes in dem 
die Studierenden zu Nachfrage-
rInnen und die Hochschulen zu 
Anbieterinnen werden.

Kasten 22 
Mit CHE den Markt erobern!?

Das Centrum für Hochschulentwicklung (CHE) wurde 1994 von der Bertelsmann Stif-
tung und der Hochschulrektorenkonferenz (HRK) als eine private, gemeinnützig aner-
kannte GmbH gegründet. Der Sitz des CHE ist in Gütersloh, gleich neben der Zentrale 
des Medienriesens Bertelsmann AG, und dessen neoliberalen Think Tank, der Bertels-
mann Stiftung. Ziel des CHE ist es – als Reformwerkstatt verstanden – die Hochschul-
reform so zu steuern, dass ein Bildungsmarkt entsteht, in dem Studierende zu Nachfra-
gerInnen und Hochschuleinrichtungen zu AnbieterInnen werden. Finanziert wird das 
CHE zu 100% von der Bertelsmann Stiftung. 

Das CHE hat den Auftrag, nach dem Motto der ›Leistungsgerechtigkeit‹ das deutsche 
Hochschulwesen zu reformieren. Leitlinien dieser Reform sind Marktprinzipien, wie z.B. 
Konkurrenz zwischen den Lehrenden, Studiengebühren (Kostenbeteiligung genannt), 
Hochschuleingansprüfungen, Hochschulräte (mit VertreterInnen aus der Wirtschaft, 
die keineswegs nur beratende Funktion haben) und die Privatisierung der Hochschul-
finanzierung. Es geht also darum, dem Leitbild der »entfesselten Hochschule«(CHE 
2004) gerecht zu werden, die autonom, profiliert, wettbewerbsfähig, wirtschaftlich 
und international sowie neuen Medien gegenüber aufgeschlossen ist. 

In fast allen Bundesländern ist das CHE als Beraterin tätig wie zum Beispiel beim Bund 
Norddeutscher Hochschulen, als Leiterin des niedersächsischen Modellvorhabens für 
eine Erprobung der globalen Steuerung von Hochschulhaushalten, als Beraterin des 
Bildungsministeriums Baden-Württembergs und Thüringens, als Beraterin zur Entwick-
lung eines Modells zur Einführung von Studiengebühren gemeinsam mit der TU Mün-
chen. Während das CHE vor allem im Hochschulwesen als Beratungsinstitution tätig 
ist, übernimmt die Bertelsmann Stiftung diese Funktion für die Reform des Schulwe-
sens (vgl. Bertelsmann/MSWF 2001).

Quellen: Bennhold 2002, Schöller 2001
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Die Auswertung der vorliegenden Fol-
geanalysen von Liberalisierungs- und 
Privatisierungserfahrungen öffentlicher 
Dienstleistungen offenbart, dass eine 
Vielzahl von Aspekten der Privatisie-
rungsfolgen bisher nicht dargestellt und 
viele Fragen in den Analysen nicht ge-
stellt werden. Zugleich werden die über-

wiegend negativen Folgen der sich an den 
Prinzipien des Marktes orientierenden 
Transformation des Öffentlichen deut-
lich. Die vielfältigen Widersprüche dieser 
Politik im »Dienste des Privateigentums« 
stellen dabei erste Ansatzpunkte für eine 
Suche nach Alternativen dar. 

7. Fazit 

7.1. Die »blinden Flecken« vorliegender Folgeanalysen

Die hier analysierte Literatur befasst 
sich sowohl mit sozialen und politi-
schen Aspekten wie z.B. Beschäftigungs-
entwicklung oder Zugänglichkeit von 
Dienstleistungen als auch mit politisch-
ökonomischen Fragen zu Marktstruktur 
und Regulierung. 

Für einige Länder und Sektoren lie-
gen bislang kaum Erkenntnisse über Pri-
vatisierungsprozesse und deren Folgen 
vor. Bisher sind vor allem die Privatisie-
rungs- und Liberalisierungsprozesse in 
netzwerkgebundenen Dienstleistungssek-
toren in Großbritannien, Schweden und 
Dänemark, Deutschland sowie Frank-
reich untersucht worden. Ein Großteil 
der Arbeiten betrachtet die Folgen aus 
einer ökonomischen Perspektive (Markt- 
und Unternehmensstruktur, Preisent-
wicklung etc.) und zieht überwiegend 
ökonomische Kriterien als Maßstab für 
den Erfolg heran. Ein weiterer Teil von 
Arbeiten beschäftigt sich mit Fragen der 
Beschäftigungsentwicklung und den Ar-
beitsbedingungen. Die mit den Privati-
sierungs- und Liberalisierungsprozessen 

verbundenen sozialen, politischen und 
demokratietheoretischen Fragestellungen 
werden hingegen nur wenig untersucht. 
Vor allem auf Fragen nach gender-spezifi-
schen und ökologischen Folgewirkungen 
von Privatisierung und Kommerzialisie-
rung öffentlicher Dienstleistungen gehen 
die vorliegenden Arbeiten kaum oder gar 
nicht ein. In vielen Ländern und Sektoren 
zeigt sich aber auch, dass empirisch be-
legte Folgeeinschätzungen deshalb nicht 
zu finden sind, weil Privatisierungsmaß-
nahmen Teil eines sich gegenwärtig voll-
ziehenden strukturellen Wandels sind. 

Kommerzialisierung, Privatisierung, 
Liberalisierung und Deregulierung ge-
hen in der Umsetzung vielfach miteinan-
der einher. Die beschriebenen Folgen las-
sen sich daher nicht immer eindeutig ei-
nem dieser Umstrukturierungsprozesse 
zuordnen. Dennoch ist gerade mit Blick 
auf die Entwicklung von Gegenstrategi-
en und Alternativen eine Differenzierung 
zwischen diesen Begriffen und Prozessen 
notwendig. 
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Die Analysen zu »Privatisierungsfol-

gen« offenbaren sowohl sektor- und län-
derübergreifende als auch fallspezifische 
Trends. Diese Trends verdeutlichen, dass 
öffentliche Dienstleistungen in Europa 
einem fundamentalen Wandel unterlie-
gen, der die unterschiedlichen Dimensi-
onen des »Öffentlichen« (Verfügbarkeit, 
demokratische Kontrolle und Zugang) 
berührt und somit den Charakter öffent-
licher Dienstleistungen als Säulen einer 
allgemein zugänglichen Daseinsvorsorge 
grundlegend verändert. 

Folgen für die Markt- und Unternehmens-
struktur: vom staatlichen zum privaten 
Monopol

In den netzwerkgebundenen Dienst-
leistungssektoren zeichnet sich ein län-
derübergreifender Trend zur Marktkon-
zentration ab: große private Konzerne 
bilden oftmals Oligopole, wodurch die 
angestrebten Wettbewerbs- bzw. Libera-
lisierungseffekte in Frage gestellt werden, 
da einzelne Unternehmen den Markt do-
minieren. Vielfach haben dabei die eta-
blierten Betreiber (ehemalige staatliche 
Monopolunternehmen) eine dominieren-
de Stellung inne.

Für bestimmte Sektoren zeichnet sich 
ein Trend zur Teilprivatisierung und In-
ternationalisierung ab: zunehmend kau-
fen private Unternehmen und insbeson-
dere TNK Anteile an kommunalen Ver-
sorgern. Dadurch erfahren die TNK 
eine Stärkung ihrer Marktposition. Ins-
besondere in den Sektoren Verkehr, En-
ergie- und Wasserversorgung zeigt sich, 
dass sich transnationale Multi-Utility-
Unternehmen (z.B. Veolia/Connex, E.on, 
RWE) nach einem mehrjährigen Prozess 
der »Marktbereinigung« (Verdrängungs-
wettbewerb) die Marktmacht sichern. 
Somit verlaufen europäische Liberalisie-
rungs- und Privatisierungsprozesse ganz 
nach dem Motto »Fit für den Weltmarkt« 
und vor allem im Interesse transnationa-
ler Konzerne, die sich weltweit wie auch 
im Rahmen des GATS den Zugang zu 
Dienstleistungsmärkten sichern wollen.

Folgen für die sozioökonomische Sicher-
heit: Stellenabbau, Prekarisierung und 
Schwächung der Gewerkschaften

Für die netzwerkgebundenen Dienst-
leistungssektoren wird in der Mehrzahl 
der Länder ein massiver Stellenabbau be-
schrieben. Oftmals setzt dieser, wie sich 
am Beispiel vieler europäischer Bahnun-
ternehmen und der britischen Wasserbe-

triebe zeigt, bereits vor der eigentlichen 
Privatisierung ein. Denn durch die so ge-
nannten Modernisierungen öffentlicher/
staatlicher Betriebe wird schon frühzeitig 
eine Politik der Kommerzialisierung ein-
geleitet, die durch die Privatisierung ehe-
mals öffentlicher Unternehmen konsoli-
diert wird. Mit diesen Umstrukturierun-
gen setzt vielfach eine Prekarisierung der 
Arbeitsbedingungen ein (Ausweitung der 
Arbeitszeiten, Zunahme von Überstun-
den, Lohneinbußen, Zeitverträge). Mas-
siver Personalabbau und die Erosion der 
Beschäftigungsbedingungen stehen dabei 
in engem kausalen Zusammenhang mit 
den Preisentwicklungen vor und nach 
der »Marktbereinigung«, denn über Ent-
lassungen und Mehrbelastungen der An-
gestellten werden Preissenkungen finan-
ziert und die Etablierung einer dominan-
ten Position der Unternehmen im Markt 
sicher gestellt. Stellenabbau und Prekari-
sierung haben nicht zuletzt auch Auswir-
kungen auf die industriellen Beziehun-
gen und führten bereits in vielen Ländern 
und Sektoren zu einer Schwächung der 
gewerkschaftlichen Interessenvertretung. 

Folgen für die Versorgungssicherheit: 
Sozial-räumliche Polarisierung und 
Zugangsbarrieren 

Die Kommerzialisierung und Privati-
sierung von Dienstleistungserbringung 
führt häufig dazu, dass der Zugang zu 
öffentlichen Dienstleistungen für untere 
Einkommensgruppen und marginalisierte 
Bevölkerungsgruppen nicht gewährleis-
tet wird. In einigen Fällen wurde Zugang 
zu ehemals öffentlichen Dienstleistungen 
erst durch eine entsprechende staatliche 
Re-Regulierung privater Anbieter wieder 
ermöglicht. Als Folge des »Rosinenpi-
ckens« privater Dienstleistungserbringer 
mit dem Ziel der Profitmaximierung und 
Kostensenkung lassen sich vielfach sozia-
le Ausgrenzung und sozial-räumliche Po-
larisierung beobachten (z.B. im Bildungs- 
und Wassersektor Großbritanniens, so-
wie im ÖPNV-Sektor in Schweden und 
Dänemark). 

Zugleich wird das populäre Argument 
der PrivatisierungsbefürworterInnen, die 
Dienstleistungsqualität verbessere sich 
durch Privatisierung und Liberalisierung, 
durch zahlreiche Beispiele in Frage ge-
stellt. Das Zugunglück von Hatfield in 
Großbritannien und die Koordinations-
probleme der verschiedenen privaten An-
bieter im britischen Bahnsektor stellen 
gravierende Qualitätseinbußen dar und 

7.2 Die Transformation des Öffentlichen:  
Effizienz versus soziale Gerechtigkeit
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nerInnen auf die Privatisierung und Libe-
ralisierung zurückgeführt. Ebenso wer-
den die Stromausfälle in einigen europäi-
schen Ländern z.T. den Liberalisierungs-
maßnahmen im europäischen Energie-
sektor zugeschrieben. Die Verbesserung 
der Wasserqualität nach der Privatisie-
rung der Wasserversorgung in England ist 
letztendlich darauf zurückzuführen, dass 
der Privatisierung eine jahrelange De-In-
vestitionspolitik der britischen Regierung 
vorausging, die ein rapides Absinken der 
Wasserqualität zur Folge hatte. 

Ökonomische Folgen für die  
öffentliche Hand: Cui bono?

Privatisierung führt auch nicht grund-
sätzlich – wie oftmals von Befürworte-
rInnen argumentiert – zur Entlastung öf-
fentlicher Kassen, denn mit der Privati-
sierung öffentlicher Dienstleistungen sind 
vielfach finanzielle Zusatzbelastungen für 
öffentliche Haushalte sowie langfristige 
Einkommenseinbußen verbunden. Ener-
gieversorgung beispielsweise stellt in vie-
len Kommunen einen profitablen Sektor 
dar, der in einer öffentlichen Dienstleis-
tungserbringung weniger rentable Sekto-
ren quersubventionieren kann. Mit der 
Liberalisierung des Energiesektors und 
der damit oft verbundenen Teil-Privati-
sierung kommunaler Stadtwerke verlie-
ren Kommunen in Deutschland wichtige 
Finanzmittel zur Quersubventionierung 
des öffentlichen Nahverkehrs und damit 
zur Umverteilung. Somit wird de facto 
eine Entsolidarisierung gesellschaftlicher 
Strukturen vorangetrieben. Im Bahnwe-
sen ebenso wie in den Bereichen Was-
ser- und Energieversorgung ist die privat-
wirtschaftliche Re-Organisation öffentli-
cher Dienstleistungen auch oftmals mit 
einem kostenintensiven Neuaufbau von 
Regulierungssystemen verbunden, wie 
beispielsweise in Großbritannien und 
Deutschland beobachtet werden kann. 
Dass die Profitorientierung privater Un-
ternehmen den zum Teil notwendigen er-
heblichen Investitionen in öffentliche In-
frastruktur entgegensteht, zeigt sich u.a. 
an den Bestrebungen britischer Wasser-
versorgungsunternehmen, die Infrastruk-
tur wieder zu verstaatlichen. Die nach der 
Privatisierung eingeleiteten Modernisie-
rungen der Leitungssysteme wurden be-
reits über finanzielle Zugeständnisse an 
die privaten Anbieter und durch zu nied-
rige Verkaufspreise der staatlichen Un-
ternehmen indirekt vom Staat finanziert. 
Die einmaligen Verkaufserlöse aus einer 
Privatisierung können somit die langfris-
tigen Folgekosten z.B. für Regulierungs-

maßnahmen sowie die Einkommensver-
luste für die öffentlichen Haushalte nicht 
aufwiegen.

Folgen für demokratische Einflussnahme 
und öffentliche Kontrolle:  
Die Privatisierung der Politik

In Bezug auf demokratisch legitimier-
te Kontroll- und Einflussmöglichkeiten 
zeichnen sich negative Folgen der Pri-
vatisierung öffentlicher Dienstleistungen 
auf verschiedenen Ebenen deutlich ab. Es 
zeigt sich z.B., dass Einflussmöglichkei-
ten privater Akteure auf kommunale Ent-
scheidungsprozesse durch die Beteiligung 
privater Anbieter an kommunalen Unter-
nehmen zunehmen. Ein weiteres Beispiel 
liefert die Liberalisierung und Privatisie-
rung des Energiesektors, die sich indirekt 
auf die Beteiligung privater Anbieter im 
Wassersektor auswirkt. Private Unter-
nehmen kaufen sich über die Energielibe-
ralisierung und –privatisierung in Multi-
Utility Stadtwerke ein und erlangen so-
mit – quasi durch die Hintertür – Zugriff 
auf die Wasserversorgung, ohne dass die-
se formal liberalisiert wurde. Damit wer-
den politische Entscheidungsprozesse 
verändert und bestehende Kontrollme-
chanismen erodiert. Beispielhaft für die-
se Entdemokratisierung sind auch die so 
genannten schleichenden Privatisierungs-
prozesse, denn durch die Umwandlung 
kommunaler Eigenbetreibe in privat-
rechtliche Regiebetriebe und die Zunah-
me von PPP verringern sich die Einfluss-
möglichkeiten öffentlicher Akteure sowie 
deren Gestaltungsmacht. Zunehmende 
Intransparenz, Korruption und nicht de-
mokratisch legitimierte Entscheidungs-
prozesse im Zusammenhang mit der Pri-
vatisierung öffentlicher Dienstleistungen 
spiegeln eine grundlegende Entdemokra-
tisierung dar.

Die Probleme der Regulierung priva-
ter und insbesondere großer transnati-
onaler Unternehmen in vielen Ländern 
zeigen zudem, dass eine sozial-ökologi-
sche und ökonomische Dienstleistungser-
bringung keine Frage der Regulierung ist, 
denn die strukturellen Ungleichgewich-
te und unterschiedlichen Machtverhält-
nisse zwischen transnationalen Konzer-
nen und staatlichen Akteuren verhindern 
eine öffentliche Kontrolle. 

Die Analyse der »Privatisierungsfol-
gen« bestätigt somit in vieler Hinsicht 
die Befürchtungen und kritischen Ein-
schätzungen der Privatisierungsgegner-
Innen. Es zeigt sich, dass durch die Ori-
entierung an privatwirtschaftlicher Pro-
fitlogik infolge von Kommerzialisie-
rung, Liberalisierung und Privatisierung 
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heit in den Ländern der Europäischen 
Union nicht (mehr) für alle gewährleis-
tet wird. Statt sozialer und territoria-
ler Kohäsion entsteht eine sozial-räumli-
che Kluft. Privatisierung und Liberalisie-
rung im Bereich öffentlicher Dienstleis-
tungen schafft GewinnerInnen und Ver-
liererInnen in verschiedenen Bereichen: 
Während bestimmte NutzerInnengrup-
pen von einer privatisierten Bildung oder 
Gesundheitsversorgung aufgrund gesell-
schaftlicher und ökonomischer Privile-
gien profitieren können, werden andere 
von diesen Dienstleistungen ausgeschlos-
sen. Und während private Unternehmen 
und transnationale Konzerne verstärkt 

in informellen und intransparenten Pro-
zessen Einfluss auf gesellschaftliche Aus-
handlungsprozesse erhalten, werden die 
Möglichkeiten öffentlicher, politisch de-
finierter Kontrolle sowie demokratischer 
Einflussnahme immer geringer. Gleichzei-
tig akkumulieren sich die Profite aus der 
Erbringung öffentlicher Dienstleistungen 
zunehmend in den Kassen privater An-
bieter, während sich Kommunen wach-
senden Haushaltsdefiziten gegenüber se-
hen. Somit führt die Durchsetzung der 
Privatisierungslogik im Bereich öffentli-
cher Dienstleistungen zu einem »Private 
Gain – Public Loss« auf verschiedenen 
gesellschaftlichen Ebenen.

7.3 Auf der Suche nach Alternativen…

Die Folgen der Privatisierung, Kom-
merzialisierung und Liberalisierung öf-
fentlicher Dienstleistungen aufzuzeigen 
diente zunächst dem Ziel, die Widersprü-
che in der Argumentation der Privatisie-
rungsbefürworterInnen aufzudecken und 
diese Politik damit zu demaskieren. Um 
dem gegenwärtigen TINA-Denken (The-
re Is No Alternative) etwas entgegenzu-
setzen, ist es jedoch notwendig, Alternati-
ven zur Privatisierung und z.T. zu den ge-
genwärtigen Formen staatlicher Dienst-
leistungserbringung zu entwickeln. Die 
Frage nach der Ausgestaltung alternati-
ver öffentlicher Dienstleistungserbrin-
gung ist dabei eine Frage gesellschaftli-
cher Kräfteverhältnisse – und somit auch 
von Widerstand. Die weltweit und auch 
in Europa stattfindenden Abwehr- und 
Widerstandskämpfe sind daher dringend 
notwendig, jedoch bislang nicht hinrei-
chend für den Aufbau von Alternativen. 
Zudem haben sich die ungleichen Kräf-
teverhältnisse trotz zunehmender Wider-
standsbewegungen und –formen bislang 
nicht verändert (Huffschmid 2004a: 14). 

Ansatzpunkte identifizieren 
Die in dieser Studie aufgeführten zahl-

reichen Beispiele negativer Folgen sowie 
die hier aufgedeckten Widersprüche der 
europäischen Privatisierungs- und Libe-
ralisierungspolitik bieten wichtige An-
satzpunkte für eine Debatte über Gegen-
strategien auf unterschiedlichen Ebenen. 
Zum einen zeigen die Ergebnisse der Stu-
die Widersprüche in der Argumentati-
on der PrivatisierungsbefürworterInnen: 
Die EU-Liberalisierungsrichtlinien in 
netzwerkgebundenen Dienstleistungssek-
toren wie Energie und Verkehr führten 
keineswegs zu dem angestrebten Wett-

bewerb zahlreicher Anbieter, einer besse-
ren Dienstleistungsqualität und gesunke-
nen Preisen. Vielmehr manifestieren sich 
Preisanstieg und Aufteilung der Märkte 
unter wenigen großen Konzernen, wie 
z.B. im deutschen Energiesektor. Zum 
anderen zeigen sich auch Widersprüche 
auf der Ebene der Liberalisierungs- und 
Privatisierungsstrategien und der Ziel-
setzungen der einzelnen Akteure: Wäh-
rend einzelne EU-Initiativen darauf drän-
gen, weitere Bereiche der Daseinsvor-
sorge wie z.B. die Wasserversorgung de 
jure zu liberalisieren, wird andererseits 
die besondere Bedeutung öffentlicher 
Dienstleistungen für die soziale und ter-
ritoriale Kohärenz im EU-Weißbuch zu 
Dienstleistungen der Daseinsvorsorge be-
tont. Ebenso wird im Rahmen des Bolo-
gna-Prozesses zur Reformierung des eu-
ropäischen Bildungswesens darauf hinge-
wiesen, dass Bildung ein öffentliches Gut 
sei und deshalb staatlich finanziert und 
bereitgestellt werden sollte (Prager Kom-
muniqué 2001). Gleichzeitig hält Priva-
tisierung über PPP-Abkommen und pri-
vates Sponsoring Einzug ins europäische 
Bildungswesen. 

Diese und viele andere Widersprüche 
und negative Folgen von Privatisierung 
zeigen, dass die besondere Rolle und ge-
sellschaftliche Bedeutung öffentlicher 
Dienstleistungen mit Marktorientierung 
und Profitmaximierung nicht aufrecht-
zuerhalten sind. Daher gilt es, Gegenstra-
tegien zu entwickeln, die diese Wider-
sprüche aufgreifen und die Rolle der ver-
schiedenen Akteure in der europäischen 
Privatisierungspolitik (TNK, kommuna-
le und nationale Regierungen, EU-Insti-
tutionen, kommunale Unternehmen und 
ArbeitnehmerInnen) analysieren, um so-



Öffentliche Dienstleistungen unter Privatisierungsdruck

69

wohl grundsätzlich unterschiedliche als 
auch gemeinsame Interessen sowie Bünd-
nismöglichkeiten aufzuzeigen. 

Kriterien für Alternativen entwickeln
Ausgangspunkt für die Entwicklung 

von Alternativen ist die Frage, nach wel-
chen normativen Zielen und Grundsät-
zen öffentliche Dienstleistungen gestal-
tet werden sollen. Kernprinzipien der Su-
che nach Alternativen sind daher die ver-
schiedenen Dimensionen des Öffentlichen 
– Öffentlichkeit des Konsums, Öffentlich-
keit der Entscheidung und Öffentlichkeit 
der Verteilung. Dabei ist zu berücksichti-
gen, dass auch bei der bisherigen staatli-
chen/öffentlichen Dienstleistungserbrin-
gung diese Dimensionen bisher nicht für 
alle BürgerInnen gleichermaßen gegeben 
waren. Denn auch z.B. in der gegenwär-
tigen staatlichen Gesundheitsversorgung 
oder Bildungspolitik sind bestimmte Be-
völkerungsteile von Dienstleistungen der 
medizinischen Versorgung oder dem Zu-
gang zu Bildungsmöglichkeiten ausge-
schlossen. 

Bei der Entwicklung von Alternati-
ven sind vielfältige grundsätzliche As-
pekte und Fragen zu berücksichtigen. 
Alternativen müssen den verschiedenen 
Kontexten entsprechend und nicht als 
blue prints gestaltet werden. Neue For-
men der Dienstleistungserbringung müs-
sen die spezifischen gesellschaftlichen Be-

dürfnisse an Bildung, Wasserversorgung 
und Verkehrsanbindung berücksichtigen. 
Die in dieser Studie dargestellten sektor- 
und länderübergreifenden Folgewirkun-
gen der Liberalisierung und Privatisie-
rung öffentlicher Dienstleistungen zeigen 
jedoch zugleich, dass es neben der Ent-
wicklung dezentraler Modelle um die 
Formulierung übergeordneter Grund-
sätze und Anforderungen an Dienstleis-
tungen geht, die sowohl europaweit als 
auch global Gültigkeit besitzen. Denn Li-
beralisierungs- und Privatisierungspolitik 
wird ebenenübergreifend durchgesetzt. 
Die Verzahnung der verschiedenen Ebe-
nen und Akteure dieser Politik – inter-
national (GATS und Weltbank), europa-
weit (Binnenmarktstrategie und Liberali-
sierungsrichtlinien) sowie auf nationaler 
und lokaler Ebene verdeutlicht, dass die 
Fragen nach gesellschaftlichen Grundsät-
zen auch globale Fragen sind. 

Zentrale Fragen für die Entwicklung 
von Alternativen sind Fragen nach einem 
Finanzierungsmodell, das angesichts der 
ungleichen gesellschaftlichen Besitzver-
hältnisse Mechanismen zur Umverteilung 
und Quersubvention etablieren muss. In 
diesem Zusammenhang und angesichts 
der Kritik an bestehenden undemokrati-
schen Entscheidungsstrukturen und zu-
nehmend umgangenen Kontrollmecha-
nismen ist die Rolle des Staates bzw. öf-
fentlicher Akteure und deren Verhältnis 

Kasten 23: 
Widerstand gegen Privatisierung und Liberalisierung 
in Europa – einige Beispiele

GATS-freie Zonen: 
In verschiedenen europäischen Ländern wurden in den vergangenen Jahren so 
genannte GATS-freie Zonen symbolisch ausgerufen und Resolutionen dazu verab-
schiedet. Damit wird bekundet, dass hier die Liberalisierungsstrategien des GATS nicht 
etabliert werden sollen und sich die lokalen Akteure gegen diese Politik der Liberali-
sierung öffentlicher Dienstleistungen wenden. In Frankreich haben sich beispielsweise 
über 400 Gemeinden und Regionen zu GATS-freien Zonen erklärt, in Österreich sind 
es 280 Gemeinden (mehr als 10% aller Kommunen), die sich GATS-frei nennen. In 
Göttingen hat der Rat der Stadt im Februar 2002 eine Erklärung verabschiedet, in der 
er sich ausdrücklich gegen die Privatisierung öffentlicher Dienste der Daseinsvorsorge 
ausspricht. 

BürgerInnenbegehren 
In einer Vielzahl von deutschen Kommunen konnten Privatisierungsbemühungen und 
Cross-Border-Leasing Geschäfte durch BürgerInneninitiativen sowie die Einrichtung 
von Genossenschaftsmodellen verhindert werden. In Hamburg konnte im Rahmen 
der Kampagne »Gesundheit ist keine Ware«die Privatisierung eines Krankenhauses im 
Stadtteil Altona verhindert werden. Insgesamt ist es im Bereich der Wasserversorgung 
in Deutschland bislang 27 Mal gelungen, eine Privatisierung durch ein BürgerInnenbe-
gehren zu verhindern. 

Quelle: Deckwirth et al. 2004
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70 zu verschiedenen Interessengruppen zu 
hinterfragen. Und nicht zuletzt stellt sich 
die Frage nach den Entscheidungsmecha-
nismen, den Verantwortlichkeiten und 
Akteuren alternativer Dienstleistungser-
bringung, -bereitstellung und –kontrol-
le. Hiermit eng verbunden ist auch die 

Frage, für wen Alternativen zugänglich 
sind, wer davon profitiert, wer an Ent-
scheidungsprozessen beteiligt ist und ob 
die bestehenden Strukturen gesellschaft-
licher Ungleichheit überwunden werden 
können. 
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DB AG Deutsche Bahn AG

DTI   Department of Trade and Industry 

EbVU  Eisenbahnverkehrsunternehmen

EC   European Commission

EEA  Europäische Eisenbahnagentur

EPSU  European Federation of Public Service Unions 

ERT  European Round Table of Industrialists

EU   Europäische Union

EVU  Energieversorgungsunternehmen

GATS  General Agreement on Trade in Services

IWF  Internationaler Währungsfond

LEA  Local Education Authorities

OECD Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung

Ofgem Office of Gas and Electricity Markets

OFWAT  Office of Water Services

OPRAF Office of Passenger Rail Franchising

ORR   Office of Rail Regulators

PRSP   Poverty Reduction Strategy Paper

PSIRU Public Services International Research Unit

REC  Regional Electricity Companies

TNK  Transnationaler Konzern

WTO  World Trade Organisation
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